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Die Entwicklung betriebsinterner Arbeitsmarkt-
strukturen in Deutschland

Theoretische Fragen und
historische Perspektiven”

* Dieser Text wird 1997 in der Reihe der Arbeitspapiere aus dem Arbeitskreis SAMF
als ,Studien zur Geschichte betriebsinterner Arbeitsmarkte in Deutschland®, Teil 4
und Teil 5, veroffentlicht.
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1 Vorbemerkung

Das vorliegende Arbeitspapier ist der abschliefSende Teil der Ergebnisse
eines Forschungsprojekts zur Entstehung und Geschichte betriebsin-
terner Arbeitsmérkte in Deutschland. Es wurde unter dem Titel ,Ent-
stehungsbedingungen und Formen betriebsinterner Arbeitsmarktstruk-
turen in der deutschen Industrie - eine historisch gerichtete soziologi-
sche Analyse von Arbeitsmarktstrukturen und -theorien“ von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft geférdert und von 1984 bis 1988 am In-
stitut fir Sozialforschung in Frankfurt am Main durchgeftihrt. Die Stu-
dien hatten das Ziel, die Entstehung und Ausformung der einzelnen E-
lemente betriebsinterner Arbeitsmarkte im Zusammenhang mit der
Herausbildung der grofliindustriellen Organisation und in Abhangigkeit
von 6konomischen, politischen, sozialen und organisatorischen Einflufs-
faktoren in der deutschen Industrie zu untersuchen. Leithypothese war,
dafd typische Erscheinungsformen betriebsinterner Arbeitsméarkte sich
in Deutschland schon ab der Jahrhundertwende entwickelt und in der
GrofSindustrie in der Zwischenkriegszeit und im nationalsozialistischen
Deutschland weiter ausgebildet haben; es sollte damit die Bedeutung
innerindustrieller Einfluf3faktoren gegentiber den in der theoretischen
Diskussion meist in den Vordergrund gestellten sozialpolitischen Mo-
menten aufgezeigt werden.

Mitglieder des Projektteams waren - teilweise in unterschiedlichen Zeit-
rAumen - Helgard Kramer, Carola Sachse, Rudi Schmiede, Edwin
Schudlich und Ulrike Stein-Schmiede; als Hilfskraft war zeitweise Ve-
ra Klinger beteiligt; Rudi Schmiede tibernahm von Gerhard Brandt die
Projektleitung. Neben den inhaltlichen Untersuchungen wurde zum
Projektthema eine EDV-gestiitzte Literaturdokumentation erstellt, um
die Projektarbeit zu unterstiitzen und die recherchierte Literatur aus
verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen und institutionellen Zusam-
menhdngen als Projektergebnis verfiigbar zu machen. Diese Dokumen-
tation konnte an die schon zuvor in einer Untersuchung zur Arbeitszeit-
entwicklung und Arbeitszeitpolitik erstellte Literaturdokumentation zur
Arbeitszeitfrage ankntipfen und aufbauen. Fiur beide Dokumentationen



zeichnete Ulrike Stein-Schmiede verantwortlich. Es ist geplant, diese
Dokumentationen auch in gedruckter Form als Sonderband der vom In-
stitut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung herausgegebenen ,Beitra-
ge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung® zu veréffentlichen.

Aus verschiedenen personellen und organisatorischen Grinden konnte
die Untersuchung nicht in Frankfurt endgultig fertiggestellt werden.
Nach- und Abschlufsarbeiten zogen sich noch tiber mehrere Jahre hin.
Nicht zuletzt mufSte aufgrund der vélligen Verdnderung der EDV-
Landschaft im letzten Jahrzehnt die Dokumentation sowohl in ihrer Da-
ten- als auch in ihrer Programmdimension véllig neu aufgebaut und die
Daten per Hand Uubertragen werden. Immerhin ist dadurch mittlerweile
im Ergebnis das méglich geworden, was von Anfang an eine Zielsetzung
des Projekts war: Die dokumentierten Literaturbestdnde kénnen nun
weltweit und in intuitiv zuganglicher Form im WWW (URL:
http:/ /www.ifs.th-darmstadt.de/abm.html) von Interessenten recher-
chiert werden.

Die Ergebnisse der Untersuchung, die auf eine in zugleich differenzie-
render Weise positive Bekraftigung der Leithypothese hinauslaufen,
konnten daher nur sukzessive in mehreren - unter dem Gesamttitel
.Studien zur Geschichte betriebsinterner Arbeitsmirkte in
Deutschland“ zusammengefafiten - Teilschritten prasentiert werden,
die in der Form von Arbeitspapieren des Arbeitskreises Sozialwissen-
schaftliche Arbeitsmarktforschung (SAMF) verotffentlicht wurden bzw.
werden:

Teil 1: Edwin Schudlich: Von der externen zur internen Arbeitsmarkt-
politik. Zur arbeitsmarktpolitischen Rationalisierung des Pro-
duktionsprozesses um die Jahrhundertwende, Gelsenkirchen:
SAMF-Arbeitspapier 1994-2

Teil 2: Carola Sachse: Werkswohnungsbau und betriebsinterne Ar-
beitsmarktpolitik in Deutschland von 1880 bis 1945, Gelsenkir-
chen: SAMF-Arbeitspapier 1994-3

Teil 3: Helgard Kramer: Interne Arbeitsmérkte in der I.G. Farbenindust-
rie AG widhrend der zwanziger Jahre und der Weltwirtschaftskri-
se, Gelsenkirchen: SAMF-Arbeitspapier 1994-8



Teil 4:

Teil 5:

Rudi Schmiede: Die Konsolidierung betriebsinterner Arbeits-
marktstrukturen in der deutschen Wirtschaft in der Periode vom
Ersten bis zum Zweiten Weltkrieg, Darmstadt: SAMF-
Arbeitspapier 1997-2

Rudi Schmiede: Die Entwicklung betriebsinterner Arbeitsmarkt-
strukturen in Deutschland - Theoretische Fragen und histori-
sche Perspektiven, Darmstadt: SAMF-Arbeitspapier 1997-3

Erganzend soll noch auf folgende Veréffentlichungen hingewiesen wer-

den, die als Teilergebnisse oder Zusatzarbeiten des Forschungsprojekts

parallel oder schon friher publiziert wurden:

Rudi Schmiede: Alte und neue Stammbelegschaften, paterna-
listische und protektorale  Personalpolitik. Zur Entstehung be-
triebsinterner Arbeitsmérkte am Bei-spiel der Firmen Siemens
und MAN, Paderborn: SAMF-Arbeitspapier 1986-5

Edwin Schudlich: Probleme einer Theorie interner Arbeitsméark-
te, in: Friedrich Buttler; Knut Gerlach; Rudi Schmiede (Hg.): Ar-
beitsmarkt und Beschaftigung. Neuere Beitrdge zur institutiona-
listischen Arbeitsmarktanalyse, Frankfurt a.M./New York: Cam-
pus Verlag

Carola Sachse: Logements ouvriers en Allemagne: des politiques
privées et publiques (1880 - 1945), in: Sylvie Schweitzer et al. :
Logiques d’entreprises et politiques sociales des XIXe et XXe
siécles, Les chemins de la Recherche 18, 1993, pp. 183-208

Gerade im Hinblick auf die Veranderungen, denen gegenwartig die Be-

triebsorganisation und mit ihr die Personalpolitik und damit auch die

Arbeitsmarktstrukturen in Deutschland unterliegen, kann der Ruck-

blick auf die Entstehungsbedingungen und die Stabilisierungsformen

interner Stammbelegschaften dazu beitragen, eine realistischere Ein-

schitzung der Kontinuitatsbedingungen, aber auch der Gefahrdungspo-

tentiale fir die heutigen internen Arbeitmarktsegmente zu gewinnen.

Insofern moégen die hier vorgelegten Untersuchungen nicht nur von his-



torisch-dokumentarischem Wert sein, sondern auch zur Erhellung der
Gegenwart und ihrer Dynamik beitragen.

Das Forschungsteam dankt der DFG, insbesondere Frau Helga Hoppe
und den beteiligten Gutachtern, fir die Forderung der Untersuchung
und die lange wahrende Geduld bis zu ihrer endgultigen Fertigstellung.
Es dankt auch dem Institut fir Sozialforschung fiir die Unterstiitzung
der Projektarbeit. Last but not least bot der Arbeitskreis SAMF einen
organisatorischen Rahmen fir die Herstellung eines breiten, fachtiber-
greifenden Diskussions- und Arbeitszusammenhangs; und er ermoég-
lichte schlieflich die Publikation der Ergebnisse der Untersuchungen.
Auch dafir ist zu danken.

Darmstadt, im Februar 1997

Rudi Schmiede



2 Einleitung: Historische Dimensionen betriebs-
interner Arbeitsmarktstrukturen

Die Frage nach einer theoretischen Erklarung und der historischen
Entstehung betriebsinterner Arbeitsmarktstrukturen - zunachst in den
USA in den siebziger Jahren im Kontext bildungsékonomischer und
humankapitaltheoretischer Uberlegungen entstanden - gewann dort wie
wenig spater auch in Europa an Bedeutung und Beachtung, als mit
dem Ende der Ara der Vollbeschéftigung die aufRerordentlich ungleiche
Verteilung von relativer Beschaftigungssicherheit bzw. -risiken, von
Qualifikation bzw. Jedermannsjobs, von Aufstiegschancen bzw. Aus-
wegslosigkeit der abhéngigen Stellung sowie nicht zuletzt von akzeptab-
len Verdienstchancen bzw. stdndiger Sorge um den Lebensunterhalt
deutlich sichtbar wurden. Entdeckt (oder besser: wiederentdeckt) wur-
de, daf’ die Existenz des einen Arbeitsmarkts eine fiktionale theoreti-
sche Modellvorstellung ist, wahrend in der Realitdt zahlreiche, mehr o-
der weniger voneinander abgeschottete Markte sehr unterschiedlichen
Charakters existieren. Die sozialen Prozesse, die Max Weber mit seinem
Begriff der ,sozialen SchliefSung® im Auge hatte, lassen sich in gesamt-
gesellschaftlicher Dimension vielleicht nirgendwo sonst besser beobach-
ten als am Arbeitsmarkt. Phdnomene der Segmentierung dieses Marktes
oder sogar der (insbesondere in der geschlechtlichen Dimension deut-
lich gewordenen) Segregation von Markten voneinander lenkten daher
folgerichtig die Aufmerksamkeit auf die 6ékonomischen, aber auch auf
die sozialen und politischen Prozesse, die fir diese Strukturierung eines
nach den bisherigen Vorstellungen mehr oder weniger allgemeinen
Marktes urséchlich sind. Es stellte sich bei diesen Uberlegungen her-
aus, daf in den bisher entwickelten arbeitsékonomischen Theorien und
Analysen weder theoretisch noch historisch Uber diese Prozesse und
Verursachungszusammenhéinge Klarheit gewonnen werden konnte. Al-
lerdings war man sich auch - und insbesondere - der historischen Di-
mension der Problematik nicht bewufst und sah deswegen nicht die
Verbindungslinien zu friheren arbeits6konomischen und gesellschafts-
theoretischen Debatten.

Diese Frage nach der theoretischen Erklarung und den historischen
Entstehungsgriinden betriebsinterner Arbeitsmarktsegmente ist - in



spiegelbildlicher Verkehrung - zugleich die andere Frage nach den
Grenzen und Stérungen rein marktférmiger Prozesse der Allokation und
des Einsatzes von Arbeitskraft. Wahrend die theoretische Debatte tiber
die Segmentierung von Arbeitsméarkten und insbesondere die spezifi-
sche Form unternehmens- und betriebsinterner Arbeitsmérkte jedoch
relativ neu ist und im wesentlichen in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten sich entwickelte, haben Diskussionen Uber die Beschranktheit der
marktférmigen Allokation von Arbeitskraft, meist gefafdt als Unvollstéan-
digkeit oder Unbestimmtheit des Arbeitsvertrages, eine lange Tradition.
Es erscheint deswegen lohnend, sich der ersten Frage zuné&chst in der
Weise zu nédhern, dafs man sich der Tradition der zweiten vergewissert.
Es 1af3t sich so ein sinnvoller Ankntpfungspunkt finden, um eine Ent-
wicklungslinie der Uberlegungen tiber die 6konomische Rationalitit
nicht-marktfé6rmiger Verfahren des Arbeitskrafteeinsatzes und deren
Bedingungen nachzuzeichnen. Es wird sich zeigen, daf sich diese Uber-
legungen als 6konomisch-theoretische Unterstromung allen neoklassi-
schen Glattungsversuchen zum Trotz durch das ganze Jahrhundert
hindurchgezogen haben. Die Darstellung dieser Entwicklungslinie und
der in ihr implizierten theoretischen Weiterungen ist Gegenstand des
Teils A dieser Studie. Betriebsinterne Arbeitsmarkte erweisen sich als
institutionelles Resultat der mannigfaltigen Bestrebungen der Unter-
nehmenspolitik, der Unbestimmtheiten des Beschaftigungsverhéaltnisses
Herr zu werden, sowie der Interessen und bestdndigen Aktivititen der
abhangig Beschaftigten, die Unsicherheiten ihrer Existenzgrundlage
einzugrenzen.

In Teil B dieser Studie werden die historischen Bedingungen, Verande-
rungsprozesse und Zasuren skizziert, die die Herausbildung, Entwick-
lung und Konsolidierung betriebsinterner Arbeitsmarkte im 20. Jahr-
hundert charakterisieren. Es kann sich dabei nur um eine zusammen-
fassende Ubersicht handeln, da die Entwicklungen im einzelnen in den
in der Vorbemerkung aufgefihrten Teilstudien dargestellt wurden. Ins-
gesamt zeigen sich schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Anfange
betriebsinterner Arbeitsmarktsegmente im modernen Sinn. Sie lésen -
vor allem markiert durch ihre Einordnung in eine systematische Perso-
nal- und Sozialpolitik der Unternehmen, die wiederum Teil einer umfas-
senderen Leistungs- und Produktivitdtswirtschaft ist - die &lteren For-
men der Stammbelegschaftspolitik allmahlich ab. Die neue - um zwei
von Gunther Schulz (1978) fir diese unterschiedlichen Politiken geprag-



te Begriffe zu benutzen - protektorale tritt an die Stelle der traditionel-
len paternalistischen Personalpolitik (vgl. die Darstellung und Diskussi-
on bei Schmiede 1986, S. 3ff., und bei Schudlich 1994, S. 4ff.). In den
zwanziger und dreifSiger Jahren 1af5t sich eine deutliche Auspragung
und Konsolidierung dieser betriebsinternen Méarkte und der ihnen zu-
gehorigen Politiken zumindest in der Grofdindustrie und in weiten Be-
reichen der Angestelltenbeschaftigung beobachten. Allerdings wird ge-
rade an den zwanziger Jahren und insbesondere dann an der Weltwirt-
schaftskrise zwischen 1929 und 1932 - eine Erfahrung, die gerade heu-
te unter den Bedingungen langandauernder Massenarbeitslosigkeit
wiederum von vielen gemacht werden mufS - klar, dafs selbst gut konso-
lidierte interne Markte immer Segmente des allgemeinen Arbeitsmarkts
bleiben. Sie kénnen sich immer nur einer relativen Autonomie erfreuen.
In Zeiten schwerer Wirtschaftskrisen unterliegen auch sie dem Sog des
Beschaftigungsabbaus. Aber noch in den Entlassungshierarchien, in
den differierenden Intensitaten des Einsatzes von Kurzarbeit und nicht
zuletzt in den Prioritdten der Wiedereinstellung machen sie sich geltend.
Die Zeit vom Ende der Weltwirtschaftskrise bis in die ersten Kriegsjahre
stellt nochmals - teilweise beglinstigt durch die politischen Verhaltnis-
se, insbesondere die Politik der ,Deutschen Arbeitsfront (DAF) - eine
Stufe in der Weiterentwicklung betriebsinterne Arbeitsmérkte dar.

Die historische Analyse zeigt jedoch zugleich, dafs die in Deutschland
eingeburgerte Unterscheidung zwischen fachlichen und betriebsspezi-
fisch qualifizierten Teilarbeitsmarkten - die die Arbeitsmarktsegmentati-
on vor allem am Qualifikationsniveau der jeweiligen Arbeitskraftgrup-
pen festmacht - so nicht zu halten ist. Auf der einen Seite konnen auch
qualifizierte Facharbeiter bevorzugtes Objekt einer internen Arbeits-
marktpolitik sein; ihre Bindung durch héhere Léhne und bevorzugte
Leistungen in der betrieblichen Sozialpolitik ist gerade dann im Interes-
se des Unternehmens, wenn es sich weiterhin auf einen gewissen
Stamm fachlich qualifizierter Arbeitskrifte angewiesen sieht. Auf der
anderen Seite konnen nur betriebsspezifisch Qualifizierte (die damals so
genannten ,Spezialarbeiter”) im Prinzip fast immer durch besser Quali-
fizierte (also ,Facharbeiter”) ersetzt werden, wenn der allgemeine Ar-
beitsmarkt in entsprechender Verfassung ist. Auch eine Politik der lang-
fristigen Verantwortung und Verpflichtung des Unternehmens den Ar-
beitskraften gegentiber 145t sich den Facharbeitern gegentiber sogar e-
her begrinden als den betriebsspezifisch Angelernten gegentiber, denn



in erstere wurde - zumindest in den selbst ausbildenden Betrieben -
sehr viel mehr Humankapital investiert. Die kritische Uberpriifung der
gangigen Theorien zur Genese und Dynamik der Arbeitsmarktstruktu-
ren bildet den Abschlufs dieses Berichts.
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Teil A

Arbeitsokonomische Aspekte betriebsinterner Ar-
beitsmarktstrukturen - Theoretische Uberlegungen
zur begrifflichen Prazisierung und zur histori-
schen Genese der modernen Unternehmensorgani-
sation

3 Die doppelte Unbestimmtheit des Arbeits-
vertrages

Die Diagnose, dafs der Arbeitsvertrag im Gegensatz zu anderen Kaufver-
tragen in grundsétzlicher Weise unvollstdndig oder unbestimmt sei, be-
zieht sich zum einen (und schwerpunktmafiig in der alteren Diskussion)
auf die Voraussetzungen dieses Vertrages, zum anderen (schwer-
punktméafdig in der heutigen Debatte) auf den Inhalt des Vertrages, also
den Gegenstand des Tauschs selbst. Beide Argumente hangen mit dem
spezifischen Charakter der Ware Arbeitskraft zusammen.

Brentano hat wohl als erster (1872, systematisiert und zusammenge-
fafst 1909) die Frage nach dem Warencharakter der Arbeitskraft und
seiner Bedeutung fir die Funktionsweise des Arbeitsmarktes und die
Rolle der Gewerkschaften genauer untersucht. Die Grundannahme der
klassischen politischen Okonomie, der Arbeitsvertrag sei ein Kaufver-
trag wie jeder andere, beruhe wegen der nur formellen Freiheit von Kauf
und Verkauf in diesem Fall auf falschen Voraussetzungen. Denn auf-
grund der Besonderheiten der Ware Arbeitskraft (vor allem ihrer unlés-
baren Bindung an eine Person als Trager) und der spezifischen Lage des
Lohnabhéngigen als Warenverkdufer (er muf’, da er keine andere Sub-
sistenzquelle hat, von diesem Verkauf leben und steht daher immer un-
ter mehr oder minder dringlichem Verkaufsdruck) sei das Tauschver-
héltnis zwischen Unternehmen und Arbeitern prinzipiell asymmetrisch
zugunsten einer 6konomischen Dominanz der Nachfrageseite. Der Kau-
fer der Arbeitskraft erlangt - schreibt Brentano - ,damit, und zwar not-
wendig, auch eine Herrschaft iber die Person des Arbeiters ... Wer die
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Arbeitsbedingungen bestimmt, bestimmt also nicht blofs Mafd und Preis
der Arbeit, sondern gleichzeitig iber das ganze physische, geistige, mo-
ralische und burgerliche Dasein des Arbeiters.“ (1909, 1110) Deswegen
fehle in dieser Konstellation auch ,die Voraussetzung, von der die Nati-
onalékonomie und die Gesetzgebung ausgingen, dafs ndmlich der Arbei-
ter gleich anderen Verkdufern imstande sei, das Angebot des von ihm
verkauften Guts der Nachfrage anzupassen® (ib. 1111). Brentano war
der Ansicht, diese Machtasymmetrie konne und musse durch die Orga-
nisation der Lohnabhingigen in Gewerkschaften aufgehoben werden;
erst dadurch ,wird einerseits die Arbeit ein Verkaufsgut wie andere, an-
dererseits der Arbeiter Mensch® (ib. 1115). Brentanos Analyse bleibt -
wie im Ubrigen auch die seines theoretischen Gegenpols in der frthen
Gewerkschaftsdebatte, G6tz Briefs, der die Gewerkschaften als prinzi-
piell marktwidriges 6konomisches Monopol beurteilt (vgl. dazu genauer
die Darstellung bei Deutschmann/Schmiede 1983, 5 ff.) - auf die Ebene
des Tauschs, also in Marxscher Terminologie die Zirkulationssphare,
beschrankt; nur so 145t sich seine eigenartige Hoffnung, daf’ alleine die
Organisation von Gewerkschaften gleichen Tausch, Gerechtigkeit und
Freiheit gewahrleisten werde, verstehen.

Allerdings bleibt als wesentliche Einsicht aus seinen Uberlegungen fest-
zuhalten, dafs Organisation, also AbschliefSung von den unmittelbaren
Wirkungen des Marktmechanismus (in heutiger Terminologie vom spot-
auction-market), auf diesem Markt die Bedingung seiner langerfristigen
Funktionsfahigkeit iberhaupt ist. Denn aufgrund des asymmetrischen
0konomischen Machtverhéaltnisses am Arbeitsmarkt wirde eine atomis-
tische Konkurrenzposition der Arbeitskraftanbieter gegentiber den Un-
ternehmen zu einem ruindsen Zerstdérungswettbewerb, zu sich selbst
verstdrkenden Prozessen der Unterbietung (mit positiven Ruckkoppe-
lungsmechanismen im Sinn von Vietorisz/Harrison 1973) fuhren.
Durch sinkende Léhne und verlangerte Arbeitszeiten wurden die Ar-
beitnehmer an den Rand der Vernichtung durch Arbeit getrieben; durch
solche, eher der Sklaverei ahnelnde Arbeitsverhéltnisse wiirde schlief3-
lich der Markt selbst zerriittet werden. (Die Elendsléhne und uberlan-
gen Arbeitszeiten der Epoche der Industrialisierung sind eine nachhalti-
ge Illustration dieses theoretischen Arguments.) Der Arbeitsmarkt be-
ruht also schon, um als Markt in bestimmter Weise funktionsfdhig zu
sein, auf Organisation und institutionalisierten Normierungsprozessen.
Die Gewerkschaften sind - nach der Formulierung von Brockhaus

12



(1979, VIII) - ,genuiner, notwendiger Bestandteil des Kapitalismus®“ und
leiten Recht und Notwendigkeit ihrer Existenz aus den Bedingungen
von Lohnarbeit in diesem Rahmen ab.

Freilich hat die Ausbreitung von Gewerkschaften keineswegs - wie
Brentano erwartete - zu einem paritatischen Verhaltnis von Kaufer und
Verkaufer am Arbeitsmarkt gefiihrt. Dieser Sachverhalt verweist auf die
in der alteren Diskussion kaum thematisierte zweite Ebene der Unbe-
stimmtheit des Arbeitsvertrages. Was wird auf dem Arbeitsmarkt ge-
tauscht? Ist es Arbeitszeit, ist es Arbeitsleistung, ist es Arbeit, ist es Ar-
beitskraft? Wie wird das Getauschte bemessen? Die neoklassische Or-
thodoxie geht, indem sie Kaufer wie Verkdufer von ,Arbeit“ als Menge-
nanpasser definiert, von der Prdmisse der klar bestimmten und quanti-
tativ mefibaren Tauschmenge aus. Ist dagegen die Festsetzung der
Menge nicht eindeutig, so besteht auch keine eindeutige Preis-Mengen-
Relation, die aber Voraussetzung der Marktrdumung, also des Markt-
gleichgewichts und damit der optimalen Ressourcenallokation ist.
Brockhaus hat sich diesen Fragen im Detail gewidmet und zugleich eine
immanente Kritik des neoklassischen Modells entwickelt. Sein Argu-
ment 143t sich so zusammenfassen: Auf dem Arbeitsmarkt wird weder
Arbeitszeit (denn sie bedeutet blofSe Anwesenheit) noch Arbeitsleistung
(denn sie 143t sich - wenn Uberhaupt - erst post festum feststellen und
ist von zahlreichen Faktoren im Produktionsprozef’ abhingig) noch gar
Arbeit (die eine 6konomisch unbestimmte Kategorie ist) getauscht; aber
auch Arbeitskraft selbst kann nicht, wie in der Marxschen Theorie be-
hauptet, ver- und gekauft werden, denn sie ist unmittelbar und un-
trennbar an die Person des Arbeitenden gebunden (nur in der Sklaverei
wird die ganze Arbeitskraft gekauft). Sondern getauscht werden kann
nur der Einsatz der Arbeitskraft, ihre Nutzung, und zwar von vornherein
als fremdbestimmte Tatigkeit, ndmlich unter der Voraussetzung eines
Direktions- oder Weisungsrechts des Arbeitgebers. Dieses Verhaltnis
schliefdt zwar die bewufste und aktive Unterordnung des Arbeitnehmers
ein, enthalt aber niemals die direkte Verfligung des Arbeitgebers tiber
die Arbeitskraft, die in der Person selbst verkérpert ist. Der Arbeitgeber
kann den Einsatz von Arbeitskraft als StromgréfSe nicht unmittelbar
wahrnehmen oder sogar messen - zumal, wenn es sich um verschieden-
artige Tatigkeiten handelt -, sondern nur die Arbeitstatigkeit oder deren
Ergebnisse zwischen verschiedenen Arbeitnehmern vergleichen, beurtei-
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len und bewerten. Es ist mithin aus prinzipiellen Griinden kein eindeu-
tiger MengenmafSstab vorhanden (vgl. Brockhaus 1979, 6 - 19).

Brockhaus entwickelt dann eine detaillierte Analytik der Bestimmung
von Arbeitsleistung, Arbeitszeit und Lohnh6éhe, zunidchst im Rahmen
eines orthodox-neoklassischen (vor allem an Hicks anknupfenden) Mo-
dells, dann in AnknuUpfung an das Unternehmensmodell von Alchi-
an/Demsetz (1972), in dem die Beurteilung der Leistung selbst zur ar-
beitsteiligen Tatigkeit, damit zum Kostenfaktor und als Normsetzung
zur Beschéftigungsbedingung wird. Auch hier zeigt sich jedoch die
grundlegende nachfrageseitige Festlegung der wichtigsten Arbeitsbedin-
gungen, so dafs der Arbeitnehmer in existentieller Abhangigkeit, in einer
sunterordnungswahlsituation® im Sinn einer einfachen Ja-Nein-
Entscheidung (Frisch) steht. Brockhaus zieht daraus vor allem makro-
0konomische Schltisse: Die Gewerkschaften sind, ganz im Sinne Bren-
tanos, notwendig, um Uberhaupt einen funktionsfidhigen Arbeitsmarkt
zu gewdhrleisten; sie sind mithin zwar auf der einen Seite ,,Ursache der
Vervollkommnung der Tauschbedingungen auf Arbeitsmarkten“. Bren-
tanos Schluf’, daf’ damit der Tausch auf dem Arbeitsmarkt nach den
klassischen Modellprdmissen funktioniere, ist jedoch falsch, denn we-
der gibt es (aufgrund der nachfrageseitigen Festlegung der Arbeitsbe-
dingungen) eine variable Mengenanpassung, noch ist die Menge des Ge-
tauschten Uberhaupt im 6konomischen Sinn eindeutig festlegbar, die
Bestimmung der Tauschbedingungen also ist immer zugleich ein sozia-
ler Prozef3; insofern sind die Gewerkschaften auf der anderen Seite
zugleich ,Restriktion fir eine solche Vervollkommnung® (ib. 202).

Auch in der Mikrodimension lassen sich diese Uberlegungen bestérken:
Sowohl die lohntheoretische Beurteilung wie die Analyse der Struktur
von Leistungslohnsystemen lassen erkennen, dafs ihnen immer Elemen-
te der normierenden Setzung immanent sind. Zum einen 1af3t sich zei-
gen, dafs der Leistungslohn ein unter leistungspolitischen Gesichts-
punkten umgewandelter Zeitlohn ist (so etwa Kosiol 1962). Zum ande-
ren kommen samtliche Leistungsbewertungsverfahren, auf deren
Grundlage dann die Hohe des leistungsabhéingigen Lohnbestandteils
festgelegt wird, bei aller partiellen Exaktheit nicht ohne einen verglei-
chend-normativen Bewertungsmafistab aus (etwa in Form des Leis-
tungsgradschatzens im Refa-Verfahren oder der in die Kleinstzeitverfah-
ren eingehenden Annahmen Uber Héchst- und Durchschnittsleistun-
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gen). SchliefSlich haben gerade in juingster Zeit Leistungsbewertungs-
und -beurteilungsverfahren eine gewisse Verbreitung gefunden, die ex-
plizit auf einen absoluten Bewertungsmafistab verzichten und statt des-
sen die Leistung des Einzelnen nach seinem Rangplatz in einem Ar-
beitskollektiv (etwa nach seiner Position auf einer angenommenen Nor-
malverteilung der Gruppenstreuung) eingruppieren (vgl. dazu im einzel-
nen Schmiede/Schudlich 1976 und neuerdings Meine/Ohl 1990,
Schudlich 1991, Tondorf 1994 sowie Schmierl 1995). Diese Verfahren
weisen eine gewisse Ahnlichkeit mit den in der Arbeits6konomie als Mo-
dell eines Leistungswettbewerbs diskutierten ,tournament contracts®
auf, in denen die hoéchste relative Leistung Grundlage zuséatzlicher
Lohnbestandteile ist (vgl. Lazaer/Rosen 1981; Carmichael 1983;
Green/Stokey 1983; O’Keeffe/Viscusi/Zeckhauser 1984; Dye 1984).
Inhaltlich liegt diesen neueren Leistungsbewertungsverfahren ein aus-
geweiteter Leistungsbegriff zugrunde, der neben den traditionellen Maf3-
stdben der Produktquantitidt und -qualitat auch die sogenannten extra-
funktionalen Qualifikationen, nur gelegentlich abgeforderte latente Fa-
higkeiten sowie die subjektive Motivation, die Leistungsbereitschaft und
Kooperationsleistungen verschiedenster Art umfafst; Schmierl (19995)
spricht in diesem Zusammenhang vom ,polyvalenten Leistungslohn®.
Die These der Nichteindeutigkeit der Arbeitsmenge erscheint mithin ge-
rade im Hinblick auf diese neueren Tendenzen in den Arbeitswissen-
schaften und in der unternehmerischen Leistungswirtschaft auch empi-
risch als schlussig.

Die zweite Dimension der Unbestimmtheit des Arbeitsvertrages basiert
also darauf, daf5 es eine eindeutige qualitative und quantitative Festle-
gung der getauschten Arbeitsmenge nicht nur aus kontingent-
historischen Griinden nicht gibt, sondern aus systematischen Griinden
der Besonderheiten der Arbeitskraft gar nicht geben kann. Das Um-
bestimmtheitsargument gilt freilich auch fir das, was tatsachlich Inhalt
des Tauschs auf dem Arbeitsmarkt ist, namlich den Einsatz der Ar-
beitskraft und das ihm korrespondierende Direktions-, Weisungs- oder
Verfigungsrecht des Unternehmens. Zum einen ist - nach der Formu-
lierung von Duda/Fehr (1986, 548 f.) - ,die Definition der Eigentums-
rechte, die der Unternehmer erwirbt, unvollstdndig®; zum anderen be-
steht aufgrund der Bindung der Arbeitskraft an die Person ,eine Diver-
genz zwischen rechtlicher und faktischer Verfigungsgewalt®. Beinhaltet
das Direktionsrecht als solches schon die Institution einer (im Sinne der
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Weberschen Herrschaftssoziologie) legalen Herrschaft, so begriindet
seine Unbestimmtheit die Existenz und die Notwendigkeit von Machtbe-
ziehungen zwischen Unternehmen und Beschéaftigten (sowohl die An-
sétze zu einer Radikalen Theorie der Unternehmung als auch die soge-
nannte labour process debate in den USA und England haben sich die-
ser Begrindung gewidmet). Eine reine Machtbeziehung, die schon Marx
als Ergebnis des Tauschs von Arbeitskraft angesehen hatte, ist in ihrer
Diffusitat und in ihrer Abhangigkeit von kontingenten Faktoren fiir ein
okonomisch rationales Kalktl, das fir den dauerhaften wirtschaftlichen
Erfolg eines Unternehmens unabdingbar ist, auf die Dauer unzurei-
chend. Sie bedarf der Stabilisierung durch die Institutionalisierung ei-
ner Sphare (wieder im Weberschen Sinn) legitimer Herrschaft, in der ei-
nerseits das Weisungsrecht des Unternehmens innerhalb eines gewis-
sen ,Akzeptanzbereichs® (Simon) als gerechtfertigt anerkannt wird, an-
dererseits eine Absicherung der Beherrschten gegen eine willkurliche, je
nach Machtkonstellation mégliche Uberschreitung der akzeptierten
Herrschaftsgrenzen als Regel besteht.

Die inhaltliche Unbestimmtheit des Arbeitsverhaltnisses in qualitativer
wie in quantitativer Hinsicht konstituiert also, indem sie effizientere Or-
ganisation an die Stelle unmittelbarer Regulierung durch den Markt tre-
ten lafit, ein dem Status abhingiger Beschaftigung inhirentes Herr-
schaftsverhaltnis. Es handelt sich dabei nur im Grenzfall der vélligen
Kontrollierbarkeit und Abhéangigkeit der Arbeitskraft um ein reines
Machtverhéaltnis.) In der Regel bedarf dieses Abhédngigkeitsverhaltnis
jedoch einer mehr oder minder strengen Regelung, und zwar nicht nur
durch Regeln im juristischen Sinn, sondern auch durch Normen und
Prozeduren. Insofern begriindet dieser spezifische Charakter des Ar-
beitsverhaltnisses nicht allein ein Herrschaftsverhaltnis, sondern dar-
Uber hinaus einen Bereich institutionalisierter Regelungen zwischen
den Arbeitsmarktparteien. Der wohl wichtigste Bereich einer solchen
Institutionalisierung der Arbeitsbeziehungen ist das Unternehmen. Zu
fragen ist nun, wann und unter welchen Bedingungen die Betriebsorga-

1) Insofern ist die auf Gintis (1976, 41) zurtickgehende Formulierung von Larm (1986,
76) etwas unpréazise: ,Mit dem Abschlufl eines ‘freien’ Arbeitsvertrages wird also
gleichzeitig eine Autoritatsbeziehung konstituiert; die Machtfrage ist insoweit bereits
entschieden.“ Gerade die Tatsache, dafs die Machtfrage immer in gewissem Ausmafd
offen ist, konstituiert, wie Larm weiter schreibt, die kapitalistische Firma als ,die
Institution, in der dieser (Klassen-) Konflikt vor allem ausgetragen wird“ (ib.).
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nisation den Charakter betriebs- oder unternehmensinterner Arbeits-
markte annimmt.

4 Dimensionen der Unbestimmtheit des Be-
schiftigungsverhiltnisses und Wege ihrer
Eingrenzung

Vor der Beschaftigung mit dem Gesamtphdnomen betriebsinterner Ar-
beitsmarktsegmente im historischen Sinn erscheint es sinnvoll, sich ge-
nauer der einzelnen Dimensionen der Unbestimmtheit des Beschafti-
gungsverhéltnisses bewufst zu werden; hiertiber hat, vor allem seit der
zweiten Halfte der siebziger Jahre, eine ausfiihrliche und anhaltende
arbeitsokonomische Debatte stattgefunden. In ihrem Zentrum stand die
in verschiedenster Weise bearbeitete Frage, warum der Arbeitsmarkt
nicht nach dem Modell des idealen neoklassischen Marktes, also als
spot-auction-Markt, funktioniere.?

Eine Gruppe von Argumenten bezieht sich auf die Rationalitat des
Tauschvorgangs selbst und leitet aus den Unsicherheiten und Unbe-
stimmtheiten von Kauf und Verkauf auf dem Arbeitsmarkt systemati-
sche Modifikationen des Tauschmodells ab; diese Uberlegungen lassen
sich jedoch insgesamt als immanente Erweiterung des neoklassischen
Paradigmas durch die Berticksichtigung von Entscheidungen unter Ri-
siko oder unter Unsicherheit begreifen. Die ungestorte Funktionsfahig-
keit des Marktes wird nach diesen Theorienansatzen durch die Unvoll-
standigkeit der Information im Sinn des unvollkommenen Markttiber-
blicks beeintrachtigt.

2) Franz (1986, 49) faf3t diese Charakterisierung in die deutliche Formulierung: ,Es ist
vermutlich nicht tbertrieben, wenn die Kontroverse um die Frage, warum die Lohne
nach unten Tigid’ oder ‘sticky’ sind, als das zentrale mikrod6konomische Problem die-
ser Tage bezeichnet wird. Wieso ist es fir Unternehmen und Beschéftigte rational, die
Lohnentwicklung stetiger verlaufen zu lassen und somit von der aktuellen Produktivi-
tatsentwicklung abzukoppeln? Anders gefragt, warum gilt das Paradigma eines Spot-
Auktionsmarktes nicht fir den Arbeitsmarkt?“
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Diese Unvollkommenheit der Information bezieht sich in der &ltesten
Version dieser Uberlegungen, den sogenannten job search-Modellen, auf
die Kenntnisse der Arbeitsanbieter Uiber die auf dem Markt verfigbaren
Arbeitsplatze, also Uber die Vielfalt der Arbeitsnachfrage. In diesen
Suchmodellen (vgl. als Uberblick Hardes 1977; Gerfin 1978; Koénig
1979; Ramser 1981; Franz 1982; 1986) braucht der Arbeitsanbieter
Zeit, um die angebotenen Arbeitsplatze nach seinem Suchkriterium,
dem vorher festgelegten Anspruchslohn, zu gruppieren. Je hoher dieser
ist, um so langer mufS gesucht werden. Der Suchende kennt zwar die
Verteilung der Lohnangebote, also das Spektrum der Lohnséatze; gleich-
wohl ist mit der Suche ein gewisses Risiko verbunden, denn die einzel-
nen Lohnangebote selbst sind zuféllig. Dafs tiiberhaupt fir eine Person
differierende Lohne angeboten werden, hangt mit der unterschiedlichen
Bewertung ihrer Qualifikation durch die verschiedenen Nachfrager zu-
sammen. Der Arbeitsuchende hat dann seine Chancen optimiert, wenn
der durch die Suche erlangte zuséatzliche Verdienst mindestens so hoch
ist wie die mit einer Fortsetzung der Suche verbundenen Kosten (also
vor allem der Einkommensverlust, ggfs. vermindert um die Arbeitslo-
senunterstiitzung). Die wichtigste Bedeutung dieser Modelle besteht in
der Demonstration der Vereinbarkeit des individuell-6konomischen
Kalktiils mit einer gewissen friktionellen Arbeitslosigkeit, also einer mar-
ginalen Modifikation der Markt- rAumungsfunktion von Gleichgewichts-
l6hnen.

Die Suchmodelle setzten noch vollstdndige wechselseitige Information
Uber Qualifikation bzw. Arbeitsplatze voraus; diese Pramisse wird in
den sogenannten Sortiermodellen des Arbeitsmarktes (auch job mat-
ching- und job shopping-Modelle genannt) fallengelassen. Aufgrund der
Unsicherheiten Uber die Arbeitskraft und die Arbeitsbedingungen ist
der Arbeitsvertrag fiir beide Seiten mit Risiken verbunden, die spielthe-
oretisch (mit unterschiedlichen Risikoeinschatzungen und Risikonei-
gungen) eingegrenzt werden. Mit dem Anwachsen von beiderseitiger Er-
fahrung wird das Spiel kalkulierbarer; der Arbeitgeber lernt z.B., die
Aussagekraft bestimmter Zeugnisse und Arbeitserfahrungen genauer
einzuschétzen, der Arbeitnehmer lernt Firmenangaben genauer zu be-
urteilen. Arbeitsvertrdge, die die beiderseitigen Erwartungen erfillen,
werden fortgefiihrt, nicht zufriedenstellende Arbeitsverhaltnisse werden
gekliindigt. Da letztere, weniger produktive Arbeitskrafte auch geringer
entlohnt werden und deshalb auch von sich aus eher kiindigen, liefern
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diese Uberlegungen eine Erklarung fir die mit der Lohnhéhe abneh-
mende Fluktuationshéufigkeit; aufSerdem kénnen sie auch den mit dem
Alter (also der Berufserfahrung) abnehmenden Arbeitsplatzwechsel er-
klaren. Im Unterschied zur Humankapitaltheorie bleibt jedoch die Pro-
duktivitat der Arbeitskraft hier im Verlauf unverandert, wahrend sie
dort aufgrund des Qualifikations- und Erfahrungszuwachses steigt. In
den job shopping-Modellen wird dieser Erfahrungsprozefs als bewufSt
eingegangenes Suchrisiko des Berufsanfingers gefafdt, der sich erst G-
ber seine spezifische Fahigkeiten und Neigungen klar werden mufS (vgl.
Franz 1982, 47 f.). Eine dhnliche Sortierfunktion wird den Eintrittsar-
beitsplatzen, der Lehre (vgl. Franz 1986, 30 ff.) und auch befristeten Ar-
beitsvertragen (vgl. Dragendorf/Heering 1987) zugeschrieben. Eine spe-
zifische Form des Sortiermodells ist die (freilich auf der fir die Effizienz-
lohntheorien grundlegenden Annahme der positiven Auswirkung héhe-
rer Realléhne auf die Produktivitat basierende) ,adverse selection®, in
der Firmen die (hohe oder niedrige) Lohnforderung des neu einzustel-
lenden Arbeiters als Indikator fiir seine von ihm selbst so eingeschétzte
(hohe oder niedrige) Produktivitdt heranziehen (vgl. Yellen 1984, 203).
Diese Theorieansatze vermogen vor allem einen Beitrag zur Erklarung
abnehmender Fluktuation und eines sinkenden Risikos der Arbeitslo-
sigkeit im berufsbiographischen Verlauf zu geben; sie halten jedoch an
einem an sich gegebenen, festen Verhéltnis zwischen individueller Pro-
duktivitdt und Lohnhohe fest, das sich auch durch die Erfahrung selbst
nicht &ndert. Eine Kombination mit dem Humankapitalansatz ist aber
ebenso wie die mit den Suchmodellen leicht denkbar und auch schon
versucht worden.

Suchen und Sortieren am Arbeitsmarkt beanspruchen Zeit und Einsatz
von Ressourcen und sind daher kostentrdchtig. Ohne also den Blick
schon auf den Zusammenhang von Lohnen und Produktivitdt im Pro-
duktionsprozefd selbst zu lenken, 145t sich aus den Transaktionskosten,
die Marktprozesse bei unvollstdndiger Information verursachen, eine
Tendenz der Marktteilnehmer zu langerfristigen Kontrakten ableiten,
durch die die kostentrachtige Mobilitat auf dem Arbeitsmarkt verringert
werden soll. Es ist ein Bestandteil der Argumentation in Kontraktmodel-
len, dafs die Kosten des Tauschs selbst, also fir das Zustandekommen
des Arbeitsvertrages, durch Kollektivvertrdge und institutionelle Rege-
lungen vermindert werden koénnen (vgl. Williamson/Wachter/Harris
1975 und, in gewerkschaftstheoretischer Perspektive, Hirsch/Addison
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1986, 234 ff.). Die Beschrankung der mit dem spot auction-Modell ver-
bundenen hohen Arbeitskréftemobilitat bringt dem Unternehmen Ein-
sparungen an den mit ihr verbundenen hohen Transaktionskosten; es
ist daher bereit, Arbeitsverhaltnisse kollektiv zu regeln, die Beschafti-
gung nicht mit voller Elastizitdt an die konjunkturellen Schwankungen
anzupassen und Uber dem Marktpreis liegende Lohne zu zahlen, um
(bei Abwesenheit von Arbeitslosigkeit) die Arbeitskréfte durch die Er-
zeugung von Mobilitdtskosten fur sie (durch drohende Einkommens-
minderungen) zu halten.3)

Die transaktionskostentheoretische Begriindung von Kontrakten, die
den unmittelbaren Einflufs von Marktbewegungen abpuffern, vermag
generell einen Beitrag zur Erklarung der 6konomischen Rationalitat
langerfristig und institutionell geregelter Arbeitsverhaltnisse zu liefern;
schwergewichtig liegt deren Begriindung allerdings in der Produktion
selbst und ist daher weiter unten bei der Diskussion der effizienzlohn-
theoretischen Modelle wieder aufzunehmen.

Die bislang dargestellten theoretischen Modelle, die sich auf Modifikati-
onen des Tauschvorgangs am Arbeitsmarkt beziehen, begriinden den
0konomischen Sinn systematischer Abweichungen vom reinen Tausch-
modell; sie kénnen bestimmte Griinde und Formen von Arbeitslosigkeit,
die Zahlung tiberdurchschnittlicher Lohne und - mit dem Bemtihen um
die Stabilisierung der Beschaftigung - auch im allgemeinen Sinn eine
Politik der Konsolidierung von Stammbelegschaften erklaren helfen. Al-
lerdings kénnen sie nicht zureichend den Sachverhalt einer systemati-
schen Internalisierung der Arbeitskraftpolitik durch ein Unternehmen
begriinden. Fur eine endogene Erklarung stabiler betriebsinterner Ar-
beitsmarkte mufS es eigenstdndige systematische Grinde im Unter-
nehmen selbst - und da es um den Einsatz von Arbeitskraft geht - im
Arbeitsprozefs selbst geben.

Im Arbeitsprozefs in der Produktion und in der Verwaltung geht es fur
das Unternehmen darum, die Arbeitskraft so einzusetzen und das Leis-

3 Duda und Fehr (1986, 553) verweisen zu Recht darauf, dafs diese Erzeugung von
Mobilitatskosten auf seiten der Beschéftigten immer zugleich auch der Herrschaftssi-
cherung im Betrieb dient, ,daf’ unter den Bedingungen eines Interessengegensatzes
zwischen Kapital und Arbeit im Produktionsprozefs die Erzeugung von Mobilitatskos-
ten eine notwendige und hinreichende Bedingung fiir die Erlangung der faktischen -
die Profitabilitat sichernden - Verfigungsmacht tiber die Arbeiter ist.“
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tungsverhalten der Beschéftigten so zu beeinflussen, dafd moglichst
weitgehend die unter den gegebenen technischen Bedingungen moégli-
che Produktivitat realisiert wird. Dies betrifft nicht nur, wie in zahlrei-
chen Modellen angenommen, die Erhéhung der Arbeitsintensitédt; der
oben schon angesprochene erweiterte Leistungsbegriff schliefst die ver-
schiedensten Dimensionen des Leistungsverhaltens ein, die nicht auf
der Skala der - zudem noch als mefibar vorausgesetzten - Anstrengung
abzubilden sind. Die als Mittel des Arbeitskampfes praktizierte Arbeit
nach Vorschrift zeigt in der Regel sehr plastisch, wie wenig allein regel-
gerechtes Arbeitsverhalten schon hohe Produktivitdt gewdahrleistet.
Dartiber hinaus kénnen sich Arbeitsintensitdt und Produktivitat unter
modernen, von Kapazitdt und Lauf der Anlage bestimmten Produkti-
onsbedingungen durchaus gegenlaufig verhalten: Fir einen mit Steuer-
und Kontrolltatigkeiten beauftragten Arbeitnehmer ist (z.B. in der Mefs-
und Steuerwarte) der Arbeitsaufwand in der Regel dann am geringsten,
wenn die Anlage storungsfrei lauft, also am produktivsten ist; umge-
kehrt ist er dann zu einem stofdartigen Héchsteinsatz seiner Arbeits-
kraft gezwungen, wenn der Produktionsablauf nicht reibungslos ist, die
Produktivitat also gemindert ist.

Die Grundlage der theoretischen Uberlegungen, die sich mit dem pro-
duktivitatsférdernden Arbeitseinsatz und der Beeinflussung der Leis-
tung beschéftigten, ist eine effizienzlohntheoretische und/oder herr-
schaftstheoretische Begriindung daftir, dafd die individuelle Produktivi-
tdt durch die Lohnhéhe und die institutionalisierte Regelung der Ar-
beitsbedingungen positiv verdndert werden kann. Im Gegensatz zu den
bisher dargestellten Modellen, in denen die Produktivitat im Zeitverlauf
unverdndert blieb, aber erst nach der Beseitigung von Informationsdefi-
ziten eindeutig erkannt werden konnte, steht hier die Beeinflussung der
Produktivitéit selbst im Vordergrund. Das Informationsproblem wird in
diesem Zusammenhang als grundséatzliches, immer nur partiell und be-
grenzt aufhebbares Informationsdefizit gefaf3t. Im Interesse der Trans-
parenz und der Kontrolle der betrieblichen Abldufe ist das Unterneh-
men zwar bestrebt, moglichst weitgehend Uber alle Aspekte des Be-
triebsgeschehens informiert zu sein; da dies jedoch nur beschrankt
moglich und jedenfalls der Einsatz der Arbeitskraft im einzelnen nicht
vollig zu kontrollieren ist, muf’ zugleich eine Politik der positiven Moti-
vation zur Sicherung von Leistungsbereitschaft und Kooperation der
Beschaftigten entwickelt werden.
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Dieser Sachverhalt 143t sich auch noch etwas anders formulieren: Oben
(in Kap. 3) wurde das Argument entwickelt, dafs auf dem Arbeitsmarkt
der Einsatz der Arbeitskraft, nicht diese selbst getauscht wird und dafs
dieser Einsatz als StromgréfSe nicht direkt wahrnehmbar und mefSbar
ist. Inhalt des Arbeitsvertrages ist also einerseits eine generelle, inner-
halb gewohnheitsrechtlich gegebener Grenzen schwankende Einsatzbe-
reitschaft des Arbeitnehmers gegen Lohnzahlung; auf der anderen Seite
steht ein generelles, durch seine Eigentumsrechte begriindetes Disposi-
tions- und Weisungsrecht des Arbeitgebers. Im Unterschied zum Kauf
einer anderen Ware verbleibt dem Beschéftigten jedoch weiterhin die
Verfigungsgewalt Uber den Einsatz seiner Arbeitskraft (die an seine
Person gebunden bleibt), auch wenn das Eigentumsrecht daran an das
Unternehmen Ubergegangen ist. Der Arbeitgeber mufs also den Inhalt
seiner Weisungen vermittelt durch die Person des Arbeitenden, d.h. mit
dessen Zustimmung oder zumindest Hinnahme, durchsetzen. Nur so
kann er durch die moéglichst weitgehende Anpassung der Verfligung des
Arbeitnehmers Uber seine Arbeitskraft an die unternehmerischen Zwe-
cke die indirekte Verfigungsgewalt Uber die eingekaufte Arbeitskraft
erhalten. Die ,Extraktion“ der Arbeitskraft (Bowles 1985, 18 ff.) ist - ne-
ben der technischen Einbindung - ein spezifischer und eigenstandiger
sozialer ProzefS und ,deshalb das Ergebnis der besonderen organisatori-
schen und sozialen Gestaltung des Arbeitsprozesses“ (La&rm 1986, 78).
Sie ist daher auch immer mit besonderen ,Kosten der Extraktion®
(Ladrm) verbunden.

Generell gilt auch hier das schon in bezug auf die Tauschsituation er-
wahnte Argument der Radikalen Theorie, dafs die Errichtung von mit
Kosten verbundenen Mobilitdtsbarrieren fiir die Beschéaftigten sie um-
gekehrt geneigter macht, Weisungen der Vorgesetzten auch eigenver-
antwortlich auszufihren, um einer mit solchen Kosten verbundenen
Entlassung nicht ausgesetzt zu sein (vgl. Duda/Fehr 1986, 553). Das
an sich auf den Tausch und die Frage unfreiwilliger Arbeitslosigkeit be-
zogene Argument der ,Turnover-Modelle“ (vgl. Schlicht 1978; Salop
1979; Franz 1986, 56 f.), dafs die Kiindigungswahrscheinlichkeit mit der
Hoéhe des relativen Lohns und der Arbeitslosenquote abnimmt, gilt inso-
fern auch fur die Leistungs- und Folgebereitschaft des Arbeitnehmers
im Arbeitsprozefs selbst.
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Auch bestimmte transaktionskostentheoretische Gesichtspunkte weisen
in diese Richtung: Nach Williamson (1975; 1985) ist jeder Arbeitsplatz
durch spezifische ,Arbeitsplatzeigenheiten“ gekennzeichnet, die nur
dem an dieser Stelle Beschéftigten wirklich bekannt sind. In einer ent-
sprechenden Situation des ,idiosynkratischen“ Tauschs (Williamson)
sind die schon Beschéaftigten daher im Vorteil gegentiber AufSenstehen-
den und tendieren dazu, diese Macht auszunutzen; dies kann sich auf
Lohn- wie Leistungsstandards beziehen. Dieser Sachverhalt veranlafst
das Unternehmen zum einen zur schon genannten Errichtung von Mo-
bilitdtsbarrieren, zum anderen zieht er die Entstehung eines Regelungs-
systems (,governance apparatus®) im Betrieb nach sich, um Verdnde-
rungen vornehmen zu kénnen, ohne damit das Beschaftigungsverhalt-
nis selbst oder die Lohn- und Leistungsstandards angreifen zu mussen.
Aufier zur Vermeidung dieses ,Opportunismus”“ der Beschéftigten (Wil-
liamson/Wachter/Harris 1975, 258 {., meinen damit das einem Infor-
mationsvorsprung entspringende ,self-interest seeking with guile“) ist
das System von Regeln und Verfahren auch notwendig aufgrund der
begrenzten Rationalitat (,bounded rationality“) beim Abschlufd des Ar-
beitsvertrags, aufgrund derer die Antizipation aller denkbaren Anderun-
gen der 6konomischen Situation entweder unméglich oder aber zu kos-
tenreich ist. Es mufd daher ein Weg fiir laufende Anpassungen des Be-
schaftigungsverhéltnisses gefunden werden, der jedoch nicht seine
Grundlagen angreift und moglichst wenig kostentrachtig ist. Die Auto-
ren sehen als wichtigste Bestandteile eines solchen Systems betriebliche
Aufstiegsleitern, das Senioritditsprinzip, formelle Beschwerdeprozeduren
sowie Anhdérungs- und Aufsichtsrechte der Interessenvertretung. Die Ge-
werkschaften spielen daher in dieser Konzeption selbst eine wichtige
Rolle fir solche interne Marktstrukturen und die Funktionsfahigkeit be-
trieblicher Anpassungsprozesse (vgl. Hirsch/Addison 1986, ch. 8, 218
ff.).

Ein transaktionskostentheoretische Analyse der Unternehmung zielt al-
so zum einen auf Mechanismen der Errichtung von Mobilitatsbarrieren
nach aufSen ab, zum anderen beschéftigt sie sich mit dem kostenglins-
tigen Einsatz der Arbeitskraft selbst; dies sind die beiden wichtigsten
Aspekte der Allokation von Arbeitskraft im Betrieb. Die Arbeitskraftallo-
kation durch den erwdhnten ,governance apparatus®, also durch ein
formalisiertes Herrschaftssystem, konstituiert einen internen (vom ex-
ternen getrennten) Arbeitsmarkt. Sein wichtigstes Prinzip ist die Bin-
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dung von Lohnsatz und betrieblichem Status an den Arbeitsplatz, nicht
an die Person, wodurch die mit dem individuellen Arbeitsvertrag und
Verhandeln verbundenen hohen Transaktionskosten verringert werden.
Duda und Fehr (1986, 555) fassen die Vorteile kollektiver und instituti-
onalisierter Regelungen, die vor allem von Williamson herausgearbeitet
worden sind, zusammen:

ysDurch die Bindung des Lohnes an den Arbeitsplatz ist individuel-
les Aushandeln des Lohnes Uberfliissig; Aufstiegsleitern ermuti-
gen die Arbeiter zu kooperativem Verhalten; die Zutrittsbarrieren,
die den Eintritt in die Firma auf Jobs am unteren Ende der Kar-
riereleitern beschranken, schiitzen die Firma vor opportunisti-
schen Arbeitern, die sonst aus strategischen Griinden Jobs wech-
seln wirden, um ihre Produktivitat zu verschleiern; grievance
procedures garantieren noch zusétzlich das harmonische Zu-
sammenarbeiten von Unternehmen und Arbeitern. Gewerkschaf-
ten schliefSlich erleichtern die Erzielung dieser Resultate.”

Eine fixe Lohnstruktur, Aufstiegsleitern und Senioritatsregeln sind zu-
dem wichtig fir die Bereitschaft eines Arbeiters, sein Wissen, das mit
den erwahnten idiosynkratischen Arbeitsplatzeigenheiten zusammen-
héngt und - nach der Argumentation von Thurow (1978/1975) - gewis-
sermafden ein als Kuppelprodukt der Produktion entstandenes betriebs-
spezifisches Humankapital darstellt, auch an eine andere Person wei-
terzugeben und damit dem Betrieb zu erhalten. Die Humankapitaltheorie
als der erste systematische neoklassische Versuch, einen unterschiedli-
chen Wert und unterschiedliche Arbeitsmarktchancen verschiedener
Arbeitskrafte zu begriinden (vgl. Becker 1964; Mincer 1962), war fur ei-
ne hervorgehobene Bedeutung der Qualifikation (als dem Ausdruck von
Humankapital) in den Segmentationstheorien insbesondere fir die
Gruppe betriebsspezifisch angelernter Beschéftigter verantwortlich. Im
Lichte der Transaktionskostenanalyse erweist sich diese Uberlegung e-
her als Spezialfall eines allgemeineren, auf die Allokation der Arbeits-
kraft insgesamt bezogenen Kostentypus. Im Vordergrund stehen hier
der Schutz und die Mobilisierung der Féahigkeiten der einzelnen Ar-
beitskraft - seien sie nun mitgebracht, als Kuppelprodukt entstanden
oder Resultat einer spezifischen Investition in die Qualifikation -, die
gewissermafien sachliche Bedingung der Produktion sind, weniger die
Amortisation einer spezifischen Kapitalform. Zudem 1af3t sich zeigen,
dafd das vielleicht dringlichste Problem fiir die unternehmerische Perso-
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nalpolitik in bezug auf betriebsspezifische Qualifikationen - seien sie
nun Ergebnis einer entsprechenden Investition oder ,on the job“ erwor-
ben - nicht die Ktindigung eines entsprechend qualifizierten Beschéftig-
ten ist, sondern seine Bereitschaft, sein Wissen auch an andere Ar-
beitskrafte weiterzugeben, es also nicht zu monopolisieren und ,,oppor-
tunistisch“ gegen die Firma zu nutzen (vgl. Becker 1985, 119 {.). ,The
success of on the job training is plainly conditional on the information
disclosure attitudes of incumbent employees.“ (Williamson/
Wachter/Harris 1975, 257) Die Amortisation von Humankapital ist
nach diesen Uberlegungen nicht nur eine Frage der Errichtung von Mo-
bilitdtsbarrieren nach aufien, sondern zugleich oder eher starker eine
Frage der betriebsinternen Motivation der Beschéftigten, mit ihrer Leis-
tungsbereitschaft nicht zurtickzuhalten, ein hohes Mafs an Kooperation
zu zeigen und kein ,AufSenseiterverhalten“ an den Tag zu legen (d.h.
monopolistische bargaining-Macht zu nutzen). Die Frage nach der A-
mortisation von Humankapital 16st sich in dieser Weise zum grofSen
Teil auf in die nach den Mechanismen interner Arbeitsméarkte, durch
die innerbetriebliche Effizienz in bezug auf die Allokation und das Leis-
tungsverhalten der Arbeitskrafte gesichert werden soll.

Es ist die zentrale Frage effizienzlohntheoretischer Uberlegungen (vgl. als
Uberblick Yellen 1984; Gerlach/Hubler 1985), in welcher Weise die
Léhne und dartber hinaus das System der Betriebsorganisation gestal-
tet werden mussen, um eine solche, optimal effiziente Leistungsstruktur
zu erzeugen und zu sichern. Gegenuber in fritheren Modellen bertick-
sichtigten Verfahren wie der Vereinbarung von Stiickléhnen, Kontroll-
methoden der verschiedensten Art (vgl. Edwards 1979) und der diszipli-
nierenden Wirkung von Arbeitslosigkeit (vgl. Carter 1982; Shapi-
ro/Stiglitz 1984) kommt hier dem Lohn eine zentrale Funktion in der
Beeinflussung der individuellen Produktivitat zu, die neben seine tradi-
tionell anerkannte Marktrdumungsfunktion tritt bzw. diese sogar in den
Hintergrund treten 1af3t. Die wichtigste Begriindung fir diese die Moti-
vation und die Leistung steigernde Funktion des Lohns liegt in der Mog-
lichkeit des ,shirking“ (des sich Druickens, also des ,Bremsens® oder der
sLeistungszurtickhaltung® in der alten Akkorddebatte), allgemein eines
nicht den Produktivititserwartungen des Unternehmens entsprechen-
den Leistungsverhaltens der Beschéaftigten. Aufgrund der dem Beschéf-
tigungsverhaltnis inharenten Unbestimmtheit der getauschten Menge
ist dem Unternehmen ein solches Verhalten in bezug auf Information
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und Beeinflussung immer nur indirekt und begrenzt zuganglich. Es
mufs daher die Kooperation des Beschéftigten gewinnen, ihn daftir zu
motivieren verstehen.

Diese Beurteilung der individuellen Produktivitdt ist um so schwieriger,
je starker kooperativ, als Teamproduktion, eine Arbeit organisiert ist; je
weniger unmittelbar die Produktmenge und -qualitat von der individuel-
len Arbeitsanstrengung abhangig sind, wie das bei den friitheren For-
men der Handarbeit der Fall war; je starker die Produktivitat eines Ar-
beitsprozesses durch die Leistungsfdhigkeit der Maschine oder Anlage
bestimmt ist und dementsprechend vom Arbeiter nicht ein die eigene
Leistung steigerndes, sondern ein die Leistung der Anlage sicherndes
Arbeitsverhalten verlangt ist (oben wurde schon auf die Mdéglichkeit ei-
ner umgekehrt proportionalen Beziehung zwischen Produktivitat und
Arbeitsintensitdt hingewiesen); je mehr eine individuelle Arbeit von Teil-
arbeiten anderer oder anderen Teilprozessen abhangig ist, so dafs die
Ursache einer Stérung schwierig oder gar nicht zuschreibbar ist; je aus-
geprégter schliefSlich die beobachtenden, messenden, steuernden Be-
standteile einer Arbeitstatigkeit, d.h. die nur mittelbar die Produktion
fihrende Arbeit, sind, so daf’ die erwartete Leistung nicht nur oder
nicht einmal primér auf die Menge bezogen ist, sondern in umfassende-
rer Weise das Arbeitsverhalten in Dimensionen wie Umsicht, Kooperati-
on, Reaktionsvermdégen und -schnelligkeit, Vermeidung von Stérungen
usw. ausschlaggebend ist. Insofern ist es vielleicht nicht zufallig, dafs
die Shirking-Theorie gerade in den achtziger Jahren einige Bedeutung
erlangt hat, in denen in Industrie und Verwaltung eine neue Welle be-
schleunigter Rationalisierung und Automation die Arbeitsanforderun-
gen nachhaltig verandert hat und weiterhin verandert.

In den schon erwdhnten Rank-Order-Tournament-Modellen (also den
Modellen eines innerbetrieblichen Leistungswettbewerbs) besteht zwar
einerseits ein ausgepragter Leistungsanreiz, wenn eine realistische
Chance besteht, aus dem Wettbewerb als Sieger hervorzugehen. Schat-
zen aber Arbeiter aufgrund unterschiedlicher Fahigkeiten oder anderer

4 “Anyone who has tried to assess individual productivity in the real world can tell
you that it is not fixed and known, but variable, unknown, and perhaps unknownable.
Each worker undoubtly has some maximum level of productivity that he can bring to
the work place, but depending on motivation, he can also provide his employer any
productivity between his maximum and nothing®, beschreibt Thurow (1983, 201)
diesen Sachverhalt treffend (zit. nach Bellmann 1986a, 19).
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Umstande ihre Chancen als sehr gering ein, so besteht umgekehrt ein
Anreiz zum ,shirking“, zumal in diesen Modellen keine weitere negative
Sanktion unterstellt wird (vgl. Bellmann 1986b, 13). Sie bieten deshalb
keine systematische Handhabe gegen shirking bei unterschiedlichen
Fahigkeiten. Das Unternehmen kénnte versuchen, shirking durch einen
erhohten Kontrollaufwand durch Vorgesetzte zu unterbinden. Cal-
vo/Wellisz (1979) haben ein Modell formuliert, in dem die Wahrschein-
lichkeit fir eine Entdeckung des shirking von dem Einsatz von Vorge-
setzten zur Kontrolle abhéngig ist; allerdings ist dieses Verfahren mit
einem entsprechenden Kostenaufwand verbunden; es wirkt auch vor al-
lem auf den unteren Stufen der betrieblichen Hierarchie (vgl. die detail-
lierte Darstellung bei Bellmann 1986a, 78 - 90).

Im Vordergrund effizienzlohntheoretischer Uberlegungen stehen daher
die Bedeutung der Senioritdtsentlohnung und die innerbetriebliche Be-
féorderung nach Leistung, zwei wesentliche Merkmale eines internen Ar-
beitsmarktes also. Ausgangspunkt der Uberlegungen zur Senioritédtsent-
lohnung ist das Modell von Lazear (1979; 1981), in dem einerseits eine
mit der Betriebszugehorigkeit ansteigende Entlohnung, andererseits ei-
ne im Zeitverkauf unveranderte Wertgrenzproduktivitat unterstellt wer-
den. In der ersten Halfte ihres Berufslebens erhalten die Arbeiter dann
einen Lohn, der unterhalb ihrer Produktivitit liegt, danach eine dartiber
liegende Entlohnung. Die Uiber die Dauer der Erwerbsbiographie abdis-
kontierten Summen von Produktivitdt und Lohn sollen sich allerdings
entsprechen.5 Die Aussicht auf eine wachsende Entlohnung impliziert
fir den Arbeiter, der wegen shirking entlassen wird, den Verlust der
spateren Lohnzuwachse, denn in einem anderen Betrieb kénnte er nur
zum Marktlohn neu anfangen; 145t er sich auf einen entsprechenden
Arbeitsvertrag ein, wird er also in eigenem Interesse vermeiden, sich zu
dricken. Umgekehrt spricht auch das betriebliche Interesse dagegen,
einen Arbeiter dann zu entlassen, wenn sein Lohn Uiber den Marktlohn
steigt, ihn also um seinen zukuUnftigen Zugewinn zu betriigen; denn die
anderen Arbeiter werden von der Unehrlichkeit des Betriebs erfahren, er

5 Im Gegensatz zur Humankapitaltheorie stimmen hier Wertgrenzproduktivitat und
Entlohnung nicht mehr wéhrend jeder Periode im Erwerbsleben, sondern nur noch im
Gesamtdurchschnitt tiberein. Diese Konsequenz haben die Shirking-Modelle mit den
schon erwdhnten job-matching-Modellen (Hartog 1981; Guasch/Weiss 1981) gemein-
sam, die die Zuordnung unterschiedlich befahigter Arbeiter zu verschiedenen Arbeits-
platzen durch mit der Betriebszugehorigkeit steigende Léhne, also deren Allokations-
funktion, zum Gegenstand haben (vgl. Bellmann 1986a, 18, 20, 33 ff.).
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erhdlt eine schlechte Reputation, und in Antizipation eines gegen sie ge-
richteten Verhaltens des Betriebs werden sie wiederum shirking betrei-
ben. Will ein Unternehmen also langerfristig mit Senioritatsentlohnung
das selbstgesteckte Ziel der Leistungsmotivation erreichen, so muf$ es
sich selbst auch an die Spielregeln dieser Entlohnungsform, also an den
impliziten Arbeitsvertrag, halten (vgl. auch die detaillierte Darstellung
dieses Modells bei Bellmann 1986a, S0 - 65).

Gerlach und Hubler (1985, 268f.) weisen darauf hin, daf$ sich diese un-
terschiedlichen Methoden des Leistungsanreizes in gewisser Weise er-
ganzen. Fur die wenig qualifizierten Beschéftigten in den unteren Lohn-
gruppen steht nach wie vor die Entlassungsdrohung im Vordergrund
(nach der Effizienzlohnthese ziehen die héheren Kosten, die dadurch
entstehen, dafs eine Mehrheit der Arbeiter tiber ihrem Grenzprodukt be-
zahlt werden, eine Verminderung der Beschéaftigung und damit eine ge-
wisse Rate ,naturlicher® Arbeitslosigkeit nach sich); aufSerdem kénnen
sie wegen ihres niedrigen Einkommensniveaus sich einen jahrelangen
Verzicht auf einen Teil ihres Lohns nicht leisten (vgl. Shapiro/Stiglitz
1984, 442; Schultze 1985). Umgekehrt kénnen gerade die Beschaftigten
mit hohem Einkommen ein gewisses Lohnrisiko eingehen, indem ihr
Gehaltsniveau zum Teil von Ergebnis innerbetrieblicher Leistungswett-
bewerbe abhéingig gemacht wird. Fur diejenigen, die dadurch in Status
und Einkommen nicht befordert werden, kann die flir die mittlere
Gruppe gultige Senioritdtsentlohnung gewissermafSen ein Auffangnetz
bilden und ihnen eine Art zweiter, wenn auch weniger steiler Karriere
mit langsam steigendem Einkommen erméglichen.

Allerdings ist eine allein auf den Leistungsanreiz gerichtete Lohngestal-
tung nicht mit der Allokationsfunktion der Lohne kompatibel; denn die-
se beruht darauf, dafs unterschiedliche individuelle Produktivitdten
auch entsprechend unterschiedlich entlohnt werden, wahrend die dar-
gestellten Lohnanreizmodelle gerade auf der unterschiedlichen Entloh-
nung gleicher Produktivitdten basieren. Auch in den Modellen des Leis-
tungswettbewerbs sind die Lohne nur von der relativen, nicht von der
absoluten Produktivitat des Beschéftigten abhéngig. Bellmann (1986a,
91 - 153) hat deshalb ein modifiziertes Modell der Senioritdtsentloh-
nung entwickelt, in dem neben dem Ublichen Anstieg der Lohne mit der
Betriebszugehorigkeit ein gewisser Teil der Arbeiter, die eine bestimmte
Senioritat erreicht haben, nach dem Leistungskriterium zu Vorgesetzten
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befordert wird; in einer weiteren Periode kann nochmals ein ebenso de-
finierter Teil nachriicken. In diesem Modell sind die leistungspolitischen
Vorteile der Senioritdtsentlohnung, die Anreizwirkung eines Leistungs-
wettbewerbs und die Kontrolle des Leistungsverhaltens durch die leis-
tungsfahigsten Vorgesetzten kombiniert; zugleich wird in gewissem Um-
fang die Sortierfunktion der Léhne nach der individuellen Produktivitét
moglich (auch wenn dadurch nicht die generelle Allokationsfunktion der
Lohne gesichert ist; vgl. Bellmann 1986b; 21). Die Beférderung nach
Senioritdt und Leistung schafft nicht nur einen zusétzlichen Leistungs-
anreiz, sondern erlaubt auch (innerhalb gewisser Grenzen) die Differen-
zierung der Beschéftigungs- und Lohnstruktur nach Produktivitatsge-
sichtspunkten.

Neben den genannten transaktionskostentheoretischen und den Anreiz-
gesichtspunkten der Effizienzlohntheorie spricht noch eine weitere U-
berlegung fiir Senioritatsentlohnung, eine relativ fixe Lohnstruktur und
innerbetriebliche Aufstiegsmoéglichkeiten: Die Kooperations- und Leis-
tungsbereitschaft eines Arbeitnehmers ist in hohem Mafie davon ab-
hangig, ob er sich als gerecht behandelt und - im Zusammenhang damit
- ob er seine Lohn- und Arbeitsbedingungen als fair empfindet. Da sich
Normen des Gerechtigkeitsempfindens oder gar institutionelle Formen,
Fairnef zu sichern, nur langsam verdndern, unterliegen auch die Lohn-
relationen, in denen diese Gesichtspunkte zum Ausdruck kommen, nur
geringfligigen und eher langfristigen Verdnderungen. Auch diese Uber-
legungen sind effizienzlohntheoretisch begriindet: ,Hangt die Zufrieden-
heit, der Nutzen eines einzelnen Arbeitnehmers neben der absoluten
Hoéhe des Lohnes und dem notwendigen Arbeitseinsatz in starkem Mafde
auch von der relativen Lohnposition ab (Mieth 1982, 175), d.h. davon,
ob die Lohnstruktur als gerecht empfunden wird (Gottschalk 1981,
634), so werden die Arbeiter nicht als angemessen erachtete relative
Lohne in ihrem Nutzenkalkil versuchen, durch verminderten Ar-
beitseinsatz auszugleichen.“ (Gerlach/Hubler 1985, 274) Fur die Her-
ausbildung solcher Normen und Orientierungen sind anerkannte Refe-
renzgruppen bedeutsam, die wiederum die fest gefligte Struktur eines
internen Arbeitsmarktes am leichtesten bieten kann. ,Flur Gerechtig-
keitsnormen, die sich an Referenzgruppen orientieren und die die
Grundlage akzeptierter Lohnabstufungen bilden, sind betriebsinterne
Arbeitsmérkte und stabile Beschéaftigungsverhéltnisse eine wesentliche
Voraussetzung® (ib. 275). In vielen Fallen wird sich in der Hierarchie in-
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terner Arbeitsméarkte auch die von den Unternehmen schon vorgefun-
dene hierarchische Beziehung zwischen unterschiedlichen sozialen
Gruppen wieder finden lassen.®

Diese theoretischen Uberlegungen aus der jlingeren arbeitsékonomi-
schen Debatte haben insgesamt den Sachverhalt der inharenten Unbe-
stimmtheit des Arbeitsvertrages und des Beschaftigungsverhéaltnisses
und seine einzelnen Dimensionen wieder in den Vordergrund gertckt.
Es zeigt sich, dafs sowohl die Information tiber die Qualitat der einzel-
nen Arbeitskraft als auch das Ausmafs ihres Einsatzes kritische und po-
tentiell kostentrachtige Probleme der Unternehmensorganisation sind.
Im Umgang mit ihnen entstanden zahlreiche Griinde und Formen der
Abweichung vom reinen Tauschmodell des spot-auction-Marktes am
Arbeitsmarkt. Aus den Informationsproblemen uber die einzelne Ar-
beitskraft schon vor ihrem Eintritt in die Firma (und dem Aufwand und
den Kosten, diese Informationslticke zu verringern) lassen sich die Exis-
tenz einer friktionellen Arbeitslosigkeit (also eine Einschrankung der
Marktraumungsfunktion der Lohne), ein Bestreben beider Vertragspar-
teien nach dauerhaften Beschéaftigungsverhaltnissen sowie abnehmende
Fluktuation, ein sinkendes Entlassungsrisiko und steigende Lohne im
Berufsverlauf ableiten.

Der Umstand, dafl das Unternehmen nur indirekt, vermittelt durch die
Person des Beschéftigten, Verfigungsgewalt tiber den Einsatz seiner
Arbeitskraft erlangen kann, ist der Grund fir verschiedene ,Extrakti-
onskosten® der Arbeitskraft; sie will die Firma zum einen minimieren,
zu anderen - wenn ihr Auftreten schon unvermeidlich ist - amortisieren.
Beiden Zielen dient zum einen die Errichtung von Mobilitdtsbarrieren
gegen ein Verlassen der Firma; Uiberdurchschnittliche Léhne und in-
nerhalb des Unternehmens erworbene Rechte, die eventuell zusatzlich
auf spezifischen Kenntnissen und Erfahrungen basieren kénnen, impli-
zieren flr den Arbeitnehmer Verluste (Opportunitidtskosten) beim
Wechsel in den externen Markt. Kollektive Regelungen der Arbeitsbe-
dingungen und die gewerkschaftliche Interessenvertretung der Beschéf-

6 So schreibt Carter (1982, 1074) in bezug auf Trennungslinien im Arbeitsmarkt nach
Rasse und Geschlecht: ,In such cases the hiring and job assignment patterns are not
so much a matter of divide and conquer as of employers taking advantage of (albeit re-
inforcing!) pre-existing divisions in the working class along lines of historically estab-
lished living standards and wage expectations.“ (Vgl. zur Bedeutung traditioneller Ori-
entierungen und Referenzgruppen auch Akerlof 1982 und 1984.)
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tigten sind nicht nur weniger aufwendig als individuelle, je verschiedene
Arbeitsvertrdge und Regelungen, sondern schaffen auch eine Rege-
lungsebene unterhalb des Marktmechanismus, d.h. die Moéglichkeit, die
Lohn- und Arbeitsbedingungen zu verandern, ohne den Betrieb verlas-
sen zu mussen (,voice“ statt ,exit“ in Hirschman’s Terminologie).

Daruiber hinaus sind betriebliche Aufstiegsleitern, ein Orientierung der
betrieblichen Hierarchie am Senioritdtssystem und eine darauf ausge-
richtete Lohnstruktur eine wichtige Voraussetzung, um monopolistische
Praktiken der Arbeiter (Monopolisierung von Wissen und Erfahrung,
Nicht-Weitergabe an andere Beschéftigte) zu vermeiden. Die Entlohnung
und Befoérderung nach Senioritdt und Leistung bietet ferner eine wirk-
same Anreizstruktur, die Arbeitskraft gem&f5 den Anforderungen des
Unternehmens einzusetzen, jedenfalls sich nicht zu driicken; durch ei-
ne entsprechende Gestaltung des Lohnsystems lassen sich auch inner-
betriebliche Sortieranforderungen an die Lohne im gewissen Umfang be-
rucksichtigen. Schliefflich bietet diese Form der Betriebsorganisation
auch eine Basis fur die Geltendmachung normativer Gerechtigkeits-
und Fairneflanspriiche der Beschéftigten, die wiederum fur die Aner-
kennung der Legitimitat des betrieblichen Herrschaftssystems und da-
mit fir die reale Verfigung des Unternehmens Uber die von ihm be-
schéftigte Arbeitskraft von zentraler Bedeutung ist. Mit dieser Argumen-
tation wurden die wichtigsten Komponenten betriebsinterner Arbeits-
markte aus den verschiedenen betrieblichen Problemen, die mit der
Unbestimmtheit des Beschéaftigungsverhédltnisses und dem besonderen
Charakter der Ware Arbeitskraft verbunden sind, begriindet. Diese ver-
schiedenen Formen der Abkoppelung des Arbeitseinsatzes von den un-
mittelbaren Wirkungen des Marktmechanismus lassen sich sowohl von-
seiten der Beschaftigten als auch vonseiten des Unternehmens mikro-
0konomisch als Ausdruck eines individuell-rationalen 6konomischen
Kalktils begriinden. Eine der (mikro6konomischen) Theorie der Unter-
nehmung und des Beschéftigungsverhaltnisses endogene Begruindung
der Existenz und der Momente betriebsinterner Arbeitsméarkte erscheint
daher moglich, auch wenn sie bislang nicht ausgefiihrt ist.”) Die effi-

7 Gerlach und Hubler (1985, 285) schreiben als Restimée ihres Uberblicks tiber die
Bedeutung von Effizienzlohntheorien flir die Erklarung der Lohnstruktur, es sei
»-..festzuhalten, dafs eine Lohnstrukturtheorie, die die verschiedenen Teilaspekte be-
triebsinterner Arbeitsméarkte und den externen Arbeitsmarkt integriert, zur Zeit nicht
existiert.“
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zienz- und damit auch profitabilitdtssichernde Funktion der Internali-
sierung wesentlicher Momente der betrieblichen Arbeitskraftpolitik fir
die einzelne Unternehmung ist nach diesen Uberlegungen kaum von der
Hand zu weisen; zu fragen ist nun nach der Reichweite dieser Argumen-
te, nach ihren gesellschaftlichen und historischen Bedingungen und
damit auch nach ihrer makro6konomischen Bedeutung.

5 Gesellschaftliche Bedingungen und Folgen be-
triebsinterner Arbeitsmarkte

Zunachst ist der Frage nach den gesellschaftlichen Bedingungen fir die
Existenz und Ausbreitung betriebsinterner Arbeitsméarkte nachzugehen;
auf dieser Grundlage kann dann auch nach ihrer historischen Spezifi-
zierung gefragt werden. Lutz hat wiederholt nachdriicklich darauf hin-
gewiesen, dafs solche mikro6konomischen Begrindungen fir Internali-
sierungsprozesse zwar eine notwendige, aber nicht eine zureichende
Bedingung fir ihre Verbreitung als gesellschaftlich pragende Institution
seien (Lutz 1982a und b; 1984). Nur gesellschaftliche Strukturverande-
rungen vermoéchten zu erklaren, warum Unternehmen dauerhaft auf die
Nutzung des Reservearmee-Mechanismus zu verzichten bereit sind.8 In
seiner eigenen Analyse sieht Lutz diese Verdnderungen erst nach dem
Zweiten Weltkrieg durch die Ausbreitung des Wohlfahrtsstaates (mit
dem Ausbau des Systems sozialer Sicherheit, der Anerkennung der Ge-
werkschaften, der arbeitsrechtlichen Absicherung des individuellen Be-
schéftigungsverhaltnisses und der wirtschaftspolitischen Staatsinter-
vention) und der daraus folgenden ,Neutralisierung des Lohngesetzes“
als gegeben an. Nur im Kontext der langen Stabilitdtsperiode, die auf

8 Lutz formuliert dieses Postulat als ,Paradox” (Lutz 1982b, 333; vgl. 1984, 14): ,Be-
triebszentrierte Segmentation kann als arbeitsmarktpragendes Phinomen nicht zu-
standekommen, ohne dafl viele einzelne Beschéaftiger Segmentationsbarrieren gegen-
Uber dem externen Arbeitsmarkt selbst errichten oder doch deren Entstehung als Fol-
ge ihrer eigenen Politik widerstandslos akzeptieren. Und dennoch verstofien solche
Barrieren offenkundig gegen das essentielle Interesse der Betriebe daran, den exter-
nen Arbeitsmarkt und die Substitutionskonkurrenz zwischen der eigenen Belegschaft
und dem externen Arbeitskrafteangebot zu nutzen, um die Entwicklung der Lohn-
Leistungs-Relationen unter Kontrolle zu halten.“
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die kapitalistische ErschliefSung des traditionalen durch den modernen
Sektor zurtickgehe, sei diese Konstellation mdéglich gewesen. Nach die-
sem Argument ist an sich die industrielle Reservearmee unverzichtbarer
Bestandteil unternehmerischer Personalpolitik, da sonst Léhne und
Leistung sich auseinander entwickelten; ist, wie in den Nachkriegsjahr-
zehnten, die Arbeitslosigkeit als Disziplinierung von aufSen nicht vor-
handen, so mufSten die Unternehmer versuchen, aus diesem Angewie-
sensein auf die eigenen Arbeitskrafte das betriebspolitisch Beste zu ma-
chen. Die Grundlage ist hier der Wegfall des Reservearmee-
Mechanismus und seine Ursachen, die Folge ist betriebszentrierte Ar-
beitsmarktsegmentation.

Die Bedeutung der industriellen Reservearmee betont auch Carter
(1982). Er hebt allerdings hervor, dafs die Konkurrenz mit dem externen
Arbeitsmarkt sehr unterschiedlich nach den Lohnerwartungen, Leis-
tungsstandards und der Rolle einzelner Beschéftigtengruppen fir den
Arbeitsprozefs ist; die Grundbedingung fir Segmentation ist nach sei-
nem Argument, dafs Arbeiter in der Lage sein muissen, dem Unterneh-
men im Fall ihrer Unzufriedenheit Kosten aufzuerlegen.? Carter verall-
gemeinert Braverman’s Diskussion zu der These, ,that any job involving
significant non-routinizable decision making, any job that cannot be re-
duced to a set of ‘standard operating procedures’, is going to insulate its
occupants from direct competition even from those pools of labor pos-
sessing the requisite general education and vocational training for the
job.“ Denn: It takes hands-on experience to develop judgment and a
feel for the nuances of the tasks. If no one is available to offer guidance
to a newly hired individual, management must resign itself to a period
of low productivity, erroneous decisions, broken equipment, and so
forth while the trainee learns the job ‘the hard way’.“ (Carter 1982,
1068) Dem Unternehmen entstehen mithin Opportunitatskosten (die
auch die beschéaftigten Arbeiter in Grenzen verursachen kénnen, wenn

9 ,The phenomena of segmented labor marktes arises only because and only where
workers are able to insulate themselves from direct competition with the reserves of
lower-wage labor by virtue of their individual or collective power to impose costs on an
employer.“ (Carter 1982, 1067) Solche Kosten entstehen nicht nur durch Betrieb-
swechsel, sondern auch im Betrieb durch ,organizing formally or informally to with-
draw their labor power by means of strikes, slowdowns, or sabotage® (ib. 1066). Auch
Williamson (1975, 117) spricht davon, daf® der Markt durch die administrative Orga-
nisation in gewisser Weise vorweggenommen wird, oder - noch deutlicher - dafs die
Organisation ,eine Fortsetzung des Markts mit anderen Mitteln“ sei (ders. 1991, 271).
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sie eine dem Vorgesetzten nicht vollstdndig durchschaubare Tatigkeit
weniger effizient ausfihren). Die Organisation und Solidaritat der Be-
schéftigten dient der Verallgemeinerung dieser Moglichkeit. Carter be-
schreibt die Funktion interner Arbeitsméarkte in Konsequenz seines Ar-
guments gerade als Versuch, die Disziplinierungsfunktion der Reserve-
armee zu internalisieren und dadurch nicht véllig von Arbeitern mit
spezifischen Qualitaten abhangig zu werden.19 Denn die formale Struk-
tur interner Méarkte sei gerade so geordnet, daf’ ein einzelner Arbeiter
relativ leicht durch den in der Hierarchie unmittelbar nach ihm folgen-
den ersetzbar ist, da dieser aus der praktischen Kooperationserfahrung
fast ebenso geeignet sei. Die theoretische Konsequenz dieser Argumen-
tation ist es, dafS eine grundlegende gesellschaftliche Bedingung fir die
Mechanismen interner Arbeitsmarktsegmentation in den unterschiedli-
chen Interessen von Unternehmen und Lohnabhdngigen tberhaupt,
d.h. im durch den Arbeitsvertrag konstituierten Herrschaftsverhéaltnis,
zu sehen ist. Das Unternehmen mit einer modernen Betriebsorganisati-
on, zu der ein mehr oder weniger ausgepragter interner Arbeitsmarkt
gehort, ist sozusagen die ,konstitutionelle Fabrik“, die die absolutisti-
sche Despotie der Unternehmerfabrikanten der Industrialisierungsperi-
ode abldste. Auf die damit angesprochenen Verdnderungen in der Stel-
lung der Arbeit im Produktionsprozefd soll weiter unten im Rahmen der
historischen Spezifizierung naher eingegangen werden; hier sind zu-
néichst noch einige generelle Uberlegungen auszufiihren.

Die Arbeitsékonomie hat mit der Anerkennung der Uberlegungen aus
der Kontrakttheorie, der Transaktionskostentheorie und der Effizienz-
lohntheorie einen Schritt in die Richtung getan, sozialen Normen, Pro-
zeduren und Institutionen eine eigene Rationalitdt und damit auch ein
6konomische Eigengewicht zuzuschreiben.!l) So formuliert Charles L.

100 The functional essence for capital of structured internal labor markets is precisely
that they enable a firm to develop and internalize its own reserve army in situations
where the existence of job-specific skills or comprehensive worker organization would
require costly search and training time for external reserves or generate workforce an-
tagonism. ...Thus, whenever business is booming the firm has a supply of workers on
hand to staff all but its entry level jobs with people who are already largely familiar
with the tasks and fellow employees on the jobs into which they’ 1l be moving.“ (Carter
1982, 1072 f.)

1) Kock (1994, 40) schreibt unter Berufung auf Williamson: ,Markt und Organistion
bzw. Firma sind Institutionen des Kapitalismus, die auf je verschiedene Weise die
Durchfiihrung von Transaktionen regulieren. Sie unterscheiden sich im Hinblick auf
ihre Regulierungsstrukturen (governance structures). Die Organisation bzw. das Un-
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Schultze (1985, 5), als Prasident der ,American Economic Association“
gewifs kein Okonom institutionalistischer Provenienz oder gar radikaler
Herkunft: It is, I think, useful to think of wages as being set and peri-
odically revised by firms within limits imposed by a set of social conven-
tions, concepts of equitiy and fairness, and informal understandings.“
Diese Konventionen, Konzepte und Einverstdndnisse gewadhrten erhebli-
chen, wenn auch nicht vollstdndigen Schutz gegen Ubervorteilung, er-
laubten aber die Anpassung an Unsicherheit (an ,klimatische“ Verande-
rungen der Okonomie gegentiber den Ausschlidgen des ,Wetters“, gegen
die sie schuitzten). Die 6konomischen Zwange, die im Marktmechanis-
mus zum Ausdruck kommen, werden in dieser Sichtweise auf die lang-
fristige Grobsteuerung der Okonomie beschrankt; kurzfristig stiinden
dagegen institutionelle Regelungen im Vordergrund.!? Schultze argu-
mentiert, dafs die in den genannten arbeits6konomischen Theorieansat-
zen begrindete Unbeweglichkeit der relativen Lohne (also der Lohn-
struktur) sich auch auf die Nominalldhne tbertrdgt und auch makro-
6konomisch, geférdert durch entsprechende Institutionen der Entschei-
dung Uber Léhne, Preise und Wohlfahrtsbedingungen, gultig ist. Diese
Argumentation leitet mithin - umgekehrt wie Lutz - die Institutionalisie-
rung selbst und ihre Rationalitdt aus den mikro6konomischen Bedin-
gungen sowie den mit ihnen verbundenen Zielen der Kostenminimie-
rung und Effizienzsicherung ab und verfolgt ihre Wirksamkeit (und be-
hauptet ihre Bedeutung) bis auf die Makroebene. Erst unter dem
Einflufs von ,Aggregate Demand Shocks®, also grundsétzlichen ,klimati-
schen“ Veranderungen der 6konomischen Entwicklung, machten sich
die Markteinflisse nachhaltig geltend. Berticksichtigt man nicht nur die
Ebene des Tauschs von Arbeitskraft, sondern auch die ihres Einsatzes
unter den fir sie geltenden besonderen Bedingungen, so erscheint eine
solche Argumentationsstrategie iberzeugend.

ternehmen wird also nicht als Produktionsfunktion, sondern als Regulierungssystem
gefaft (Williamson 1990: 18).“

12)  Indeed, a large part if economic life is dominated by the social conventions, insti-
tutions, and patterns of behavior that have evolved to avoid the chaos and inefficien-
cies that would result from continuous market clearing.“ Aber: ,In the long run, those
features of economic relationships which make short-run price and wage stickiness
optimal and which rationally prevent continuous market clearing disappear. ....The ra-
tionally based barrieres to market clearing crumble.“ ,Both phenomena long-run mar-
ket clearing and short-run stickiness - ultimately derive from the same rational as-
pects of human behaviour.“ (Schultze 1985, 13)

35



Die von Schultze erwdhnten Konventionen, Gleichheits- und Fairnef3-
vorstellungen und informellen Einverstdndnisse verweisen auf eine wei-
tere Dimension gesellschaftlicher Verallgemeinerung der dargestellten
mikroékonomischen Uberlegungen. Akerlof machte diese Dimension
zum Ansatzpunkt einer spezifischen Variante der Effizienzlohntheorien
(1982; 1984). Er stellte die auf den ersten Blick verbliffende These auf,
dafd der Arbeitsvertrag, soweit er Uber ein Minimum an Leistung und
Gegenleistung hinausgeht, ein partieller Austausch von Geschenken
zwischen Arbeiter und Unternehmen sei. Er greift das in industriesozio-
logischen Untersuchungen beobachtete Phadnomen auf, dafs eine Grup-
pe von Arbeiterinnen dauerhaft tiber dem erwarteten Leistungsstandard
arbeitet, die Firma aber die Minimalleistung trotzdem nicht erhéht, und
daf’ hier offensichtlich definierte Gruppennormen gelten. Dieser Sach-
verhalt pafdit zweifelsohne nicht mit einer neoklassischen Kontrakttheo-
rie zusammen. Akerlof geht davon aus, dafs oberhalb von Minimum-
standards von Leistung und Lohn das Leistungsniveau eines Arbeiters
variabel bestimmbar ist. ,The norm (or ‘standard’ as Mayo termed it) for
the proper work effort is quite like the norm that determines the stan-
dards for gift giving at Christmas. Such gift giving is a trading relation-
ship - in the sense that if one side of the exchange does not live up to
expectations the other side is also likely to curtail its activities. (1982,
549) Er verweist dazu auf die anthropologische und die soziologische
Forschung, die solche nicht markt-férmigen Tauschvorginge in den ver-
schiedensten Zusammenhangen thematisieren. Wahrend auf Seiten der
Beschiftigten fir die Definition der Leistungsnormen die Vorstellung
einer gerechten Tagesarbeit (,a fair day’s work®) und das Geftihl, gerecht
behandelt zu werden, von ausschlaggebender Bedeutung sind, besteht
die Gegenleistung des Unternehmens hauptsachlich in zusatzlicher
Entlohnung und in einer laxen Handhabung der betrieblichen Vor-
schriften. Die Vorstellungen der Beschéftigten orientieren sich sowohl
an Vergleichsgruppen als auch an eigenen Erfahrungen; auflerdem
spielen das Gefihl des Arbeiters gegenliber der Firma und gegenUber
seinen Kollegen eine wichtige Rolle.

Nach dieser Theorie basieren implizite Kontrakte nicht auf wechselseiti-
ger Risikoabsicherung, sondern auf Verhaltensnormen und sind damit
sozial begriindet. Fur die Firma sind sie von grofSer Bedeutung; denn es
genugt nicht, einfach Lohnabhangige zu beschéftigen, ,but the willing
cooperation of labor itself must usually be obtained for the firm to make
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the best use of the labor services.“ (ib. 545) Will ein Unternehmen auf
diese Weise seine Produktivitdt optimieren, so wird es dem Arbeiter (im
Gegensatz zum neoklassischen Modell) einen héheren als den Markt-
lohn zahlen, um im Tausch ihn zu erhéhter Leistungsbereitschaft zu
motivieren. Akerlof betrachtet ein Unternehmen, das in dieser Weise ei-
ne interne Losung des Produktivitatsproblems sucht, als dem priméaren
Sektor des Arbeitsmarktes zugehorig; eine Firma, die nur den Markt-
lohn zahlt, geho6rt dagegen zum sekundaren Sektor. Er formuliert also
eine unternehmensendogene Begriindung der Arbeitsmarktsegmentati-
on; je nach der gewdhlten (jeweils als effizient und profitabel einge-
schéatzten) Weise des Verhaltnisses von Beschaftigten und Unternehmen
und des Sytems der Betriebsorganisation gehéren Unternehmen und
Beschiftigte einem unterschiedlichen Arbeitsmarktsegment (und man
kann ergénzen einer anderen sozialen Schicht) an.

Akerlof verweist darauf, dafS in der dualen Arbeitsmarkttheorie die Be-
schreibung der Firmenorganisation eng an dem Weberschen Burokra-
tiemodell orientiert ist. Jlingere soziologische Untersuchungen hétten
Webers Uberbetonung der hierarchischen Kontrolle jedoch durch eine
Anerkennung der Rolle von Arbeitsgruppen modifiziert. Wichtig an We-
bers Uberlegungen bleibt jedoch seine Betonung der Bedeutsamkeit von
yLoyalitat der Beschéftigung gegentiber den Zielen der Firma; eingangs
wurde schon auf die Bedeutung der Legitimitat ihrer Herrschaft hinge-
wiesen. Im partiellen Austausch von Geschenken ,the loyality of work-
ers is exchanged for high wages, and its loyality can be translated via
effective management into high productivity.“ Die generelle Loyalitat ge-
genlUber der Firma ist von zentraler Bedeutung wegen der ,incomplete-
ness of authority in the work place“ (Akerlof 1984, 80).13 Er weist
schliefSlich auf den Freiheitsgrad der Arbeiter hin, zu dem auch die Ges-
taltung der Arbeitstatigkeit - soweit unter den Bedingungen moglich -
gemafd eigener Arbeitszufriedenheit, als Wettbewerb mit Kollegen usw.
gehore.

13)  Akerlof beschreibt diese an derselben Stelle so: ,The ability of management to
make workers conform to their authority is far from complete; instead, most studies
have shown a complex equilibrium in which official work rules are partially enforced,
existing side by side with a set of customs in the work place which are at partial
variance with the work rules, and some individual deviance from both the official work
rules and the informal work norms.“
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Diese Uberlegungen sind fiir die hier verfolgte Fragestellung in mehrfa-
cher Hinsicht bedeutsam. Zum einen werden hier die sozialen Bezie-
hungen, die erst ein Beschéftigungsverhéltnis inhaltlich ausftillen, her-
vorgehoben. Dafs das Verhéltnis zwischen Unternehmen und Beschaf-
tigten nicht einfach ein Autoritatsverhéaltnis ist, sondern die Firma auf
eine mehr oder minder ausgepragte Loyalitdt und Kooperation der Be-
schéftigten angewiesen ist, um ihre Ziele zu erreichen, geht in den meis-
ten zu technisch formulierten Modellen unter. Zum zweiten wird deut-
lich, daf$ in die Konstitution des fir die Firma charakteristischen Ver-
héltnisses von Lohn und Leistung schon soziale Momente eingehen; in
die Bildung dieser Standards gehen Vergleiche mit anderen Personen,
Gruppen und Firmen, mit der eigenen Erfahrung und eine Einschat-
zung der zukunftigen Entwicklung ein. Auch die Firma, die ihre Ar-
beitskraftpolitik mehr oder weniger weitgehend internalisiert hat, ist
dadurch in vielfaltiger Weise mit ihrer AufSenwelt verwoben. SchliefSlich
ist im Ansatz der Versuch zu erkennen, als Konsequenz der Probleme,
die aus der Unbestimmtheit des Beschéaftigungsverhaltnisses resultie-
ren, und ihrer unterschiedlichen Loésungsversuchel!¥ so etwas wie
soziale Typen des Beschéftigungsverhaltnisses zu entwickeln. Die
Gegenuberstellung des reinen Markttauschs und des partiellen
Geschenkeaustausches als Inhalt des sekundéren bzw. des primédren
Arbeitsmarktsektors lauft darauf hinaus, differierende Formen des
Arrangements zwischen Beschéaftigten und Unternehmen auf Firmen-
oder sogar Branchenebene, also unterschiedliche (eventuell auch sich
historisch verdndernde) Typen des Tauschs zwischen Arbeitern und
Kapital zum Gegenstand der Arbeitsmarktanalyse zu machen. Dies ist
die Stelle, an der nicht nur die arbeits6ékonomischen Ph&dnomene und
Erklarungsansatze in weitere gesellschaftliche Zusammenhange
eingebunden werden, sondern auch die Arbeitsmarktanalyse
soziologisch und geschichtstheoretisch héchst interessant wird. Eine
Verbindung  zwischen den  dargestellten  mikro6konomischen
Uberlegungen und der gesellschaftlichen Makroebene ist vielleicht am
ehestentber-eineselehe soziale Typenbildung zu erreichen - und zwar

14 Auch Wintrobe und Breton (1986) gehen davon aus, dafs die Beziehungen inner-
halb der Firma ,are governed by noncontractual exchanges® (ib. 537). Denn beide Sei-
ten investierten in Linien und Netzwerke von Vertrauen; bestehen sie, so erbringen die
Beschaftigten auch ,informal or noncontractual services®, flir die sie umgekehrt ,pro-
mises from the superior of greater rewards from the resources at his disposal“ erwar-
ten (ib. 531). Allerdings sind nur vertikale Vertrauensbeziehungen der Produktivitat
zutraglich, mithin ,efficient trades®; horizontale kénnen sich auch gegen die Firma
richten. Vor allem dagegen zielen die zusétzlichen Zahlungen und Leistungen des Un-
ternehmens (,perquisites®).
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ale Typenbildung zu erreichen - und zwar im (auf die soziale Schichten-
bildung gerichteten) Querschnittsvergleich ebenso wie in der (auf die
historische Entwicklung bezogen) Langsschnittbetrachtung.

6 Sozialstrukturelle und historische Abgrenzung
betriebsinterner Arbeitsmarkte

Bei der Diskussion der effizienzlohntheoretischen Uberlegungen zur
Leistungsmotivation wurde schon erwdhnt, dafd unterschiedliche An-
reizsysteme nicht alternativ gesehen werden mussen, dafs die Effizienz-
lohnhypothese fiir den priméren Sektor in der dualen Arbeitsmarktthe-
orie, also fir den Bereich interner Arbeitsmaéarkte, relevant ist. Dagegen
lieffen sich die Beschaftigungsverhédltnisse im sekundéren Sektor, also
den externen Jedermannsarbeitsmarkten - wie schon Doeringer und Pi-
ore betonten - gemifs dem neoklassischen Modell begreifen (Yellen
1984, 201). Gerlach und Hubler (1985, 252) sehen die an der Senioritat
orientierte Entlohnung vor allem als Anreizinstrument fir Arbeiter und
Angestellte im mittleren Einkommensbereich an; der mogliche Verlust
zugesagter bzw. bereits erarbeiteter, aber erst in der Zukunft ausgezahl-
ter Einkommensbestandteile ist bei ihrem Einkommensniveau von nicht
zu unterschitzender Bedeutung. Dagegen wird im oberen Einkom-
mensbereich die Beteiligung an der Gesamtleistung oder Produktivitét
einer gréfieren Einheit durch Leistungswettbewerb (rank-order-
tournament-Entlohnung) eine grofiere Rolle spielen; aufgrund des ho-
hen Einkommensniveaus kénnen diese Beschéaftigten ein entsprechend
hoéheres Risiko eingehen. Im unteren Einkommensbereich spielt dage-
gen die Entlassungsdrohung die wichtigste Disziplinierungsrolle, zumal
sich diese Beschaftigten einen - im Modell der Senioritdtsentlohnung
enthaltenen - tempordren Einkommensverzicht kaum werden leisten
kénnen.

Bertlicksichtigt man die im Zentrum des Beschaftigungsverhéaltnisses

stehende Problematik von Leistungsmotivation, Loyalitdt und Kontrolle,
so lassen sich die unterschiedlichen Weisen der Betriebsfihrung auch
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nach Art der Arbeitstétigkeit und den technischen Bedingungen unter-
scheiden; die sog. Arbeitsprozefddebatte ist vor allem diesem Zusam-
menhang nachgegangen. Im Fall der kleinen, tiberschaubaren Arbeits-
einheit kann ein Arbeitgeber bzw. Vorgesetzter sich weitgehend auf das
Instrument der ,personalen Kontrolle® (vgl. zu den unterschiedlichen
Kontrollformen Edwards 1979) verlassen. Im Fall der unmittelbar in den
technisch-organisatorischen Ablauf eingebundenen Handarbeit, wie sie
fir die traditionellen Formen repetitiver Teilarbeit auf einem mittleren
Mechanisierungsniveau charakteristisch sind, aber auch fir leicht kon-
trollierbare standardisierte Téatigkeiten wie z.B. Maschinenschreiben
greift die ,technische Kontrolle* durch den Produktionsablauf selbst in
Verbindung mit der Autoritatsposition der Vorgesetzten und einer ent-
sprechenden, mengenbezogenen Entlohnungsform; die modernen Com-
putertechnologien erlauben prinzipiell - wie Thompson (1983, 147) her-
vorhebt - neue Moglichkeiten dieser technischen Kontrolle. Zugleich
entstehen mit dem zunehmenden Ruckzug der lebendigen Arbeit aus
dem unmittelbaren Produktionsprozefd jedoch leistungspolitische Prob-
leme anderer Art (die hier freilich im Kontext verdnderter Arbeitsver-
haltnisse gesehen werden, wahrend Edwards sie als Ausflufs neuer Kon-
troll- und Spaltungsstrategien des Kapitals diskutiert), n&mlich die
Notwendigkeit der Mobilisierung umfassender Qualifikationen und Qua-
litditen der Arbeitskraft, eines kooperativen Leistungsverhaltens, ohne
dafd dieses jedoch zugleich genau zu kontrollieren wéare (vgl. dazu die
industriesoziologische Diskussion um die Thesen von Kern und Schu-
mann). Hier setzt Edwards’ Konzept der ,burokratischen Kontrolle“ ein.
Es uberbetont allerdings den formal-buirokratischen Aspekt des Kon-
trollsystems und unterschétzt - wie schon dargestellt - die Bedeutung
von Kooperation und Loyalitadt fir das Unternehmen. Andere Autoren
haben entsprechend auch die Wichtigkeit von Kontrolle durch Koopera-
tion (Burawoy 1979, 106 ff.; 1981, 99 f. betont den Ubergang von
»control by coercion“ zur moderneren ,control by consent“) oder der Ab-
l6sung von direkter Kontrolle durch ,responsible autonomy“ der Be-
schéftigten (Friedman 1977a und b; vgl. Thompson 1983, 134 {f.) her-
vorgehoben.

Man wird also gemafs diesen Uberlegungen betriebsinterne Arbeits-
markte am ehesten finden in Mittel- und GrofSbetrieben, nicht in Klein-
betrieben; in Bereichen bzw. fir Beschéaftigtengruppen, in denen die Ar-
beitskraft aufgrund ihrer Kenntnisse, ihrer Erfahrungen und vielseitiger
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Einsetzbarkeit und ihrer objektiven Bedeutung fir den Produktionsab-
lauf nur schwer und nur unter erheblichen Kosten fir das Unterneh-
men ersetzbar ist; dort, wo die Arbeitsvollztige eher komplex, schwierig
kontrollierbar und das Leistungsverhalten nicht einfach auf die Men-
gendimension abbildbar sind; wo schliefSlich die Leistung bzw. das Pro-
duktionsergebnis nicht vor allem durch den technischen Ablauf vorher-
bestimmt sind, sondern fuir die Arbeiter gewisse SpielrAume und Frei-
heitsgrade bestehen. Diese Kriterien schlieffen nach unten hin Bereiche
bzw. die grofSe Personengruppe der einfachen, repetitiven, leicht kon-
trollierbaren Tatigkeiten, die gewdhnlich als sekundires Segment be-
zeichnet werden, aus. Nach oben hin scheinen fir die Beschéaftigten, die
zu den héheren Einkommensbereichen gehéren und mit héherem Risi-
ko arbeiten, die auf Dauer angelegten Zlige interner Markte weniger
ausgepragt zu sein. In dem dazwischenliegenden Bereich der komplexer
angelernten bzw. gelernten Arbeiter- und Angestelltentatigkeiten mit
mittlerem Einkommen durfte dagegen der Kernbereich interner Ar-
beitsmarkte liegen. Allerdings erscheint hier die Grenzlinie zwischen be-
triebsspezifisch und fachspezifisch qualifizierten Arbeitskréften, die von
den deutschen Segmentationsansatzen hervorgehoben wird (vgl. Sen-
genberger 1975; 1978 und Biehler u.a. 1981), eher flieRend zu sein.
Denn wenn es nicht nur auf die mitgebrachte bzw. aufierhalb der Firma
verwertbare Qualifikation ankommt, sondern auf Kooperation, Loyalitat
und das Leistungsverhalten insgesamt, aufierdem auf die ,idiosynkrati-
schen“ Komponenten von Arbeitstatigkeit und Erfahrung, so unter-
scheiden sich angelernte Arbeitskrafte und Facharbeiter bzw. Buro-
fachkréfte nur graduell, nicht prinzipiell. Zu erwarten ist daher, dafs fur
eine grofse Zahl von Fachkraften interne Arbeitsmarkte bestehen wer-
den, wahrend umgekehrt keineswegs jede angelernte Arbeitskraft schon
dem internen Segment angehort.

Anhand dieser Uberlegungen lassen sich interne Arbeitsmirkte nun
auch im historischen Langsschnitt genauer abgrenzen und definieren.
Wir haben an derer Stelle dargelegt, daf5 eine unternehmerische Perso-
nal- und Sozialpolitik, die darauf abzielt, bestimmte Beschéftigtengrup-
pen im Betrieb zu halten, also eine Stammbelegschaftspolitik im allge-
meinen Sinn, keineswegs neu ist, sondern die kapitalistische Produkti-
onsweise schon seit Beginn der Industrialisierung begleitete (Schmiede
1986, Schudlich 1994). Bekanntlich war die Arbeit zu Beginn der In-
dustrialisierung in weiten Bereichen noch handwerklich organisiert;
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dies galt auch fur die frihen Fabriken. Diese waren praktisch ein Kong-
lomerat von handwerksdhnlichen Kleinbetrieben. Teilarbeiten wurden
an die Werkstatten und deren Meister vergeben, die sie auf eigene
Rechnung, mit eigenen Arbeitskraften und nach ihren Arbeitsmethoden
erledigten und mit dem auftraggebenden Unternehmer per Sttick(lohn)
abrechneten. Schon in diesem System des internen Subkontrakts (in
Deutschland Werkmeistersystem genannt) gab es ein vitales Interesse
der Fabrikanten daran, die Meister zu halten (vgl. zu diesem System
Schmiede/Schudlich 1976, Kap. 2; Littler 1980; 1982).

Auch nach dem Ubergang zur direkten Beschéiftigung der Arbeitskrifte
durch das Unternehmen oder besser verstdrkt durch ihn bemtuhten
sich Firmen immer wieder darum, wichtige und knappe Arbeitskrafte
durch héhere Léhne, Sozialleistungen oder Strafbestimmungen zu hal-
ten. Gleichwohl entstanden erste institutionell ausgebildete Formen in-
terner Arbeitsméarkte erst ab der Jahrhundertwende. Wodurch unter-
scheidet sich die alte Stammbelegschaftspolitik der ersten Jahrzehnte
industrieller Beschaftigung von Lohnarbeit von der modernen Unter-
nehmensorganisation in Form interner Arbeitsmarkte? Nach der in Ka-
pitel 3 entfalteten Analytik der Dimension der Unbestimmtheit des Be-
schéftigungsverhaltnisses kann als generelle Unterscheidung gesagt
werden, daf sich die alte Politik der Bindung von Arbeitskraften auf die
Tausch- oder Zirkulationsebene bezog, wdhrend die internen Arbeits-
markte auf den Einsatz und die Nutzung der Arbeitskraft in der Produk-
tion selbst gerichtet sind. Wahrend es im ersten Fall um die Einhaltung
des Arbeitsvertrags, um die Verminderung von Mobilitdt nach aufSen,
also der Abwanderung ging (die Leistung wurde ganz anders kontrolliert
und geregelt), geht es im Fall interner Arbeitsmarkte um die Ausfiillung
des Arbeitsvertrages, um ein System von Regelungen und eine Organi-
sation, um die Qualitdt der Arbeitskraft und ihr Leistungsverhalten
transparent zu machen und im Sinn des Unternehmens zu beeinflus-
sen. War somit die alte Stammbelegschaftspolitik primér auf die tiberbe-
triebliche Allokation von Arbeitskraft bezogen, so ist die Internalisie-
rungspolitik vor allem auf ihre innerbetriebliche Allokation, dartiber hin-
aus jedoch auf ihren produktiven Einsatz und die Verftigung des Unter-
nehmens dartber gerichtet.1® War deshalb die frihere Bindungspolitik

15 Kock (1994, 43) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dafs die transaktions-
kostentheoretischen Uberlegungen nur dann Sinn machen, ,wenn der Gegenstand
des Austausches von einer Beschaffenheit ist, daf’ nicht nur der Kaufakt, sondern
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eine einzelne arbeitspolitische Strategie des Unternehmens, die in kei-
nem fest definierten Verhéltnis zu anderen unternehmenspolitischen
Strategien stand, so ist die Personalpolitik am internen Arbeitsmarkt
Bestandteil eines gesamten Systems der Unternehmensorganisation
und umfafit alle Aspekte der Allokation, des Einsatzes und der Nutzung
der Arbeitskraft. Aufgrund des umfassenden sozialen Charakters des
Beschéftigungsverhaltnisses umgreift ein interner Arbeitsmarkt oft die
verschiedensten Bereiche der Reproduktion und der alltdglichen Le-
bensweise der Beschaftigten.

Dieser umfassende Charakter der Organisationsform interner Arbeits-
markt macht sie auch geeignet dafiir, die Gesamtgestalt des Beschafti-
gungsverhéltnisses zu beschreiben. Die wechselseitigen Interessen und
Vorteile interner Arbeitsméarkte sind oft dargelegt worden: Das Unter-
nehmen kann auf diese Weise die erforderlichen Qualifikationen und
Erfahrungen bei seinen Arbeitskraften selbst entwickeln und die Beset-
zung freiwerdender Arbeitsplatze im Betrieb entsprechend steuern; die
Aufstiegsmoglichkeiten und Einkommenserh6éhungen nach Senioritat
und Leistung stellen einen systematischen Anreiz dar, die geforderte
Leistung zu erbringen und Kenntnisse und Erfahrungen in die Teamar-
beit einzubringen und an andere weiterzugeben; die langfristige Be-
schaftigungszusage (eingeschrénkt nur durch die Klausel, daf$ sich das
6konomische ,Klima“ prinzipiell &ndert und Nachfrageeinbriiche auftre-
ten) erleichtert die Entwicklung einer grundséatzlichen Unternehmens-
loyalitat, die dadurch gefordert wird, dafs fir diese Beschéftigten ihre
Berufsbiographie mit dieser Firma auf unabsehbare Zeit verbunden ist;
das Unternehmen institutionalisiert zudem in gewisser Weise den Kon-
kurrenzdruck des nachfolgenden, fast genauso qualifizierten und erfah-
renen Beschaftigten, internalisiert also Funktionen der industriellen
Reservearmee; da die Abwanderungsbarrieren, also die damit verbun-
denen Mobilitdtskosten, fir den Beschéaftigten relativ hoch sind, wird er
sich gezwungen sehen, die Herrschaftsanspriiche des Unternehmens
prinzipiell anzuerkennen und sich ihnen im Rahmen der geltenden
Normen zu figen.

auch die Konsumtion ein zweiseitiges Verhéaltnis einschlief3t. ...Der normale Kauf einer
Ware wére eine Transaktion, bedtrfte aber keiner Regulierung. Zwingend ist die Fort-
setzung der Beziehung zwischen den Transakteuren Utiber den Kaufakt hinaus insbe-
sondere bei der Ware Arbeitskraft.”
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Fur den Beschaftigten stellen eine vergleichsweise Beschaftigungssi-
cherheit, die begriindete Aussicht auf einen innerbetrieblichen Status-
aufstieg und die Praxis der Einkommenssteigerung mit zunehmender
Betriebszugehorigkeit berufsbiographisch nicht zu wunterschétzende
Vorteile dar; zudem kann er damit rechnen, daf’ er - wenn er als ,guter”
und loyaler Arbeitnehmer anerkannt ist - nur in zurtickhaltender Weise
betrieblichen Herrschaftsanspriichen und dem Zwang, sich an Regeln
und Vorgaben zu halten, ausgesetzt sein wird; schliefSlich wird ihm die
Firma mehr oder weniger ausgepragte, Uiber das laufende Einkommen
hinausgehende Vorteile im Rahmen der betrieblichen Sozialpolitik und
eventuell in bezug auf die Arbeitszeitgestaltung einrdumen. Daflir mufs
er dem Unternehmen eine relative Autonomie in der Gestaltung der
technischen und der Arbeitsbedingungen sowie der Leistungsanforde-
rungen zugestehen; aufSerdem wird von ihm ein flexibler Umgang mit
der betrieblichen Arbeitszeit (also einerseits Bereitschaft zu Uberstun-
den oder Sonderschichten, andererseits zu Betriebsurlaub oder Kurzar-
beit) erwartet werden!®. Dieses Verhéaltnis wechselseitiger Vorteile und
Leistungen, von Erwartung und Gegenerwartung komplexer und nicht
exakt quantifizierbarer Natur entspricht den in der Literatur als ,nicht-
vertraglicher Tausch® (Wintrobe/Breton) oder als ,partieller Austausch
von Geschenken“ (Akerlof) beschriebenen Tauschverhédltnissen. Offen-
bar hat sich historisch eine spezifische Form des Tauschverhaltnisse
zwischen Lohnarbeit und Kapital herausgebildet, die zwar im internati-
onalen Vergleich in ihren konkreten Formen und je nach ihren sozio-
0konomischen Bedingungskonstellationen variiert (vgl. dazu Sengen-
berger 1987), deren gemeinsame Grundlage aber das quid pro quo
gunstiger Beschaftigungs- und Einkommensbedingungen einerseits
und einer weitgehenden betrieblichen Autonomie (einschlieflich der An-
erkennung dieses Spielraums durch die Beschaftigten) in der Gestal-
tung der technischen und Arbeitsbedingungen, der Leistungsanforde-

16)  Franz (1982, 50 f.) hebt diese Momente als Inhalte impliziter Kontrakte hervor:
,Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, wihrend der Laufzeit des Verfahrens nicht zu
ktindigen, wahrend der Unternehmer sich verpflichtet, einem Nachfrageriickgang in-
nerhalb bestimmter Grenzen nicht mit Entlassungen zu begegnen, sondern Gewinn-
reduktionen hinzunehmen. Andererseits erhalt er das Recht, den Umfang zu erbrin-
gender Arbeitsleistungen einseitig festzulegen, ebenfalls innerhalb bestimmter Gren-
zen. Die Beschaftigten haben mehr zu arbeiten, wenn mehr Arbeit anfallt, und mus-
sen ihre Arbeitszeit reduzieren (Urlaub, Kurzarbeit), wenn es wenig zu tun gibt.“ Aller-
dings schiitze der Vertrag den Arbeitnehmer keineswegs generell gegen Entlassungen,
sondern nur ,gegen das Beschaftigungsrisiko moderater und transitorischer Nachfra-
geschwankungen®.
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rungen und des Arbeitseinsatzes ist. Ein solches industrielles Arrange-
ment!?) bezuiglich des Beschaftigungsverhaltnisses ist charakterisiert
dadurch, daf’ es zentral auf die Sicherung und Férderung der betriebli-
chen Gesamtproduktivitat gerichtet ist. Diese Form der Unternehmens-
organisation, die insgesamt auf die Produktivitdtskonkurrenz ange-
sichts zunehmender Mechanisierung und eines hohen Kapitaleinsatzes
ausgerichtet ist und zu diesem Zweck die Arbeitstatigkeiten und Pro-
duktionsabldufe einer umfassenden zeitdkonomischen Analyse und
Neuorganisation unterwirft, ist historisch etwa im Zeitraum von den
achtziger oder neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts bis in die dreifsi-
ger Jahre des 20. Jahrhunderts entstanden. Interne Arbeitsmérkte, die
ein relativ hohes Organisationsniveau voraussetzen, durften dieser Ge-
samtausrichtung der Unternehmensorganisation mit geringer zeitlicher
Verzogerung gefolgt sein, so dafd mit ihrer Auspragung seit Beginn die-
ses Jahrhunderts zu rechnen ist.

Interne Arbeitsméirkte sind nach diesen Uberlegungen auch nicht als
isoliertes Phédnomen der Arbeitskraftallokation und des -einsatzes zu
verstehen, sondern sind Bestandteil einer umfassenden Unternehmens-
organisation, durch die die Effizienz, Produktivitdt und damit auch Pro-
fitabilitdt der Gesamtproduktion gesichert werden soll. Neben der Per-
sonal- und der betrieblichen Sozialpolitik im engeren Sinne gehdéren da-
zu auch die Leistungswirtschaft, insbesondere die entsprechenden Ent-
lohnungsformen (vgl. zu diesem Zusammenhang Schmiede/Schudlich
1976), das Qualifikationswesen und die Herausbildung einer entspre-
chend differenzierten Betriebshierarchie.!® Nur im Kontext und als Be-
standteil der modernen Unternehmensorganisation, die im 20. Jahr-

17 Auch fur die historische Entwicklung der Arbeitszeit konnte die Bedeutung des
sindustriellen Zeitarrangements®, das sich gegen Ende des 19. Jahrhunderts entwi-
ckelte, und der mit ihm zusammenhédngenden Institutionalisierung des Normalar-
beitstages gezeigt werden; vgl. Deutschmann 1985; Deutschmann/Schmiede/
Schudlich 1987.

18)  Hierarchien erlauben Herrschaft durch Karriereversprechen“ und bilden dadurch
ein ,funktionales Aquivalent fiir die betriebsexterne "Reservearmee™, schreibt Behrens
(1984, 143 bzw. 145) als Ergebnis einer Untersuchung Uber die historische Entwick-
lung betrieblicher Hierarchien. Er argumentiert, dafs sich seit der Griinderzeit die hie-
rarchischen Positionen in den Unternehmen vervielfacht haben, ohne dafs zugleich die
Entscheidungsebenen ebenso zugenommen haben.
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hundert vorherrschend geworden ist, kann man daher von internen Ar-
beitsmarkten als Organisationsform der Allokation, des Einsatzes und
der Nutzung von Arbeitskraft unter dem leitenden Gesichtspunkt der
Produktivitatsmaximierung sprechen.

Teil B

Die historische Entwicklung betriebsinterner Ar-
beitsmarktstrukturen vom Ende des 19. Jahrhun-
derts bis zum Zweiten Weltkrieg

7 Der Ubergang von der traditionellen Stammar-
beiterpolitik zur modernen Politik betriebsin-
terner Arbeitsmarkte von den siebziger Jah-
ren des 19. Jahrhunderts bis zum Ersten
Weltkrieg)

Bemuhungen der Unternehmen um die Konsolidierung von Stammbe-
legschaften und die Eindammung der Fluktuation gab es seit Beginn
der Industrialisierung. Waren sie jedoch im 19. Jahrhundert fast aus-
schliefSlich auf die Bindung produktionswichtiger und knapper Fachar-
beitergruppen gerichtet, so wurden sie gegen Ende dieses Jahrhunderts
und vor allem nach der Jahrhundertwende bald auf die zunehmende
Gruppe der angelernten Arbeitskréfte ausgeweitet. Am deutlichsten
scheint sich dieses Problem in der Chemischen Industrie und in Teilen
der Textilindustrie gestellt zu haben. Schulz (1978, 71 ff.) unterscheidet

19) Vgl. zu diesem Kapitel im einzelnen die Ausfihrungen bei Schmiede 1986, Schud-
lich 1994 sowie Sachse 1994, 1-26. Im Fortgang der zusammenfassenden Darstellung
wird zuweilen summarisch auf diese Dartellungen verwiesen, d.h. die Quellenliteratur
nur noch selektiv genannt.
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dann auch die dort schon friih praktizierte ,protektorale® (d.h. wechsel-
seitige) Konzeption der betrieblichen Integration von ihrer traditionellen
spaternalistischen“ (d.h. einseitig-willktirlichen) Form. Ahnlich stellt
Borscheid (1978, 37) fur die Textilindustrie den Ubergang von einer
patrimonialen zu einer mehr partnerschaftlichen Form der Betriebslei-
tung fest.

Charakteristisch fir die altere paternalistische Konzeption war, dafd alle
Leistungen durch das Unternehmen freiwillig, widerruflich und ohne
Beteiligung der Arbeiter (an der Zielsetzung, Verwaltung und Kontrolle,
aber auch an der Finanzierung der Leistungen) gewdhrt wurden; recht-
liche Anspruiche irgendwelcher Art bestanden nicht, die Leistungen
wurden individualisiert und nach dem Gutdiinken der Firma verteilt.
Dies galt sowohl fiir die alteren, eher liberalen Formen des Patriarcha-
lismus, die Kocka (1969, 78) fir die Entwicklung bei Siemens bis gegen
Ende des 19. Jahrhunderts beschreibt, als auch fiir seine spateren, e-
her autoritaren Auspragungen, die Kocka fiir die anschlieffende Phase
der Betriebspolitik bei Siemens und Schulz (1978) am Beispiel des
Carlswerks von Felten & Guilleaume in K6ln darstellen.

Eine solche Politik der Betriebsbindung durch Einrdumen besonderer
Verglnstigungen entstand historisch schon seit der Mitte des 19. Jahr-
hunderts gegentiber den Angestellten, flir deren Funktion als ,Privat-
beamte®, die mehr oder weniger direkt dem Unternehmer zuarbeiteten,
vor allem die Loyalitdt zum Unternehmen den kritischen Punkt darstell-
te. ,Im Beamtenpersonal liegt unsere Achillesferse“, stellte Werner Sie-
mens schon 1857 fest (zit. nach Kocka 1969, 79). Die Angestellten wur-
den durch lange Kindigungsfristen bei faktisch weitgehender Beschéf-
tigungssicherheit, durch tiberdurchschnittliche Einkommen und Sozial-
leistungen sowie ein entsprechendes persdnliches Engagement des Un-
ternehmers zur Loyalitdt und Treue der Firma gegenliber angehalten.
Mit der Ausdehnung der Angestelltenschaft kam - wie ebenfalls an der
Geschichte von Siemens deutlich sichtbar wird - zunehmend der Ge-
sichtspunkt der Verpflichtung der Privatbeamten, aus eigenem Antrieb
im Interesse des Unternehmens zu handeln, als funktionales Komple-
ment fir fehlende Kontrollméglichkeiten ins Spiel. Um nochmals Wer-
ner Siemens zu zitieren, der diesen Zusammenhang pragnant formulier-
te:

47



»lch habe noch immer gefunden, dafs es die gréfste Verschwen-
dung ist, diejenigen, die an der Leitung von Geschéften beteiligt
sind, nicht am Resultat zu beteiligen. Eine einzige Dummbheit we-
niger kann das schon wieder einbringen! Bei grofSen und nament-
lich verzweigten Geschéften, die man nicht selbst Uibersehen ...
kann, mufS man einen wesentlichen Teil des Gewinns seinen
Stellvertretern zuwenden. Das ist eine Grundregel fir guten Be-
trieb grofSer Geschéfte.“ 1869 begriindete er eine héhere Beteili-
gung seines Buchhalters mit dem Argument, ,dafs man Leute um-
so besser bezahlen mufS, je weniger man sie kontrollieren will o-
der kann“ (beide Aussagen zit. nach Kocka 1969, 84).

Allerdings erstreckte sich eine solche Personalpolitik der Privilegierung
in der Friihzeit der Industrie auch schon auf eine kleine Gruppe von
Arbeitern, die wegen ihrer handwerklichen Fachkenntnisse und ihrer
dadurch bedingten relativ unabhangigen Stellung an das Unternehmen
gebunden werden sollten. Auch in den frihen Fabriken gab es einen
Kern dauerhaft beschéaftigter Arbeiter, fir die in begrenztem Umfang ei-
gene Hauser oder Wohnungen gebaut wurden, im Fall rtucklaufiger
Nachfrage die Arbeitszeit reduziert bzw. auf Vorrat produziert wurde
und deren Kinder oft in dieselben Positionen hineinerzogen wurden
(,Positionsvererbung®). Die gegentiber den Angestellten praktizierte Loy-
alitdts- und Bindungspolitik schlofs auch den Stamm qualifizierter
Facharbeiter ein, aus dem heraus das Leitungspersonal des unmittelba-
ren Produktionsprozesses (Vorarbeiter, Monteure, Meister) rekrutiert
und herangebildet wurde.

Die traditionelle Stammbelegschaftspolitik war mithin auf diejenigen
Beschéftigtengruppen bezogen, die am externen Arbeitsmarkt knapp,
aber gleichzeitig betriebswichtig waren. Dies waren ein Grofdteil der frii-
hen Angestellten und eine kleine Elite der Arbeiterschaft, wihrend die
Un- und Angelernten in heute kaum mehr vorstellbarem Umfang - und
mit zunehmender Industrialisierung mit wachsender Haufigkeit - fluk-
tuierten. Den hervorgehobenen Gruppen wurden beschéaftigungs- und
sozialpolitische Zugestandnisse im Hinblick auf die Beschéftigungssi-
cherheit, privilegierte Arbeitsbedingungen, Utberdurchschnittliche Be-
zahlung, Karrierechancen und zusatzliche betriebliche Sozialleistungen
gemacht. Dabei waren fir die Angestellten die Regelungen des Dienst-
verhéaltnisses der Staatsbeamten, fir die Arbeiterelite wiederum die Pri-
vilegien der Angestellten im Unternehmen der Fluchtpunkt ihrer Auf-
stiegsorientierung. Aus dieser Gruppe rekrutierte sich wenig spater die
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neu entstehende Zwischenschicht der Techniker und Ingenieure, die ei-
ne zunehmend wichtigere Rolle im Produktionsprozefs erlangten.

Diese Stammbelegschaftspolitik im Sinne des traditionellen Patriarcha-
lismus sah sich seit den siebziger Jahren - also im Zuge der Entwick-
lungsdynamik, die wir schon frither als den Ubergang von der ersten zu
einer zweiten Phase der reellen Subsumtion der Arbeit unter das Kapital
charakterisiert haben (vgl. Schmiede/Schudlich 1976, 52) - in mehrfa-
cher Hinsicht mit zunehmenden Problemen konfrontiert. Mit der Aus-
dehnung der Produktion und der Beschéftigung, dem Einsatz von Ma-
schinen und dem allméhlichen Ubergang zur industriellen Massenpro-
duktion wurden die iberkommenen Sozialstrukturen im Betrieb mit ei-
nem deutlichen Veranderungsdruck konfrontiert. Die Grundzlige dieser
Entwicklung sind bekannt, so daf sie hier nur mit einigen Stichworten
in Erinnerung gebracht werden sollen. Mit der Ausdehnung des Einsat-
zes von Maschinen ging in der Regel die vermehrte Verwendung von an-
gelernten, nicht mehr der Handwerkslehre entstammenden Arbeitern
einher; nur eine kleine Minderheit konnte bis zum 1. Weltkrieg das
Substitut einer Industrielehre absolvieren. Die traditionelle ,Meister-
wirtschaft® wurde durch die Entwicklung von Lohnbtiros und Kalkulati-
on allmédhlich abgebaut, die Herrschaftsfunktion der Meister zuneh-
mend von den neuen Betriebsingenieuren ibernommen; sie wurden in
wachsendem Mafie durch Werkstattbliros sowie kalkulierende und kon-
trollierende Zentralbliros ergénzt. Unter ihrer Agide wurden allméhlich
die Grundlagen einer systematischen Leistungs- und Zeitwirtschaft, a-
ber dann in Weiterfihrung auch einer einheitlichen Lohn- und Perso-
nalpolitik entwickelt. Mit diesen Tendenzen ging eine deutliche absolute
wie relative Expansion der Angestelltenbeschaftigung kaufmannischer
und technischer Provenienz einher. Eine erste Welle der Vereinheitli-
chung und der Formalisierung, vielfach auch der Burokratisierung der
Arbeitsverhéltnisse begleitete diese Reorganisation der Unternehmen.
An die Stelle der unmittelbaren personalen Herrschaft trat allméhlich
die institutionalisierte Regelung der verschiedenen Aspekte des Be-
schéaftigungsverhaltnisses und der Arbeitsbedingungen durch Fabrik-
und Geschaftsordnungen, die zustadndigen Lohn- und Personalbtiros
sowie durch allgemeine Regeln der Personal- und Sozialpolitik. Freilich
war dieser ProzefS - wie Kocka am Beispiel von Siemens deutlich macht
- bis in die neunziger Jahre eher eine tastende Bewegung, nach Kockas
Urteil eine Art konzeptionsloser Buirokratisierung, die immer wieder mit
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informellen, persénlich vermittelten Fihrungsmethoden kombiniert war
und fur die Arbeiter zundchst weniger galt als fir die Angestellten (vgl.
Kocka 1969, 289-297).

Wahrend allerdings die Angestellten vorerst - trotz des Einzugs einer
verstarkten Arbeitsteilung und spéter auch des Maschineneinsatzes in
ihrem Arbeitsbereich - noch insgesamt eine privilegierte, den Bewegun-
gen und Gefahren des externen Arbeitsmarktes nur stark geddmpft
ausgesetzte Beschaftigtengruppe blieben, schlug sich die rasche Aus-
dehnung der Arbeiterbeschéftigung zunachst vor allem in erheblich an-
gestiegenen Fluktuationsraten nieder. Zahlreiche Untersuchungen ka-
men zu dem Ergebnis, dafs etwa ab den neunziger Jahren des 19. Jahr-
hunderts bis zum 1. Weltkrieg die Fluktuationsraten in der Industrie
deutlich zunahmen (so z.B. Vetterli 1979, 351 ff.; Ditt 1979, 255 fur die
Textilindustrie; Schéafer 1979b, 264 ff.; Schomerus 1977, 165 f., 1978,
44). Gleichwohl wird in einigen Bereichen auch eine abnehmende Ten-
denz konstatiert (so Rupieper 1982, 75; Ditt 1979, 255 f. flir den Ma-
schinenbau) oder auch dort, wo die Fluktuationsraten zunahmen,
trotzdem ein Anstieg der durchschnittlichen Betriebszugehorigkeitsdau-
er festgestellt (so etwa Riemer-Schéfer, o.J., 149 ff.; Rupieper 1982, 77,
89; Schulz 1978, 79; Schafer 1979b, 264 ff.). Dieses Nebeneinander von
hoher Fluktuation und zunehmender Stetigkeit der Beschéftigung 1af5t
sich interpretieren (und wird in einigen Studien so verstanden) als Her-
ausbildung einer deutlichen Trennlinie zwischen einer (wachsenden)
Stammbelegschaft und fluktuierenden Randbelegschaftsgruppen, die
wohl vorwiegend aus Ungelernten bestanden, in einigen Féllen aber
auch Facharbeitergruppen einschlossen. Da diese Entwicklung mit ei-
ner massiven Expansion der Beschéftigung verbunden war, d.h. Arbei-
ter neu in die Industriedisziplin integriert werden mufiten, sind zuneh-
mende Fluktuationsraten und wachsende Stammbelegschaften durch-
aus miteinander vereinbar. Die Jahresberichte der Gewerbeaufsichtsbe-
amten enthalten fir die Zeit vor dem 1. Weltkrieg eine Fulle von Materi-
al tber den ,Wechsel der Arbeiter, d.h. die Fluktuation, und seine
Grunde. So finden sich deskriptive und tabellarische Darstellungen -
ber Zu- und Abginge, z.T. nach Monaten, retrospektiv iiber mehrere
Jahre und nach Branchen gegliedert; ausfihrlich wird informiert tiber
die Kundigungsfristen; ebenso werden zahlreiche Angaben prasentiert
Uber die durchschnittliche oder nach Klassen gegliederte Betriebszuge-
hoérigkeitsdauer und die Altersstrukturen der Beschéaftigten. (Ein
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Schwerpunkt dieser Erhebungen findet sich in den Jahresberichten fur
1907; zahlreiche Angaben jedoch auch in anderen Jahrgangen.) Spater
in den zwanziger Jahren scheint aus der umgekehrten Konstellation
heraus, aber auch verstarkt durch einen zunehmenden Anteil betriebs-
spezifisch Angelernter und eine Intensivierung der betrieblichen Sozial-
politik, die Fluktuation generell drastisch zurtiickgegangen zu sein (Vet-
terli 1979, 351 ff.; Stolle 1980, 105 und Tab. i. Anhang; Fuldat 1926,
29, 40; Rupieper 1982, 71 f., 81).

Das Fluktuationsproblem - nach Schéafer (1979a, 167) lag die durch-
schnittliche Verweildauer der Arbeiter in einem Betrieb Ende der acht-
ziger Jahre des 19. Jahrhundert bei einem Jahr - wurde in der zeitge-
nossischen Diskussion als ,Kinderkrankheit der Friihzeit des Fabrik-
systems® diagnostiziert (vgl. Ehrenberg 1911, 445, 452; Syrup 1912,
291). Dagegen wurden zahlreiche MafSnahmen der Betriebsbindung
wichtiger Arbeitskrifte entwickelt, die allméhlich auch griffen. Schéfer
(1979a, 167ff.) resimiert unter Verweis auf Jeidels, Jollos, Bosselmann,
Reichelt und vor allem Heif$, dafs im Verlauf des Industrialisierungspro-
zesses mithilfe der betrieblichen Sozialpolitik - nicht selten unterstiitzt
durch ,polizeiliche Mafinahmen®, also zunehmend durch eine Politik
des ,autoritdren Paternalismus“ - die Verweildauer der Belegschaften
verlangert werden konnte. Allerdings wuchsen der betrieblichen Perso-
nal- und Sozialpolitik sukzessive weitere Aufgaben zu, die Giber die blo-
e Betriebsbindung hinausgingen: Sie erhalten ,im Kontext der gewan-
delten Arbeitskraftpolitik einen neuen funktionalen Stellenwert.“ Sie
werden ,, - wie andere betriebliche Parameter auch - zum Instrument
der Auslese und Anpassung der lebendigen Arbeit an die neuen betrieb-
lichen Erfordernisse der Zeit- und Produktionsékonomie.“ (Schudlich
1994, 75) Im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts entstanden neue,
nach allgemeinen Regeln verfahrende, allmahlich von der persdnlichen
Herrschaftsform des traditionellen Patriarchalismus losgeloste Formen
der betrieblichen Personal- und Sozialpolitik, die - meist auch erfolg-
reich - auf die Einschrdnkung des Betriebswechsels der Arbeitskrafte
und die Konsolidierung von Stammbelegschaften abzielten - die oben
als neuere patrimoniale Konzeption angefiihrte Form der Personalpolitik.

Die beiden wichtigsten betriebspolitischen Instrumente zur Betriebs-

bindung in dieser Periode waren der Werkswohnungsbau und die Al-
tersflirsorge (Betriebspensionen). Am Bau von Werkswohnungen werden
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sowohl die Bindungs- und Pazifizierungswirkung der betrieblichen Sozi-
alpolitik als auch der Motivwandel der Unternehmen um die Jahrhun-
dertwende in den Zielsetzungen dieser Politik deutlich. In der Friithpha-
se bestand die Zielsetzung der Errichtung von Wohngelegenheiten fir
Arbeiter vor allem darin, den erforderlichen Arbeiterzustrom an die In-
dustriestandorte zu ermoglichen. Neben einer geringeren Anzahl von
Wohnungen und H&usern fir die ,Beamten® sowie Meister und einzelne
gesuchte Facharbeiter wurden dazu vor allem Wohnunterklinfte flr
méannliche Arbeiter, oft verbunden mit einem Verpflegungsangebot, ein-
gerichtet - die sog. Menagen (vgl. Sachse 1994, 13ff.). Dies verdnderte
sich ab den siebziger Jahren des 19. Jahrhundert allmé&hlich: Werksko-
lonien fir verdiente Arbeiter (etwa die ,Kruppianer® als Facharbeiter-
stamm) gewannen zunehmend an Bedeutung. Nach finf- bis zehnjahri-
ger Betriebszugehorigkeit konnte ein verheirateter Krupp-Arbeiter mit
Familie damit rechnen, eine Werkswohnung zugewiesen zu bekommen.
Das verbreitete Schlafgdngerwesen entlastete einerseits die Firma teil-
weise von der Anforderung, Alleinstehende unterzubringen; andererseits
bot es den etwas besser gestellten Arbeiterhaushalten und insbesondere
den Frauen die Méglichkeit eines Zuverdienstes und verstérkte dadurch
die Bindung der ganzen Familie an das Unternehmen.

Die im Kaiserreich noch nicht gefdhrdete Koppelung von Arbeits- und
Mietvertrag hatte eine enorme Bindungswirkung und brachte mit sich,
dafl Werkswohnungsmieter und Stammarbeiter im wesentlichen identi-
sche Gruppen innerhalb der Gesamtbelegschaften bildeten. ,Zugleich
waren aber auch nur die Bewohner der Krupp’schen Kolonien die ei-
gentlichen Kruppianer’, die damit rechnen konnten, bei ‘Arbeitsmangel’
als letzte entlassen und als erste wieder eingetellt zu werden und deren
Sohne gute Aussichten auf eine Lehrstelle in der Gufdstahlfabrik hat-
ten.“ (Sachse 1994, 15) In dieser Zeit ,wurde der Werkswohnungsbau,
vor allem in der fir das Ruhrgebiet typischen Form der ‘Kolonien’, zum
wichtigsten Instrument einer Personalpolitik, die sich den Aufbau von
Stammbelegschaften zum Ziel gesetzt hatte.“ (ib. 16) Das arbeitskraftpo-
litische Ziel der Einddmmung der Fluktuation wurde erreicht: Die Fluk-
tuation der Bergarbeiter in Zechenwohnungen lag auffallig unter der der
Ubrigen Bergarbeiter und erst recht unter dem industriellen Durch-
schnitt: ,Fir das gesamte Ruhrgebiet lag die Fluktuation der Bewohner
von Werkssiedlungen zum gleichen Zeitpunkt [um 1900] bei 5,7% ge-
genlUber einer durchschnittlichen Fluktuation von 120%.“ (ib. 24) Der
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enge Zusammenhang zwischen betrieblicher und Wohnsituation konso-
lidierte zugleich in der gesamten Lebensweise differierende Lagen und
Abstufungen innerhalb der Arbeiterschaft: Der Aufstieg etwa vom vier-
ten zum ersten Giefder in der Stahlindustrie paarte sich mit dem Fort-
schritt vom jugendlichen ,Bettgeher tiber den erwachsenen ledigen
sochlafgdnger zum verheirateten Werkswohnungsmieter mit Familie
und Séhnen, die eine gute Chance auf eine Lehre im Unternehmen hat-
ten (vgl. ib. 26).20)

Die betriebliche Altersfiirsorge gehoért ebenfalls zu den frithen Instru-
menten der betrieblichen Sozialpolitik. Sie galt traditionell fur ,die Pri-
vatbeamten“ und die Meister (vgl. Kocka 1969, 186; Rupieper 1982, 55,
75, 80). Bei Siemens wurde die Pensions-, Witwen- und Waisenkasse
schon 1872 auf alle Arbeiter und Angestellten ausgedehnt. Nach 12
Monaten Werkszugehorigkeit wurden vom Unternehmen regelméafiig
Beitrage eingezahlt, nach 10 Jahren Zugehoérigkeit erwarb man einen
Pensionsanspruch. Dieser ging jedoch mit dem Weggang von der Firma
- was immer die Griinde dafir waren - verloren. Zudem stand die Bewil-
ligung der Pension unter der Bedingung der auf die jeweilige Person be-
zogenen Entscheidung; das Unternehmen konnte die Leistung verwei-
gern. Gleichwohl machte die ,Altersflirsorge“ schon vor dem 1. Welt-
krieg etwa 50% der gesamten ,Freiwilligen Sozialleistungen“ des Sie-
mens-Konzerns aus (vgl. Homburg 1991, Tab. 50, S..642), und diese be-
trugen rd. 3% der Lohn- und Gehaltssumme des Konzerns (vgl. ib. Tab.
XXVI, S. 718; ein ahnlicher Wert finden sich bei der MAN, vgl. Schmiede
1986, 29). Auch wenn dies in der Summe auf den ersten Blick nicht
sehr bedeutsam erscheint, konnte diese Leistung sich fir den kleinen
Kreis der davon Beglinstigten auf eine erhebliche Summe belaufen. An-
gesichts der geringen Rentenbezlige aus der staatlichen Sozialversiche-
rung war sie fir den potentiellen Empfanger nach dem Urteil Homburgs
(die allerdings auch schon ihr steigendes Gewicht in den zwanziger und
dreifdiger Jahren im Blick hat) ,das auf lange Sicht attraktivste und ge-
wichtigste Leistungsangebot.“ (Homburg 1991, 644) Ahnliche Konstella-

29 |m groRstadtischen Arbeitsmarkt von Berlin scheinen die Attraktion dieser Angebote wie die Bereit-
schaft der Arbeiter, sie anzunehmen, deutlich geringer gewesen zu sein; Homburg (1991, 55) schreibt U-
ber die Zeit um die Jahrhundertwende: ,,Gerade die qualifizierten Facharbeiter, auf die dieser Wohnungs-
bau vor allem zielte, standen dieser Form betrieblicher Sozialpolitik iberwiegend ablehnend gegeniber,
da sie keine doppelte Bindung an den Arbeitgeber eingehen wollten.” Hier standen die sich herausbilden-
den internen Markte - wie noch zu zeigen sein wird - in zugleich engerer und offenerer Beziehung zum
externen Arbeitsmarkt als im starker monoindustriellen Ruhrgebiet.
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tionen werden auch aus anderen Unternehmen bzw. Branchen berich-
tet (vgl. die Zusammenstellung bei Schudlich 1994, 81).

Die (,gelbe“) Werkvereinsbewegung vonseiten der Arbeitgeber in dem
Jahrzehnt vor dem 1. Weltkrieg mit ihrer Mischung aus Abgrenzungs-
und Integrationspolitik (nicht zuletzt durch den Mitgliedern vorbehalte-
ne zusatzliche Sozialleistungen) gab dieser allm&hlichen Herausbildung
interner Arbeitsméarkte nochmals einen spurbaren Schub (vgl. die Dar-
stellung bei Schmiede 1986, 25-30, und die dort zitierten Quellen sowie
Homburg 1991, 383-402). Im Fall von Siemens erlaubte sie dem Unter-
nehmen einerseits nach aufien hin die Nutzung von Konkurrenzvortei-
len, da die Firma von der Solidaritat im Arbeitgeberverband bei Streiks
und Aussperrungen befreit war und deshalb auch in der Situation von
Arbeitskdmpfen in der Metallindustrie weitgehend ungestort weiterpro-
duzieren konnte. Andererseits band die Mischung aus Disziplinierung
und zunehmenden Sozialleistungen fur die Mitglieder die eigene Arbei-
terschaft verstirkt an das Unternehmen. Mit dem Werkverein wurden
wichtige Elemente der Arbeiterpolitik internalisiert. Gleichwohl konnte
er sich nicht auf Dauer als alternative Organisationsform ftir die Arbei-
ter gegen die freigewerkschaftliche Konkurrenz durchsetzen; der Orga-
nisationsversuch scheiterte daran, dafs die traditionelle - und wegen des
fortbestehenden Bedarfs an den qualifizierten Facharbeitern im Produk-
tionsprozefd nur schwer machtpolitisch angreifbare - Organisationsbasis
dieses Kerns der Arbeiterschaft im Deutschen Metall-Arbeiterverband
lag.

Hier hatten es die Unternehmen mit den Angestellten, deren traditionel-
ler Stammbelegschaftsstatus immer mit einer hohen Betriebsloyalitét
verbunden war, deutlich leichter. Obwohl auch die Téatigkeiten der An-
gestellten nachhaltigen Veranderungen der Arbeitsteilung, zunehmen-
der Standardisierung und Normierung sowie Vereinfachung unterlagen,
war eine den Werkvereinen vergleichbare Organisation zur Disziplinie-
rung dieser Gruppe nicht notwendig. Vielmehr wurden fir sie wichtige
Momente der Internalisierung der Arbeitsmarktpolitik weiter entwickelt,
die erst spater auch auf die Arbeiter Anwendung fanden. Auf die schon
ab 1891 entstandenen besonderen Personalbtiros fir Angestellte in ein-
zelnen Abteilungen und die Einrichtung einer Zentralstelle flir Persona-
lien folgte 1909 die Zentralisierung der Personalbeschaffung und

-vermittlung im Angestelltenbereich in der ,Personal-Vermittlungs-

54



stelle“; ihre Aufgabe war es, im Berliner Bereich des Konzerns qualifi-
ziertes, eingearbeitetes Personal zwischen den einzelnen Abteilungen
und Werken zu vermitteln. Dazu wurde eine Meldepflicht der einstellen-
den und entlassenden Stellen Uber Personalbedarf bzw. -tGberschufs
eingefihrt, also eine Art Clearing-Stelle fir den betriebsinternen Ar-
beitsmarkt fir Angestellte errichtet (vgl. Kocka 1969, 440f.). Aufstiegs-
chancen nach Personal- und Leistungsbeurteilung, die Aussicht auf ei-
nen allmédhlichen Gehaltsanstieg mit dem Dienstalter, ab 1904 sogar
Uberstundenzuschlige ergidnzten diese Politik.

Ein wichtiger Hintergrund fiir diese Entwicklung ist auch im Angestell-
tenbereich die verstérkte Spezialisierung (trotz nach wie vor hoher Qua-
lifikation zumindest bei den Technikern, die 1912 drei Viertel aller An-
gestellten stellten; die kaufmannischen Angestellten waren schlechter
qualifiziert, dartiber hinaus starker Prozessen der Arbeitsteilung unter-
worfen). Auch fur die Techniker und Ingenieure bedeutete die langjéhri-
ge Tatigkeit im selben Werk eine allmédhliche Verengung ihrer Kenntnis-
se und Erfahrungen auf die dortigen Probleme technischer und organi-
satorischer Art, die eine schleichende Einschridnkung ihrer Mobilitat
und im Zusammenhang damit eine verstdrkte Betriebsbindung nach
sich zogen: ,Nach mehrjdhriger Praxis mufSte es ihnen schwerfallen, ih-
re Firma zu verlassen, wenn sie nicht in einer anderen ein gleiches Ta-
tigkeitsfeld fanden und nicht bereit oder wegen Alters und Familie nicht
in der Lage waren, sich andernorts von neuem unter Opfern einzuarbei-
ten.“ (Kocka 1969, 479; vgl. insg. 466-480)

Die grofe Bedeutung der jeweiligen Produktionsbedingungen fir die
Herausbildung und die Form interner Arbeitsmarktstrukturen (sowie
das Verhéaltnis von externen und internen Momenten) macht ein Blick
auf differierende Branchenkonstellationen deutlich (vgl. im einzelnen
Schudlich 1994, 8ff., und die dortigen Quellennachweise). In den sog.
verfahrenstechnischen Industriezweigen, namentlich in der Huttenin-
dustrie, der chemischen Industrie und in Teilen der Textilindustrie, gab
es nie eines ausgepriagte handwerkliche Tradition. Dort entstand frtih
eine Struktur angelernter Spezialarbeiter, assistiert von Ungelernten,
deren Qualifikation in besonderem Mafde betriebsspezifischen Charakter
hatte. Am ausgepragtesten findet sie sich in der Stahlindustrie mit den
klassischen langjahrigen Aufstiegsleitern der Schmelzer, GiefSer, For-
mer, Walzer, Drahtzieher usw. Aber auch in der chemischen Industrie
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bildete sie sich seit Beginn des Jahrhunderts allmahlich heraus, und in
den hochmechanisierten Teilen der Textilindustrie ist sie schon im 19.
Jahrhundert festzustellen. Konsequenterweise ist in der Huttenindust-
rie - wie oben schon andeutungsweise in bezug auf die Firma Krupp
deutlich wurde - schon im 19. Jahrhundert eine ausgepragte Stammbe-
legschaftspolitik auffallig. Sie zeigt sich in der frihen Ausbildung der
Altersfiirsorge, in der Herausbildung innerbetrieblicher Karrieremuster,
in einer ,relativ alten® Altersstruktur mit durchschnittlich langjahriger
Betriebszugehorigkeit - insgesamt einer ,Verstetigung“ der Belegschaft
(Ehrenberg/Racine 1914, 338). In der chemischen Industrie war der An-
teil produktionswichtiger Fach- und Spezialarbeiter vor dem 1. Welt-
krieg geringer, aber bezogen auf sie werden &ahnliche Bindungsstrate-
gien sichtbar; auch hier war vor allem lange Betriebszugehorigkeit ein
entscheidendes Kriterium, wie Daten zum Altersaufbau (Syrup 1915,
58f., 92) zeigen. In der Textilindustrie iberwiegt auch nach der Jahr-
hundertwende, wie Bernays (1912) zeigt, noch das Fluktuationsprob-
lem. Immerhin lassen sich schon deutliche Mobilitatsdifferenzen zwi-
schen den ,stabileren® ménnlichen Spezialarbeitern und den kurzzeitig
an- und ungelernten Textilarbeiterinnen feststellen (Bernays 1910, 41;
dhnlich Herrmann 1912, 23 und 42). Bernays ergédnzt als Erklarung,
daf’ die Tatigkeit etwa an den beiden kompliziertesten Maschinen - dem
Selfactor und der Ringspinnmaschine - grof’e Ubung, Geschicklichkeit
und Fingerfertigkeit erfordere und moglichst in der Jugend erlernt wer-
den musse (Bernays 1912, 195; ein &ahnliches Argument bei Syrup
1915, 54ff., 95). Vergleichbare Verhéaltnisse findet Keck (1912) schlief3-
lich in der Steinzeugindustrie.

Anders sieht die Situation in den fertigungstechnischen Bereichen der
Industrie, also vor allem in der Metallindustrie aus. Hier weisen fast alle
Tatigkeiten handwerkliche Vorlaufer, oft eine lange handwerkliche Tra-
dition auf. Das Vordringen der Maschinenarbeit bringt hier zum einen
die Umwandlung traditioneller Facharbeiter in fachlich qualifizierte
Spezialarbeiter, zum anderen eine Zunahme kurzfristig angelernter und
ungelernter Hilfsarbeiten mit sich; um die Jahrhundertwende bestand
bereits etwa die Halfte der Arbeiterschaft in den Betrieben der Metall-
verarbeitung aus Un- und Angelernten (Riemer-Schéifer 1978, 110). In
allen fertigungstechnischen Zweigen blieben jedoch die Facharbeiter
bzw. fachlich qualifizierten Spezialarbeiter bis in die zwanziger Jahre
das Kernpersonal der Produktion. Interesse ist vor allem, diesen Kern
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zur Stammbelegschaft zu machen, zu halten, in die Unternehmensfunk-
tionen zu integrieren und zur Mitarbeit in Richtung der Unternehmens-
ziele zu gewinnen. Dieser Verdnderungsprozefs fand vor dem Hinter-
grund eines rasch expandierenden Arbeitsmarkts statt, so dafs standig
neue Arbeitskréifte in die Metallindustrie hineingezogen wurden. Es ist
deswegen nicht verwunderlich, wenn in zeitgendssischen Untersuchun-
gen aus den Jahren vor dem 1. Weltkrieg ein Ubergewicht der jlingeren
Altersgruppen festgestellt wurde (vgl. Syrup 1914, 17; Heifs 1909, 184).
Auf der anderen Seite deutet der Sachverhalt, dafd die Fluktuationsra-
ten bei gelernten Arbeitern héher als bei den ungelernten Kréften sind
(Syrup 1914, 41; Timmermann 1906, 5), auf die zentrale
Arbeitsmarktposition der ersteren hin.

Die Metallbetriebe entwickelten daher schon friih eine Reihe von Ele-
menten der Stammbelegschaftspolitik, die aber auf die Facharbeiter ge-
zielt waren. Sparbuicher fur Lehrlinge, um sie zum Bleiben zu bewegen,
an das Dienstalter gebundene Leistungen wie Altersfiirsorge, Kranken-
kassen, Urlaub, Gewinnbeteiligungen und Wohnungsangebote waren
verbreitet. Bei Entlassungen wurden vorrangig die Ungelernten und die
Frauen, danach die Leistungsschwicheren entlassen, wihrend man
sich bemiuhte, ,den Stamm guter Arbeiter tiber die schwache Zeit weiter
zu beschéftigen, indem man die Arbeitszeit verkurzt.“ (Heifs 1909, 379)
Verschiedentlich wird auch - eine Effizienzlohnpraxis2! lange vor der
Formulierung der Effizienzlohntheorie - darauf hingewiesen, dafs altere
Arbeiter, wenn auch fir leichtere Tatigkeiten und zu verringerten Lohn-
sédtzen - im Betrieb gehalten werden; den Grund daftir formuliert Syrup
(1914, 106f.; vgl. Timmermann 1906, 18) einleuchtend so, dafs ,,schon
das Bemuhen des Unternehmens, sich einen festen Arbeiterstamm zu
schaffen, ein AbstofSen der alteren Arbeiter nicht zulafst und eine
gewisse Rucksichtnahme auf die Leistungsfahigkeit der alteren Arbeiter
bedingt.“

Heifs (1910) bestatigt diese generellen Tendenzen auch fir die Berliner
Feinmechanische Industrie; er weist besonders auf die Bedeutung des

2 Effizienzlohnpraktische Ansatze finden sich auch in anderen Untersuchungen: So berichtet Schome-
rus (1977, 147ff) Gber die ERlinger Maschinenfabrik, daB dort die Neueingestellten - gelernte wie unge-
lernte Arbeiter zunachst im Tagelohn bezahlt wurden; ab dem 27. Lebensjahr begann mit dem Ubergang
in den vorteilhafteren Akkordlohn eine Hichstverdienstphase, die bis etwa zum 40. Lebensjahr andauer-
te; danach sank der Lohn allmahlich wieder ab. Ahnlich fand Giinther (1908, 197f.) in zehn untersuchten
bayerischen Maschinenbaubetrieben eine positive Korrelation zwischen Dienstalter und Lohnhohe.
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Facharbeiterstamms fiir die Rekrutierung der betrieblichen Fuhrungs-
positionen (Betriebsleiter, Werkmeister etc.) hin (ib. 23ff.). Im Fahrzeug-
bau Uberwog in dieser Periode noch die Handarbeit sowie die Einzel-
und Kleinserienfertigung; aber auch hier findet sich ein ,Arbeiter-
stamm® (Schumann 1911, 39); im Daimler-Motorenwerk wurde 1908
ein Arbeitermeldebureau eingerichtet, in dem die Meister ,Arbeiterbe-
darfskarten“ abgeben mufiten, die dann mit den Vormerkungen interes-
sierter Arbeiter auf ,Arbeiterkarten abgeglichen wurden (ib. 26ff.). In
der Elektroindustrie war der Ersatz traditioneller Facharbeiter durch mit
Maschinen arbeitende qualifizierte Spezialarbeiter, ergdnzt durch kurz-
fristig an- und ungelernte Krafte, besonders ausgepragt (Deutsch 1910,
24 11f.) Hier ist die Altersstruktur der Arbeiter und Arbeiterinnen aufSer-
ordentlich ,jung® (vgl. Heifs 1909, 181f., 199f.; s. Schudlich 1994, 42ff.).
Allerdings 145t sich schon ein deutlicher Zusammenhang zwischen Le-
bensalter und Lohnhéhe der Arbeiter erkennen (Heifs 1909, 185); dies
galt ebenso fur den Zusammenhang zwischen Dauer der Betriebszuge-
horigkeit und Lohnhoéhe (ib. 182). In der Maschinenindustrie bestand am
deutlichsten noch die traditionelle Facharbeit fort (vgl. Schudlich 1994,
47ff.). Die Belegschaften waren eher unterdurchschnittlich alt, der
Wechsel bei den Facharbeitern lag relativ hoch, aber in der Tendenz ab-
nehmend (vgl. Sorer 1911, 175; Reichelt 1906, 126; Landé 1910, 398f.).
Zwar hatte auch hier um die Jahrhundertwende ein tiefgreifender Um-
bruch begonnen; die Betriebsorganisation bei der Firma Ludwig Loewe
in Berlin hatte dabei eine Pilotfunktion (Lilienthal 1903 bzw. 1925). Die
Stammbelegschaften, auf die verschiedene Autoren hinweisen, sind e-
her noch traditionelle Facharbeiterkerne.

Fafit man die Untersuchungsergebnisse zu diesem Zeitraum zusam-
men, so wird deutlich, dafS der Umbruch zur zunehmend rationalisier-
ten grofdindustriellen Fertigung eine zentrale Voraussetzung internali-
sierter Teilarbeitsméarkte darstellte. Die altere paternalistische Perso-
nalpolitik wurde dadurch allmahlich - und seit der Jahrhundertwende
beschleunigt - in die moderne protektorale Form der Betriebspolitik
umgewandelt. Nicht mehr allein die Bindung von auf dem externen
Markt knappen hochqualifizierten Arbeitskraften war das Ziel, sondern
auch die interne Auslesen, Anpassung und Forderung der fir die mo-
derne Betriebsorganisation mit ihren differenzierteren Hierarchiestruk-
turen erforderlichen Arbeiter. Pierenkempers Einschatzung (1981, 5),
dafd die ,Segmentierung des Arbeitsmarktes als Dauerproblem indus-
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trieller GrofSunternehmen® nicht erst nach dem Zweiten Weltkrieg, son-
dern bereits friher in den Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg ent-
standen sei, wird durch die hier dargestellten Ergebnisse bestétigt. Die
Alters- und die Wohnungsfiirsorge in Form des Werkswohnungsbaus
waren die beiden wichtigsten Instrumente der internen Personalpolitik;
es lassen sich aber auch deutliche Hinweise auf eine - wie man heute
sagen wurde - an effizienzlohntheoretischen Gesichtspunkten orientier-
te Gestaltung von Lohnsatzen und Aufstiegsleitern erkennen. Ferner
sind nach der Jahrhundertwende die Ausbreitung der Industrielehre
und kurzerer betriebsspezifischer Ausbildungen, die zunachst dienstal-
tersabhangige Gewadhrung von Urlaub auch flir bestimmte Arbeiter-
gruppen sowie die Praxis der verkuirzten Arbeitszeit fiir Stammarbeiter
im Falle von Nachfragemangel zu nennen. Die ,gelbe“ Werkvereinsbewe-
gung war ein nur temporar erfolgreicher Versuch, interne Arbeitsmarkte
von den Auseinandersetzungen am externen Arbeitsmarkt weitgehend
unabhéngig zu machen; auf das produktive Potential der sozialdemo-
kratisch organisierten und gesinnten Arbeiter konnte jedoch auf Dauer
nicht verzichtet werden (vgl. Jeidels 1907, 261). Gerade in der Phase
rasch wachsender Betriebe waren die Unternehmen zudem zur Gewéahr-
leistung der Produktion auf einen ,verldfflichen Stamm langjdhriger Ar-
beiter“ angewiesen, ,die das einmal festgelegte Kapital nicht entbehren
kann, und zwar umso weniger, je grofder die Unternehmung ist“ (Bos-
selmann 1906, 83). Wichtige Bedingungen und Elemente betriebsinter-
ner Arbeitsmarktstrukturen waren entstanden; diese selbst waren frei-
lich bislang nur in einer Minderheit ,fortschrittlich® organisierter Grof3-
unternehmen wirksam. Die Rationalisierungsbewegung in der Zwi-
schenkriegszeit sollte hier, gepaart mit den verédnderten sozialen und
politischen Bedingungen, zur einer deutlichen Ausbreitung und Verfes-
tigung dieser Strukturen fiihren.
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8 Ausbau und Konsolidierung betriebsinterner
Arbeitsmarkte in der Periode vom Ersten bis
zum Zweiten Weltkrieg>

Fur die Periode bis zum Ersten Weltkrieg liegen mittlerweile - vor allem
dank des DFG-Forschungsschwerpunkts zur Geschichte der Industria-
lisierung in Deutschland - eine ganze Reihe von sozialhistorischen Stu-
dien, insbesondere Fallstudien Uber einen Betrieb oder ein Unterneh-
men, eine Region oder eine Branche aus den siebziger und achtziger
Jahren vor. Nur wenige unter ihnen beschéftigen sich zwar thematisch
mit Fragen des Arbeitsmarktes, unter dieser Fragestellung gelesen sind
ihnen jedoch eine Vielzahl von Einzelinformationen zu entnehmen, die
sich - zusammen mit der zeitgendssischen Literatur - zu einem Mosaik-
bild zusammensetzen lassen. Dies ist flir die Periode der Weimarer Re-
publik und erst recht die des Nationalsozialismus deutlich schwieriger,
denn das zumindest einem Teil dieses Zeitraums gewidmete DFG-
Schwerpunktprogramm zur Geschichte der Inflationszeit und des Wie-
deraufbaus hat noch nicht eine entsprechende Fulle von einschlégig
nutzbaren Monographien hervorgebracht.23 Allerdings gibt es aus der
Periode der Weimarer Republik eine Fulle zeitgendssischer sozialwissen-
schaftlicher Literatur, in der zunehmend auch die Problematik der Ar-
beitsmarktentwicklung und der Arbeitsmarktstrukturen zu Sprache
kam. Auflerst bescheiden ist dann der Stand der sozial- und wirt-
schaftshistorischen Forschung fiir die Periode des Nationalsozialismus.
Fallstudien zu diesem Zeitraum sind uns nicht bekannt. Auch die ein-
schlagigen allgemeineren Untersuchungen Uber die Lage und Position
der Arbeiter und Angestellten sind entweder auf den Versuch einer Ge-

22) Detailliertere Untersuchungsergebnisse zu diesem Kapitel finden sich in dem zeitgleich erscheinenden
Band von Rudi Schmiede: Die Konsolidierung betriebsinterner Arbeitsmarktstrukturen in der deutschen
Wirtschaft in der Periode vom Ersten bis zum Zweiten Weltkrieg (Studien zur Geschichte betriebsinter-
ner Arbeitmarkte in Deutschland, Teil 4), Darmstadt 1997. AuBerdem gehen die schon publizierten Mate-
rialien von Sachse 1994, 26ff., sowie von Kramer 1994 zusammengefalt in die Darstellung ein.

%) Die ungeniigende Erforschung der sozialen Lage der Arbeiter und Angestellten in der Weimarer Re-
publik wurde wiederholt moniert (vgl. Wheeler 1974, 180; Schéck 1977, 155), die Rationalisierungsperi-
ode 1924-1928 wurde sogar als ,,weiller Fleck” in der sozialhistorischen Forschung bezeichnet (so von
Troitzsch in Pohl, Hg., 1978, 77).

60



samteinschatzung gerichtet (z.B. Schoenbaum 1970; Mason 1974,
1975, 1977) oder beschranken sich auf einzelne wichtige Aspekte der
Lage der Lohnabhéngigen.24 Auch hier ist jedoch die zeitgendssische Li-
teratur, die freilich nicht mehr den Umfang wie fiir die Weimarer Perio-
de hat, bisher noch kaum ausgewertet worden.

Die diesem Abschnitt zugrundeliegenden Teile unserer eigenen Unter-
suchung konzentrierten sich deswegen auf folgende Schwerpunkte:

e Die Auswertung zeitgen6ssischer Monographien und Zeitschriftenlite-
ratur

e Die Sammlung und Prifung wirtschafts- und sozialstatistischer In-
formationen in bezug auf ihre Verwendbarkeit flir arbeitsmarktstruk-
turelle Analysen

e Die Auswertung und Analyse der Gewerbeaufsichtsberichte fir das
Reich und die Lander

e Eine Fallstudie der I.G. Farbenindustrie AG als des Unternehmens,
das seit Ende 1925 die wichtigsten Teile der Chemischen Industrie
vereinte (Kramer 1994)

e Eine Fallstudie Uiber den Bau und die Verwendung von Werkswoh-
nungen als einen der zentralen Bereich der auf Stammbelegschaften
bezogenen betrieblichen Sozialpolitik.

Die Nutzung wirtschafts- und sozialstatistischer Daten aus der Indust-
rieberichterstattung sowie den verschiedenen Gewerbe-, Betriebsstat-
ten-, Beschaftigungs- und Lohnerhebungen aus der Zwischenkriegspe-
riode erwies sich als wenig ergiebig, da die Daten fir die hier verfolgte
strukturelle Fragestellung zu grob - ndmlich nur auf der Ebene der Ge-
samtbranche, die oft noch starker zusammengefaf3it wurde als heute -
vorliegen. Die folgende Darstellung basiert daher vor allem auf den an-
deren vier genannten Quellen.

Die wirtschaftliche Entwicklung in der Industrie und in den grofien
Dienstleistungssektoren war in den zwanziger und dreifdiger Jahren des
20. Jahrhunderts einerseits durch die Wachstumsprobleme mit all ih-
ren Folgen, andererseits - und durch letztere noch forciert - durch das

) Wie z.B. Produktivitatsentwicklung und Arbeitseinsatz (Milward 1977), Lohnentwicklung und Lohn-
politik auf zentraler (Siegel 1982) und betrieblicher Ebene (Hanf 1975), auf den Erholungsurlaub und die
Freizeitpolitik (Spode 1982) und die betriebliche Sozialarbeit (Sachse 1982).
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Rationalisierungsthema, das schon unmittelbar nach Kriegsende, erst
recht aber mit der Wahrungsstabilisierung Ende 1923 in den Vorder-
grund trat, gepragt. Dabei ist freilich die Bezeichnung der zweiten Halfte
der zwanziger Jahre als die Rationalisierungsperiode in der deutschen
Wirtschaftsgeschichte eher eine Selbststilisierung der Epoche denn die
korrekte Benennung der realhistorischen Entwicklung. Zum einen setz-
ten die Rationalisierungsbemtihungen der Unternehmen - vorbereitet
durch die nachhaltigen Wirkungen von Massenproduktion und Stan-
dardisierung im Zuge des Ersten Weltkriegs - unmittelbar nach Kriegs-
ende ein; die Markstabilisierung schuf ab 1924 eher die Bedingungen
daftir, dafd sie praktisch wirksam werden konnten, als daf$ sie dann erst
begonnen hatten. Zum anderen stellte die Weltwirtschaftskrise ab 1929
keineswegs eine Begrenzung der Rationalisierung dar; diese standen -
allenfalls begrenzt durch tempordren Kapitalmangel - weiterhin im
Zentrum der Unternehmenspolitik, wurden in den dreifSiger Jahren e-
her noch beschleunigt, oft dann erst richtig wirksam, und endeten auch
keineswegs in den Jahren des Zweiten Weltkriegs.

Die Kernelemente der Rationalisierung in den zwanziger und dreifSiger
Jahren sollen hier nicht im einzelnen dargelegt werden.25 Einige fur die
hier behandelte Fragestellung wichtige Momente sollen jedoch hervor-
gehoben werden. Die zunehmende Industrialisierung war schon vor
dem Ersten Weltkrieg mit einer stetigen relativen Zunahme des Produk-
tions- und Investitionsgulitersektors zu Lasten des Konsumgutersektors
verbunden (Schéafer 1979a, 147). Diese Verschiebung setzte sich auch
mit der Rationalisierungsbewegung in der hier behandelten Periode wei-
ter fort. Zusammen mit den insgesamt eher stagnativen Tendenzen in
den zwanziger Jahren und zumindest bis zum Anfang der dreifSiger
Jahre galt mithin noch verstarkt, was ebenfalls Schéafer (1979a, 160)
schon als zentrales Merkmal der fritheren Arbeiterexistenz hervorgeho-
ben hatte: Mehr noch als ein Problem des Einkommensniveaus (so
niedrig dieses auch in diesem Zeitraum lag) war die ,Arbeiterfrage“ ein
Problem der Einkommensunsicherheit und seiner Stetigkeit; die - 6f-
fentlich und privat vermittelte - soziale Sicherheit 14f5t sich als das zent-
rale Beurteilungskriterium fiir die soziale Lage der abhéngig Beschaftig-

2 Vgl. zu ihrer zeitgendssischen Darstellung Schiffer 1928; Schalldach 1930; Bauer 1931; Deutscher
Metallarbeiter-Verband 1932 und Brady 1933; als neuere Studien dazu Schmiede/Schudlich 1976, Kap.
V und VI.1; Hinrichs/Peter 1976; Stollberg 1981; Neubauer 1981; Ebbinghaus 1984; v. Freyberg 1989;
Siegel/v. Freyberg 1991.
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ten bezeichnen (Schulz 1978, 67). In dieser Hinsicht war die Periode von
Anfang der zwanziger bis zur Mitte der dreifdiger Jahre ein Zeitraum, in
dem die soziale Lage breiter Schichten der Arbeiter und Angestellten
aufSerordentlich prekar war. Schulz (1979, 266) sieht den gravierenden
Einbruch in der Stellung der Arbeiter und Angestellten gegentiber den
Unternehmen erst mit der Rationalisierung Ende der zwanziger und An-
fang der dreifdsiger Jahre, die wihrend der Weltwirtschaftskrise fortging;
demgegeniber kénne man in bezug auf das Kaiserreich allenfalls von
einer partiellen Verschlechterung sprechen.

Die Rationalisierung war auf der einen Seite - nach der Formulierung
von Homburg (1991, 526, 677) - eine mihsame Puzzlearbeit, in der
Teilprozef3 um Teilprozes im einzelnen analysiert, umorganisiert, me-
chanisiert und neu in den Gesamtflufd eingeordnet werden mufSte. Auf
der anderen Seite war sie - darin deutlich Uber die Vorkriegszeit hi-
nausgehend und wahrscheinlich deswegen auch viel offener sich auf die
Tradition Taylors berufend (Homburg 1991, 276) - durch eine neue Art
systematischen Herangehens, durch die Indienststellung aller Dimensi-
onen des betrieblichen Geschehens fir das zentrale Ziel der produkti-
ons- und marktokonomischen Effektivierung gekennzeichnet. Die Ver-
sachlichung der Arbeitsverhéaltnisse habe - stellt Schulz (1979, 256f.)
fest, vor dem Ersten Weltkrieg erst begonnen. In diesem Sinne gehdrten
- wie Stolle (1980, 156) am Beispiel von Bosch deutlich macht - die Ra-
tionalisierung, der intensivierte Achtstundentag und der Leistungslohn
zusammen; aber auch die verdnderten Bedingungen und Formen des
Arbeitseinsatzes, der Rekrutierung, Bindung und Entlassung von Ar-
beitskraften sowie ihrer Qualifizierung haben einen deutlichen produk-
tions6konomischen Bezug.

Von zahlreichen zeitgendssischen Autoren wird der mit der Mechanisie-
rung und Rationalisierung verbundene Ruickgang der direkten Beein-
fluRbarkeit des Produktionsergebnisses durch die Arbeitskraft
hervorgehoben. Becker (1933, 77, 79) und Schonfeld (1926, 20, 48) zei-
gen dies fur die Eisen- und Stahlerzeugung, Engelhardt (1926, 14, 22,
123, 152) far die Textilindustrie, Riemer-Schéafer (o.J., 125) fur die
Chemische Industrie, und Boller (1932, 29,37) fihrt es, theoretisch ar-
gumentierend, fir die Industrie generell aus. Arbeitsaufwand und Pro-
duktionsergebnis geraten unter hoch mechanisierten Bedingungen so-
gar in ein - aus der Situation Uiberwiegender Handarbeit unbekanntes -
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gegenlaufiges Verhaltnis, wie Engelhardt (1928, 63) in einer Analyse der
Seidenweberei zeigt: ,Es kommt nicht gar zu selten vor, dafs z.B. Sei-
denwebsttihle stundenlang ohne jede Unterbrechung ... in Gang sind,
ohne daf’ der bedienende Weber auch nur eine einem Stillstand vorbeu-
gende Arbeitsverrichtung ausgefiihrt hétte, ja nicht einmal eine beson-
ders gesteigerte Aufmerksamkeit entfaltet hat. Je besser der Gang des
Stuhles und das Material sind, desto geringer ist die erforderte Auf-
merksamkeit und Anspannung des Arbeiters. Es kommt unter diesen
Bedingungen, die dhnlich etwa fir die Hochofenarbeit oder Téatigkeiten
in der Chemischen Industrie beschrieben werden, weniger auf die Ar-
beitsintensitat als auf die Betriebsintensitdt an; das Produktionsergeb-
nis ist ,eher eine Funktion der Zeit, als der beschéaftigten Arbeiter”
(Knackfufs 1927, 33)20. ,Ein Wirkungsverlauf ganz anderer, entgegenge-
setzter Art zeigt sich bei rein automatischer Maschinenarbeit. Hier steht
die Leistung in unbedingt funktioneller Abhangigkeit von der Arbeits-
zeitdauer. Die Leistung solcher Maschinen liegt unter Wahrung ratio-
neller Ausnutzung fir die Zeiteinheit durchaus einwandfrei bestimmbar
fest.“ (Engelhardt 1928, 22) Die arbeitspolitischen Konsequenzen dar-
aus sieht Engelhardt in der Nutzung des Lohnsystems zur Starkung des
allgemeinen Arbeitswillens: Da Leistungsfdhigkeit und Leistungswillig-
keit nicht zusammenfallen und bei vielen Arbeitern nicht so sehr die
Ermutdung, sondern der Wunsch nach freier Zeit dominierendes Motiv
fir die Arbeitszeitverklirzung sei, muisse der Wille zur Erbringung einer
optimalen Leistung durch Lohndruck gestarkt werden: ,Dieser Umstand
eines traditionellen, rationalen, teilweise sogar unbewufiten Verhaltens
ist es vor allem, der bei Verringerung der Arbeitszeit die Moglichkeit ei-
ner relativ starkeren rein willensméafdiigen Ausschopfung der Leistungs-
fahigkeit 1a3t. Es handelt sich um eine bewufSte Steigerung des Ar-
beitswillens, die jedoch nicht direkt auf Grund der Arbeitszeitdauer er-
folgt, sondern aus der Besorgnis vor Verdienstschmaélerung, die ihrer-
seits erst wieder ihre Ursache in der Zeitverklirzung hat, da ‘das Geld

26 Dies wurde in den Auseinandersetzungen um die Arbeitszeit in der Schwerindustrie als Argument ge-
gen die kiirzere Arbeitszeit des Achtstundentags gewendet. Knackful® zitiert (1928, 139) die Schrift eines
Dr. ing. Klonne: ,,Wo dem Arbeiter die Aufgabe gestellt ist, individuelle Handarbeit zu leisten, kann er
bei groRer Arbeitswilligkeit in kiirzerer Zeit mehr leisten, als in einer so langen Zeit, daf seine Arbeits-
kraft erlahmen muB. Wo aber die Fertigung des Werkstiicks an den Rhythmus der Maschine gebunden
ist, kann eben auch bei bestem Willen in kiirzer Zeit nicht mehr geleistet werden, als die Maschine
schafft. Die Gutererzeugung ist hier direkt eine Funktion der Zeit. ... Der hohe Wert der l&ngeren Arbeit-
zeit liegt bei dem heutigen hoch entwickelten Stande der Technik vornehmlich darin, daR3... seine [sc. des
Arbeiters] Arbeit vervielfaltigt wird durch die Maschinen, die er bedient, und die neben ihm arbeiten, wie
Fordermaschinen, Werkzeugmaschinen usf.*
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das einzige Band ist, das die Arbeiter mit ihrer Tatigkeit verknupft’.“
(Engelhardt 1928, 117; im letzten Passus wird Marie Bernays zitiert) Die
selbstandige Kooperation durch die Arbeiter sei unter diesen Bedingun-
gen unbedingt erforderlich (Schonfeld 1926, 21).

Die Beobachter der Schwerindustrie - und &ahnlich lief3e sich fur die
Chemische Industrie argumentierten - heben noch eine weitere arbeits-
politische Wirkung der hohen Mechanisierung hervor: Wegen der wach-
senden Rolle der fixen Kosten in der modernen Verbundwirtschaft (Be-
cker 1933, 81ff.; Boller 1932, 29, 37) komme es auf die Sicherung der
kontinuierlichen Produktion, auch in den vor- und nachgelagerten Be-
trieben, an (Becker 1933, 69f.). Dies spreche zum einen gegen kurzere
Arbeitszeit, zum anderen aber es die Beschaftigung ebenfalls zur mehr
oder weniger fixen Grofde. Ein langeres Zitat von Boller (1932, 45f)
macht diesen Zusammenhang sehr deutlich:

,Die Belastung mit fixen Kosten wirkt sich in Krisenzeiten auf die
Zahl der Beschéaftigten und auf die Arbeitszeit folgendermafien
aus: Wahrend friher in Krisenzeiten die Belegschaft dadurch dem
Werk erhalten bleiben konnte, dafs vortibergehend der zu grofSe
Anteil der Arbeitskosten an den Gesamtkosten entweder durch
Verringerung des Unternehmergewinns oder durch Ruckgriff auf
frihere Gewinne ausgeglichen werden konnte, oder Verkirzung
der Arbeitszeit und Lohnsenkung eine Anpassung ermoglichten,
mufS heute in vollem Umfange weiterproduziert werden. Denn ei-
ne vorubergehende Stillegung von Maschinen verringert nur die
Méglichkeit, die Zinsbelastung aufzubringen. Denn um diese auf-
zubringen, mufS der Produktionsapparat voll ausgenutzt werden,
auch wenn zeitweilig keine Absatzmoéglichkeit vorhanden ist. Da-
durch sind sowohl Arbeiter, als auch das Kapital an die Betriebe
gebunden. Eine Kostenminderung durch Entlassung der Hilfs-
und Nebenarbeiter bringt keine Entlastung, da deren Tatigkeit
durch die Rationalisierung weitestgehend ausgeschaltet worden
und die Zahl der zur Bedienung dieser Anlagen erforderlichen Ar-
beiter gering ist. Das hat die Krisenempfindlichkeit dieser Betrie-
be noch erhoht. ... Eine Entlastung kann durch Arbeitszeitver-
kiirzung nicht eintreten, weil die Elastizitdt und die Freiheit des
Marktes eingeengt sind. (Boller beruf sich bei dieser Analyse auf
die Untersuchungen des Enquéteausschusses und die Stellung-
nahme des Vestag-Direktors Vogler.) Boller betont - wegen ,des
‘fixen’ Charakters der Arbeitskosten® - die Analogie zwischen qua-
lifizierter Arbeit und Maschinen: ,Man kann haufig geradezu eine
Analogie ziehen zwischen der Verwendung hochqualifizierter Ar-
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beit und der Kapitalinvetierung, was die Risikohaltigkeit anbe-
trifft: wie das Anlagevermdgen, so bilden solche Arbeiter 6kono-
misch gleichsam einen festen, nicht beliebig redressierbaren Aus-
gabeposten ohne Rucksicht auf den Geschéaftsgang, wenn auch
freilich nicht in dem strengsten Sinn, in welchem das fir die fes-
ten Kapitalinvestitionen gilt.“ (ib. 50)

Hier findet sich sehr eindriicklich der Zusammenhang zwischen hoch-
mechanisierter Produktionsékonomie und fixer Kostenstruktur be-
schrieben, den Sohn-Rethel zum Zentrum seiner Analyse der 6konomi-
schen und klassenstrukturellen Bedingungen des deutschen Faschis-
mus gemacht hat (Sohn-Rethel 1973, 41ff.). In arbeitsmarkt- bzw. be-
schéftigungspolitischer Hinsicht wird hiermit ein hohes Maf$ der - quasi
zwangsldufigen - Betriebsbindung der betrieblichen Spezialarbeiter in
den hochmechanisierten verfahrenstechnischen Industriezweigen be-
grundet.

Aber auch ohne diese besonderen Zwange der hoch kapitalisierten Ver-
bundwirtschaft wurde verbreitet ein enger Zusammenhang zwischen
der zunehmenden Kapitalintensitdt und dem steigenden Erfordernis
von Zuverlassigkeit und Kooperation seitens der Arbeitskrafte konsta-
tiert. So stellt Abeler (1928, 42) in seiner Untersuchung der - gewifs
nicht sehr kapitalintensiven - Uhrenindustrie fest: ,Die Bedienung der
Maschinen ist verhaltnisméfsig einfach. Da es sich aber um wertvolle
Maschinen handelt, wird man hier nur solche Arbeiter verwenden, die
besonders zuverlassig sind.“ Dabei spielten durchaus schon - heute als
humankapitaltheoretisch zu klassifizierende - Uberlegungen der Renta-
bilitdt von Investitionen in die Stammbelegschaft eine Rolle. Fuldat
(1926, 40) formuliert - in einer Darstellung der chemischen Unterneh-
men im Rhein-Main-Gebiet - diesen Gedanken mit Blick auf die betrieb-
liche Sozialpolitik: ,Waren die Bestrebungen der Unternehmer gut, so
mufSten sie den Erfolg haben, dafS sich ein Arbeiterstamm bildete, der
durch seine sozial gehobene Stellung imstande war, die hochsten Leis-
tungen hervorzubringen. Man kénnte sagen, dafs das aufgewendete Ka-
pital fir die Arbeiterwohlfahrt sich mittelbar verzinste.“ Und Stolle
(1980, 32) zitiert - vielleicht nicht zuféallig ebenfalls aus der chemischen
Industrie - den damaligen Bayer- und spateren IG Farben-Direktor Carl
Duisberg 1921 mit einem analogen Kalkul: Die betriebliche Sozialpolitik
zielte auf einen ,Arbeiterstamm, der durch seine sozial gehobene Stel-
lung die besten Leistungen hervorbrachte. Es wurde also indirekt be-
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wirkt, dafs sich das von der Firma fiir die Arbeiterwohlfahrtseinrichtun-
gen ausgegebene Kapital wieder verzinste.“ Der Druck der Verzinsung
wachsender Kapitalien tibt auch - wie Knoop (1928, 56) hervorhebt - ei-
nen Zwang zur Anpassung und Exaktheit der Arbeit, mithin einen
Druck zur ,Vermassung® aus: ,Im GrofSbetriebe wird der Arbeiter selbst
immer mehr zur Maschine. Die gewaltige Kapitalkraft dieser Betriebe
verlangt gebieterisch nach Ausnutzung. Gréfditmogliche Anpassung der
Menschenarbeit in Bezug auf Exaktheit an die Maschinenarbeit ist de-
ren Folge.“ Der Arbeiter fiihle sich dadurch nebenséachlich, als Ersatz
fir noch vorhandene Maschinen und nur bis zu deren Heraufkunft ge-
duldet.

Ein Ausdruck des Strebens nach der Rekrutierung und der Stabilisie-
rung eines moglichst zuverldssigen und loyalen Arbeiterstamms (von
den Angestellten wurde dies zumindest bis zum Ersten Weltkrieg ohne-
hin vorausgesetzt) war eine Einstellungspolitik der Unternehmen, die
sich moéglichst persoénlicher Methoden Uber das direkte Hoérensagen
(,Umschau®), tiber ortliche oder - am liebsten - familidre und verwandt-
schaftliche Beziehungen bediente. Verbreitet wird Uiber die gezielte Rek-
rutierung von Familienmitgliedern der schon im Werk beschéaftigten Ar-
beiter oder Angestellten berichtet; oft wurden dafiir an die Beschéftigten
Pradmien gezahlt (so etwa Fuldat 1926, 24; Hausin 1927, 77; Homburg
1991, 333 und viele andere). Die direkte persdnliche, vorzugsweise fa-
milienvermittelte Rekrutierung von Arbeitern war keineswegs neu, son-
dern gerade auch in der Periode der Industrialisierung - d.h. des um-
fangreichen Belegschaftsaufbaus - von vielen Unternehmen gepflegt
worden. Erkldrungsbedurftig ist eher der Sachverhalt, daf’ sie offen-
sichtlich auch in einer Periode ausgesprochener Versachlichung der Ar-
beitsverhaltnisses in der Weimarer Republik weiterhin eine sehr wichti-
ge Rolle spielte.

Es gab hierfur sicherlich Griinde, die im Arbeitsangebot zu sehen sind.
Gerade in den Nachkriegsjahren gab es in Deutschland eine Schicht so-
zusagen entwurzelter oder nie in ein regulares Arbeitsleben integrierter
jungerer Arbeiter und Angestellten, die wesentliche Teile ihrer ,beruf-
lichen“ Sozialisation als Soldaten im Krieg erfahren hatten. Dartber
hinaus war die Nachkriegssituation durch eine hohe Kampfbereitschaft
breiter Schichten der Arbeiterschaft gekennzeichnet, die sich an der
strikten Einhaltung getroffener formaler Vereinbarungen bzw. rechtli-
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cher Vorschriften orientierte. Die Auseinandersetzung um den sog.
schematischen Achtstundentag wurde mit einer Akribie und Harte ge-
fahrt (vgl. Schmiede 1984), die zu der Flexibilitdt des Verhaltens, die
mit Eigenschaften wie Zuverlassigkeit und Loyalitdt verbunden ist, in
absolutem Gegensatz stand. Der forcierte Unterwerfungsprozefd der le-
bendigen Arbeit unter das Kapital, der in der Periode vor und in dem
Ersten Weltkrieg und erst recht in den zwanziger und dreifSiger Jahren
stattfand, liefS die Unternehmen wohl nicht zu Unrecht an der Loyalitat
und Verlaflichkeit der Arbeiter - und zunehmend auch der Angestellten
- zweifeln, die Objekt und oft genug Opfer dieses Prozesses waren. Per-
s6nlich Gewéahrleistungen und Verpflichtungen konnten dem zumindest
etwas abhelfen, zumal von der Einbeziehung familidrer Beziehungen in
das Beschéftigungsverhaltnis bekanntermafden ein disziplinierender Ef-
fekt zu erwarten war.

Die wichtigeren Veranderungen sind jedoch auf der Seite der Arbeits-
kraftenachfrage zu sehen. Sie liegen - zunachst nur fir die Arbeiter
formuliert - in der Herausbildung und der zunehmenden Bedeutung ei-
nes neuen Typus des intern fachlich oder on-the-job angelernten Spezial-
arbeiters, in dessen Qualifikation neben den Spezialkenntnissen die Be-
triebserfahrung und die VerldfSlichkeit eine wichtige Rolle spielten. Pie-
renkemper hebt (1981, 14) schon fur die Zeit vor der Jahrhundertwende
die dominierende Rolle von Erfahrung fiir die Angestellten hervor (vgl.
auch Pierenkemper 1982, 131, 134) und weist darauf hin (1981, 16),
dafs schon 1906 (nach Ehrenberg/Racine) der gréfdite Teil der Facharbei-
terschaft bei Krupp intern qualifiziert war, wihrend nur 25-30% eine
Lehre aufwiesen. Knoop (1928, 46ff.) beschreibt - in einer Analyse der
Arbeitsmarktverhéaltnisse in der Textilindustrie - diesen Arbeitskraftty-
pus sehr anschaulich so,

y,dafs die Arbeit in der Hauptsache Maschinenarbeit ist, die der
Arbeiter beaufsichtigen mufS, in deren Arbeitsgang er nur ein-
greift, um der Maschine das notige Arbeitsobjekt zuzufiihren, um
die Maschine an- und abzustellen, wenn Stérungen einen Eingriff
notwendig machen.“ (ib. 46) Es handelt sich dabei gréfditenteils
um angelernte Facharbeit. Knoop demonstriert am bergischen
Arbeitsmarkt, dafd fir diese Arbeiter nicht ein beliebiger Wechsel
des Arbeitsplatzes moglich ist. ,Heute in einer Futterstoffweberei,
morgen in einer Mébel- oder Seidenstoffabrik oder gar ibermogen
in einer Bandfabrik zu arbeiten, bringt auch der tiichtigste Weber
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nicht fertig. Jeder einzelne Beruf, mag seine Arbeit auch auf den-
selben Handgriffen beruhen, erfordert ein besonderes Vertraut-
sein mit der Beschaffenheit des zu verarbeitenden Materials und
ein genaues Kennen der Arbeitsmaschinen. Auch sonst sind feine
Unterschiede in den Berufsanforderungen in jeder Branche vor-
handen, und in dem Kennen und Kénnen dieser Berufsfeinheiten
besteht erst das vollkommene Beherrschen des Berufes.“ (ib. 48f.)
Man habe es mithin mit einer ganzen Reihe von Teilarbeitsmark-
ten zu tun. ,Je individueller die Arbeit, desto schwieriger also der
Arbeitsplatzwechsel.“ (ib. 49)

Aus der etwas anderen Blickrichtung der Darstellung der metallvearbei-
tenden, speziell der elektrotechnischen Industrie, beschreibt Homburg
(1991, 96ff.) diesen Prozefs.

Durch die Maschinisierung wurde die traditionelle Facharbeit in
der spanabhebenden Metallbearbeitung teilweise dequalifiziert.
Nur noch fur einen Teil der Tatigkeiten war eine universell orien-
tierte Handwerkslehre notwendig; fiir den anderen - und wach-
senden - Teil wurde eine ,Industrielehre“ im Industriebetrieb ein-
gerichtet, ,in der der Arbeiter in einer zweimonatigen bis zweijah-
rigen innerbetrieblichen Ausbildung fir Spezialtdtigkeiten ent-
sprechend dem Entwicklungsstand der Werkzeugmaschinentypen
und der Bearbeitungstechniken ausgebildet bzw. angelernt wur-
de. Der Wandel der Maschinentypen, die bearbeitungstechnischen
Neuerungen und die sich damit herausbildenden neuen qualifi-
zierten Arbeiterpositionen liefSen die handwerkslehre als Grenz-
ziehung zwischen gelernten und ungelernten Arbeitern obsolet
werden.“ (ib. 98f.) ,Ein Produkt dieses Wandels war der neue Typ
des qualifizierten Industriearbeiters, der ‘angelernte Arbeiter’.“ Er
war aber, weil meist nach langjahriger Erfahrung fir Spezialtatig-
keiten angelernt, dem gelernten Arbeiter verwandt, nur graduell
von ihm unterschieden. Die Differenzen waren, nach den Worten
von E. Bluhm, die ,Spezialisierung auf ein beschranktes Arbeits-
feld und die kuirzere Ausbildungszeit“. Sie sind anders, aber nicht
unqualifizierte Arbeiter. (ib. 99) Auch bei Siemens zeigt sich, daf’
der Umorganisationsprozefs mtihsam und andauernd war: Bis in
die dreifSiger Jahre dominierte (im untersuchten Elektromotoren-
Werk, das an der Spitze der Rationalisierung stand) die fachlich
qualifizierte Arbeit ,an“ Maschinen (Popitz/Bahrdt u.a.) ,mit ihren
vielfaltigen Anforderungen an die Umsicht, Dispositions-, sensible
Reaktions- und Experimentierfihigkeit der Arbeitskrafte beim Ar-
beitsvollzug®; erst mit der dann vorangetriebenen Teilautomatisie-
rung unter der Bedingungen knapper Arbeitsméarkte wurde die
Arbeit ,mit“ Maschinen deutlich vermehrt (ib. 548). Bei einer An-
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lernzeit bis zu 2 Jahren waren solche (fast ausschliefflich mannli-
chen) Arbeiter nicht rasch auf dem Arbeitsmarkt zu rekrutieren.
Diese Umsténde ,erforderten eine langerfristig angelegte Qualifi-
kations- und Beschéftigungspolitik.“ (ib. 552) Im Fall des Be-
schéftigungsabbaus zog dies nur kalkuliert verzogerte Entlassun-
gen, aber deswegen auch zégernde Neurekrutierungen, mithin ei-
nen insgesamt flacheren Verlauf der Beschaftigungskurve nach
sich. Logische Konsequenz dieser Verdnderungen war die Bewer-
tung der Arbeiten nicht mehr nach mitgebrachter Qualifikation,
sondern nach Schwierigkeitsgrad der verrichteten Tatigkeit - das
Prinzip also, das spéater als Arbeitsbewertung kodifiziert und zur
Grundlage der Einstufung seit den finfziger Jahren geworden ist.
,Nicht mehr das Zertifikat tiber den erlernten Beruf, sondern aus-
schliefSlich die Wertigkeit der normalerweise zu verrichtenden und
tatsachlich verrichteten Arbeiten wurde zum entscheidenden Kri-
terium bei der Lohngruppeneinordnung und fir die relative
Lohnposition des einzelnen Arbeiters.“ (ib. 564)

Nach der Einschatzung von Fuldat (1926, 30ff.) waren es in der chemi-
schen Industrie vor allem industriepolitische Griinde, die dazu fihrten,
daf’ diese betriebsspezifisch angelernten Arbeiter weiterhin als unge-
lernte Arbeiter bezeichnet wurden. Sie wurden als ungelernte Betriebs-
arbeiter nach unten von den Hilfsarbeitern, nach oben von den Hand-
werkern abgegrenzt; die Frauen waren - wegen der fast vollstdndigen
Segregierung der geschlechtsspezifischen Arbeitsmarkte - eine vierte
Kategorie. Fuldat erklart die Prozesse und erldutert ihre Einschatzung:

»im Gegensatz zu den Handwerkern, die als Hilfskrafte in der
chemischen Industrie verwendet werden, sind die Betriebsarbeiter
ungelernte Arbeitskréafte. Sie sind nicht durch eine Lehr- und Ge-
sellenzeit in einem anderen Betriebe vorbereitet worden. In fast
allen chemischen Betrieben sind diese ungelernten Arbeiter als
typischer Fall der von dem Unternehmer angelernten Arbeiter zu
finden.“ Sie zitiert weiter ein Studie von Ebert 1926 mit den fol-
genden Worten: ,Die Entwicklung der chemischen Industrie hat
es mit sich gebracht, dafs sehr viele Fabriken tiber einen bewahr-
ten Stamm altgedienter Arbeiter verfiigen, die treu bei dem Un-
ternehmer ausgehalten haben und auch mit der ihr [sic|] anver-
trauten Apparatur verwachsen sind. In dieser langjahrigen
Dienstleistung liegt eine Gewéahr fir die Zukunft. Man darf den
subjektiven Kern der Arbeitsleistung nicht unterschatzen, wenn
wir auch weit entfernt sind, den Begriff der Arbeitsfreude allzu-
sehr in den Kreis unserer Erdrterungen zu ziehen. Es ist in der
chemischen Industrie nicht der stimulierende Rhytmus [sic] vor-
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handen, der in der mechanischen Industrie laut wird und héaufig
die Arbeit unterstiitzen kann. Der arbeitende Mensch hat hier ei-
ne wesentlich grofiere Verantwortung, weil ihm grofde, aber stille,
dabei oft sehr empfindliche Gluitermengen anvertraut sind, und er
hat auch im Laufe der Apparaturbeobachtung und -bedienung
Gelegenheit, seine eigenen Erfahrungen auf die Qualitat des ferti-
gen Produktes anzuwenden. Er ist unmittelbar interessiert und
kann im schlimmen Ende auch fir etwaige Nachlassigkeiten
haftbar gemacht werden.“ Fuldat fadhrt fort: ,Grundséatzlich wird
aber an dem Begriff ‘ungelernte Arbeiter’ festgehalten, um nicht
wieder eine neue Kategorie von Berufsarbeitern zu schaffen, die
keine stetige Orgaisation flir den Abschlufs von Tarifvertragen bil-
den koénnen infolge ihres Abwandern in andere Fabriken.“ (ib.
31)27 Charakteristisch fir die chemische Industrie sei das grup-
penspezifische Geprage der Arbeiterschaft. ,Die ganze Arbeiter-
schaft der chemischen Industrie zerfillt auf diese Art und bleibt
sich ebenso innerlich getrennt.“ (ib.) Die Solidaritat sei primér auf
die Gruppe bezogen. ,In den Fabrikationsbetrieben der chemi-
schen Fabriken fallt die Zersplitterung der Arbeitenden am meis-
ten auf. Die verschieden gefarbte oder beschmutzte Kleidung, je
nach den Farb- oder handwerksbetrieben, kennzeichnen jeden
und verraten, wo er hingehort...“ (ib. 32)28)

Schéfer (1979a, 162) schreibt, dafd die Bezeichnung ,angelernter Arbei-
ter sich vor dem Ersten Weltkrieg allmé&hlich eingeblirgert habe und -
nach einer Formulierung von Bernstein 1912 - fur Arbeiter verwendet
werde, ,die zwar nicht die traditionelle Lehre des handwerksmafdig aus-
gebildeten Arbeiters durchgemacht haben, aber doch auf bestimmte
Spezialarbeiten eingearbeitet worden sind, zu denen mehr als blofse
Muskelkraft oder Gelenkigkeit der Glieder gehoérte“. Auch Riemer-
Schafer (1978, 110) zeigt fir die Metallindustrie im Rhein-Main-Gebiet,

27 Nach einer von Schock (1977, 125) wiedergegebenen Aufstellung von Ungewitter 1932 bildeten diese
sog. ungelernten Betriebsarbeiter mit 150.000 die absolute Mehrheit in der Beschaftigtenstruktur der che-
mischen Industrie in Deutschland. Ihnen standen mit 5.000 Direktoren und leitenden Angestellten,
25.000 Meistern und Technikern, 50.000 kaufmannischen Angestellten und 65.000 gelernten Handwer-
kern insgesamt 145.000 formell qualifizierte Beschéftigte gegentber.

%8 DaR die hier als evolutionar dargestellte Betriebsloyalitat der Arbeiter in der chemischen Industrie
keineswegs Resultat eines harmonischen Zusammenwachsens der Industrie- und der Arbeiterinteressen
war, kann mit aller gebotenen Deutlichkeit bei Stolle (1980) nachlesen. Die Arbeitskdmpfe in diesem In-
dustriezweig von 1919 bis 1925 gehérten zu den hértesten Klassenauseinandersetzungen in der Weimarer
Zeit. Nur mithilfe der franzdsischen Besatzungstruppen, die sowohl bei Bayer als auch bei der BASF zur
militarischen Niederschlagung von andauernden Streiks und BetriebsschlieBungen eingesetzt wurden,
wurde der Widerstand der Belegschaften gebrochen. Der Fabrikarbeiterverband, die VVorl&uferorganisati-
on der IG Chemie, spielte dabei in der sozialen und politischen Isolation der nicht-sozialdemokratischen
Arbeiter und Funktiondre eine ausgesprochen schabige Rolle.
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daf’ mit den rucklaufigen Anforderungen an die Vorbildung der Arbeiter
das betriebliche Ausbildungssystem und mit ihm die Zahl des Auf-
sichts- und Anlernpersonals stetig zugenommen hat; in allen Betrieben
der Maschinenindustrie entstanden Lehrwerkstatten, so bei Opel 1913
eine der ersten deutschen Werksschulen. Schock (1977, 170) restimiert
die arbeitsmarktstrukturelle Konsequenz der beschriebenen Begleiter-
scheinungen der Rationalisierung in den verschiedenen Branchen als
Aufstieg des angelernten Arbeiters: ,Als ‘Gewinner’ der durch den Rati-
onalisierungsprozefs bedingten technischen und organisatorischen Ver-
anderungen, die Uiberwiegend in Branchen der Serien- und Massenfab-
rikation zum Zuge kam, kann der angelernte Arbeiter bezeichnet wer-
den.“ In seiner Figur trafen sich Qualifizierungsaufstiege der Ungelern-
ten und Dequalifizierungstendenzen bislang universell gelernter Hand-
werker.

Alle Untersuchungen benennen als eine charakteristische Entwicklung,
die schon vor dem Ersten Weltkrieg begonnen, sich in der Zwischen-
kriegszeit jedoch deutlich beschleunigt hat, die absolute und relative
Ausweitung dieser angelernten Arbeitskrafte. Dies galt nicht nur fir die
Industriezweige, in denen dies traditionell zu den Merkmalen des Pro-
duktionsprozesses gehorte (die verfahrenstechnischen Branchen Eisen-
und Stahlerzeugung, chemische Industrie und Teile der Textilindustrie),
sondern wird nun auch in der Maschinenindustrie und den anderen
Zweigen der Metallverarbeitung (vgl. Riemer-Schafer 1978, 110; dies.
o.J., 62-64; Schafer 1979a, 163ff., 178ff.: Vetterli 1979, 339, 342f,;
Stolle 1980, 199), insbesondere in der elektrotechnischen Industrie,
pragend. Stolle (1980, 102 sowie Tab. IV, 318) beziffert den Anteil der
Ungelernten bei Bayer Ende der zwanziger und Anfang der dreifSiger
Jahre (die - wie dargelegt - angelernte Arbeitskrafte waren) auf etwa
55%, den Anteil der Frauen (die tatsachlich Ungelernte waren) auf rd.
20%, den Anteil der nicht Gelernten zusammen also auf ca. 75% der
Arbeiterbelegschaft; im Verlauf der zwanziger Jahre hat der Frauenan-
teil zu-, der Anteil der ungelernten Manner dagegen abgenommen. Da-
gegen war bei Bosch ein deutlicher Riickgang der Ungelernten zuguns-
ten einer Zunahme der angelernten Arbeitskréafte festzustellen (ib. 199).

Wahrend die im vorigen Abschnitt beschriebene traditionelle Stammbe-

legschaftspolitik zentral auf die qualifizierten Facharbeiter gerichtet
war, werden nun - in den verfahrenstechnischen Branchen schon vor
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dem Ersten Weltkrieg, in den Fertigungsindustrien jedoch vor allem im
hier untersuchten Zeitraum - diese angelernten und zunehmend be-
triebswichtigen Arbeitskrédfte zum Fokus betrieblicher Bindungsan-
strengungen. Zunachst wurde schon in der Periode vor dem Ersten
Weltkrieg deutlich, dafd die Bildung eines zuverldssigen Stamms an er-
fahrenen Arbeitern die Bedingung fiir ein rasches Unternehmenswachs-
tum - mit der damit einhergehenden Zunahme der ungelernten und nur
kurzfristig angelernten Kréafte und der schon oben beschriebenen erheb-
lichen Ausweitung der Fluktuation - ist (so etwa Riemer-Schéafer o.J.,
80, 143f.). Und Homburg (1991, 548f.) hebt fur die Entwicklung in der
Metallindustrie nach dem Ersten Weltkrieg gerade flir die verstarkten
Rationalisierungsanstrengungen denselben Zusammenhang hervor,
durch den die Arbeit ,an“ Maschinen konsequenzenreich fuir die Ar-
beitskraftenachfrage der Unternehmen war: ,Handhabung und Wartung
der Maschinen erforderten Arbeiter mit fachlichen Vorkenntnissen,
technischem Einfihlungsvermdégen und/oder ldngerer Berufs- bzw. Ar-
beitserfahrung, zumal Bedienungsfehler bei teuren Maschinen kostspie-
lige Arbeitsunterbrechungen und Produktionsausféille oder einen Utber-
mafdig raschen Verschleifs nach sie ziehen konnten.“ (ib. 549) Fur die
Phase eher noch experimentierender Rationalisierung - die nach Hom-
burgs Analyse bei Siemens bis in die spaten dreifSiger Jahre, wie oben
schon mit dem Bild des Puzzlespiels beschrieben, anhielt - brauchte
man gerade erfahrene, lern- und anpassungsfahige Arbeiter. Ihre zent-
rale Stellung wurde als durch die Rationalisierung nach dem Ersten
Weltkrieg keineswegs aufgelost, sondern vielmehr festgeschrieben. Trotz
der eindeutig tayloristisch ausgerichteten Rationalisierung mit einer
bisher unbekannten Kontrolle und Unterordnung der fachlich qualifi-
zierten Arbeit?9 konnte die Rationalisierung nicht nur gegen, sondern

%) Homburg (1991) charakterisiert diesen SubsumtionsprozeR der fachlichen qualifizierten Arbeit, mit
der hier sowohl die traditionellen Facharbeiter als auch die neuen fachliche geschulten Spezialarbeiter
angesprochen werden, einpragsam: ,,Mit der Verwissenschaftlichung der Betriebsfiihrung wurde sein Ar-
beitsvollzug in vielfaltiger Weise an die Anweisungen der Betriebsingenieure riickgekoppelt. Die minu-
zi6s in die ‘Poren’ eines jeden Arbeitsprozesses eindringenden Zeit- und Bewegungsaufnahmen, die auf-
grund von Leistungsberechnungen der Werkzeugmaschinen und von zeitstudien ausgearbeiteten, schrift-
lichen Arbeitsunterweisungskarten wie die darauf fuende Umstellung von Stiick- auf Zeitakkordvorga-
ben ermdglichten den Ingenieuren im Arbeitsbiiro, eine vor dem Ersten Weltkrieg noch undenkbare Kon-
trolle Gber die Zeit- und Leistungsverausgaben des Arbeiters zu gewinnen. Von den einzelnen Arbeitern
oder selbst dem Betriebsrat nur schwer tberprifbar, verfugten die Betriebsingenieure damit zugleich tber
ein sich zunehmend verfeinerndes Instrumentarium zur Steuerung der Arbeitsinhalte, gegebenenfalls
auch zur Manipulation der Arbeitszeiten und damit der Verdienstmdglichkeiten.” (ib. 577) ,,Zusammen
mit der verdnderten Anordnung und Abgrenzung der Arbeitsplatze nach MalRgabe des Flie3prinzips
zwangen sie dem Arbeiter ein rascheres Tempo auf und zogen eine Anpassung der Akkorde an die ‘tech-
nisch’ bedingte Mehrleistung nach sich.” Fur diesen Typus von Arbeiter entstanden mithin neue Ein-
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immer auch zugleich nur mit dem Facharbeiter vorangetrieben werden.
ysDer Facharbeiter, einerseits Objekt der Rationalisierungsbemuihungen,
erscheint insofern andererseits auch als deren Subjekt, also im umfas-
senden Sinn als Teil des experimentellen Rationalisierungsprozesses
selbst.” (ib. 578f.)

Schon hinter den im Durchschnitt stark zunehmenden Fluktuationsra-
ten zwischen der Jahrhundertwende und dem Ersten Weltkrieg waren -
wie im vorigen Abschnitt schon kurz angesprochen - die gegenlaufigen
Tendenzen einer rasch ansteigenden Fluktuation der Ungelernten und
vor allem der vielen neu in den industriellen Arbeitsprozef5 Eingestell-
ten30) einerseits, einer zunehmenden Dauerhaftigkeit der wachsenden
gelernten bzw. angelernten Stammbelegschaften andererseits zu identi-
fizieren; die wachsende Fluktuation war vor diesem Hintergrund zu-
mindest teilweise als Ausdruck des raschen Wachstums der industriel-
len Beschaftgiung zu interpretieren (vgl. Riemer-Schéafer o.J., 62, 150f,;
Schéafer 1979b, 272; Schulz 1978, 78f.). Fur Siemens & Halske, also
den Schwachstromteil des Siemenskonzerns, hatte HeifS schon 1911
den Anteil des festen Stamm in der Arbeiterbelegschaft auf 60%, den
des fluktuierenden Belegschaftsteils auf 40% geschétzt (nach Schéfer
1979a, 168). Es steht daher nicht zu den vor dem Ersten Weltkrieg stei-
genden Fluktuationsraten im Widerspruch, dafs zugleich das Durch-
schnittsalter der beschéaftigten Arbeiter zunimmt, also sich die Alters-
struktur nach oben verschiebt - ein deutlicher Hinweis auf einen wach-
senden Arbeiterstamm (vgl. Riemer-Schéfer o.J., 129, fir die Farbwerke
Hoechst; dies. 1978, 111, auch verallgemeinert fir die chemische und
die Maschinenindustrie; Fuldat 1926, 40 fiir verschiedene Chemieun-
ternehmen im Rhein-Main-Gebiet).

schrankungen und Belastungen, er wurde abhéngig von ,,den Anweisungen der Betriebsingenieure, einer
merklichen Beschrankung seines Aktionsradius, der Beeintrachtigung seiner Bewegungsfreiheit, einem
Abbau seiner sozialen Kontakte bei der Arbeit, einer Verdichtung und zunehmenden Versachlichung der
Fremdkontrolle des Arbeitsvollzugs durch immer ausgekliigeltere technische Hilfsmittel wie elektrische
Zahlvorrichtungen und mitlaufende Leistungsaufzeichnungen.” (ib. 578)

%0 Schomerus (1979, 113) bezeichnet diese Gruppe (und implizit damit auch ihr Arbeitsmarktverhalten)
mit einem pragnanten Ausdruck als ,,Flugsand“ der Industrialisierung. Auch Schulz (1978, 79) beschreibt
auf der Grundlage der Auswertung der Arbeiterstammbiicher bei Bayer dieses Phdnomen: ,,Offenkundig
blahen Mehrfachzu- und -abgénge derselben Arbeiter die Angaben Uber die fluktuierenden Arbeitskréfte
auf und verdecken, dall neben den Wechslern zahlreiche Arbeiter konstant beschéftigt bleiben.” Im El-
berfelder Werk von Bayer waren 1878-1882 68% der Ausscheidenden nur bis zu 3 Monaten beschaftigt;
10% aller Abgénge waren Zweit-, Dritt- oder Viertaustritte derselben Person.
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Dieselbe Spaltung in Stamm- und Randbelegschaft bei wachsendem
Stamm wird auch fur die zwanziger Jahre beschrieben, so von Abeler
(1928, 81f., 86f.) fur die Uhrenindustrie, von Vetterli (1979, 353f.) fur
die Metallverarbeitung und von Fuldat (1926, 40) fur die chemische In-
dustrie. Vor dem Ersten Weltkrieg wurde in einer Situation der Beschéf-
tigungsausweitung in der Industrie die Fluktuation der Randbelegschaf-
ten Uiberwiegend durch eigene freiwillige Klindigung verursacht; die Ar-
beiter forderten vor diesem Hintergrund sogar haufig die Beseitigung
der Kiindigungsfristen in den Arbeitsvertragen (vgl. Riemer-Schéfer o.J.
152; Schéafer 1979a, 169; Ditt 1979, 257-260). Dies galt nach dem Ers-
ten Weltkrieg nur noch in der Ausnahmesituation der inflationsbeglins-
tigten Hochkonjunktur Anfang der zwanziger Jahre, als etwa die Ruhr-
gebietszechen untereinander ,Bannmeilen“ fir die Einstellung von Ab-
kehrern aus anderen Zechen zur Einddmmung der Fluktuation verein-
barten (Wernsing 1927, 81f.). Dagegen waren die Wanderungen insge-
samt auf dem Nachkriegsarbeitsmarkt, insbesondere seit der W&ah-
rungsstabilisierung, deutlich eingeschrankt (ib. 91). Die ungelernten
Arbeiter und unter ihnen wiederum besonders die Frauen spielten ver-
starkt die Rolle eines flexiblen Konjunkturpuffers (ib. 27ff.; Homburg
1991, 103, 112); sie dienten auch in der Weltwirtschaftskrise zum Teil
als ,konjunkturelle Mané6vriermasse“ (Homburg 1991, 534; ahnliche
Stolle 1980, 197f.). Die Kundigungsfristen stellten jetzt eine wichtige
Schutz- oder zumindest Ubergangsklausel dar.

Allerdings erschopfte sich die arbeitsmarktstrukturelle Stellung der
Frauen keineswegs in dieser Funktion der Sicherung arbeitsmarktpoli-
tischer Flexibilitdt der Unternehmen. Vielmehr bildete sich - wie beson-
ders Homburg (1991) an der Entwicklung bei Siemens deutlich macht -
das heraus, was in der modernen arbeitsmarkttheoretischen Diskussi-
on als geschlechtsspezifisch segregierte Teilarbeitsmdrkte bezeichnet
wird. ,Die Diversifikation der Industriestruktur ging einher mit der
Segmentierung des Arbeitsmarktes entlang der nachgefragten Spezial-
berufe, d.h. entlang der ‘Qualifikationslinie™ - diese Dimension haben
wir schon dargestellt - ,und in Kombination mit der geschlechtsspezifi-
schen Besetzung einzelner Berufsgruppen (Méanner-/Frauenberufe),
mittelbar also auch entlang der ‘Geschlechtslinie’.“ (ib. 80) Schon vor
dem Ersten Weltkrieg war die Beschaftigung von Arbeiterinnen in der
Metallindustrie doppelt so schnell gewachsen wie die der Manner (ib.
86). Diese Trennung war faktisch zugleich eine der Qualifikationslinie,
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wie folgende Zahlen fir den Berliner Arbeitsmarkt zeigen: ,Von den
Mannern waren im Jahre 1925 75% qualifizierte Arbeiter, wohingegen
die Arbeiterinnen zu 82% fir unqualifizierte Tatigkeiten eingesetzt wa-
ren. Die Méanner stellten damit rd. 94% aller qualifizierten Arbeiter in
der Metallindustrie, die Frauen nur 6%. Umgekehrt war der Anteil der
Frauen an der Gesamtgruppe der unqualifizierten Arbeiter mit 48% fast
ebenso grofs wie der der Manner mit 52%.“ (ib. 99) Freilich schlof’ diese
Charakterisierung der Arbeiterinnen als unqualifiziert offensichtlich die
angelernten Arbeiterinnen ein, wihrend bei den M&nnern die angelern-
ten Spezialarbeiter zu den Qualifizierten gerechnet wurden. Dies ma-
chen die Ergebnisse einer Spezialerhebung im August in 59 Berliner
Metallbetrieben deutlich, wonach von 28.507 Arbeiterinnen keine einzi-
ge gelernt, aber 70% angelernte und 30% ungelernte Arbeitskrafte wa-
ren; charakteristischer Qualifikationsprozef5 auch der Frauen war dem-
nach die betriebliche Anlernung. Umgekehrt wurden bei den mé&nnli-
chen Arbeitern 73% als Fachkréfte, darunter 48% gelernte Facharbei-
ter, bezeichnet (nach E. Bluhm; ib. 109). Die Frauen und unter ihnen
die nicht oder geringfligig Qualifizierten waren so auf der einen Seite die
am meisten betroffenen Opfer der Entlassungswellen in der Depression.
Auf der anderen Seite ist aber 1933 im Vergleich zu 1925 ein erheblich
erhdhter Anteil von qualifizierten, also von angelernten, Arbeiterinnen
festzustellen, der fir die zunehmende Bedeutung dieser Arbeitskraftka-
tegorie fir bestimmte Arbeitsfelder steht. ,Diese Herausbildung ‘typisch’
weiblicherArbeitsverrichtungen, die sich zum Teil zu ‘weiblichen Spezi-
alberufen’ verfestigten, wird im einzelnen auch durch das Berufsprofil
der Metallarbeiterinnen belegt.“ (ib. 113) ,Im Unterschied zu dem Spezi-
almarkt der mannlichen Arbeiter fragte die Metallindustrie weibliche
Arbeitskrafte also vorwiegend fur unqualifizierte bis gering qualifizierte
Tatigkeiten nach.“ (ib. 115) Sie spielten gleichwohl in der elektrotechni-
schen Industrie eine wachsende Rolle; in den dreifSiger Jahren ist eine
deutliche Konzentration der Frauenbeschéftigung in der Metallindustrie
zu beobachten (ib. 139).3! Gleichwohl war die Moéglichkeit der Substitu-

3. Diese Verschiebung ist natiirlich im Kontext der forcierten Riistungspolitik des NS-Regimes zu sehen;
sie begann allerdings schon vorher: Der Anteil der Frauen an den Arbeitern insgesamt in der elektrotech-
nischen Industrie stieg von 35% 1925 uber 37% 1933 auf 41% 1939 (ib. 128). Die Metallindustrie kon-
kurrierte aufgrund der andersartigen Qualifikationsstruktur dabei nur eingeschrankt mit der Arbeitskréaf-
tenachfrage der anderen traditionell ,weiblichen” Industrien, also vor allem der Textil- und
textilverarbeitenden Industrie: ,,Wahrend die weibliche Arbeiterschaft in der textilverarbeitenden Indu-
strie sich zu 83% aus qualifizierten gelernten und angelernten und nur zu 17% aus unqualifizierten
Arbeiterinnen zusammensetzte, rekrutierte die Metallindustrie Frauen vor allem fir gering qualifizierte
Spezialarbeiten. Mit 82% (berwogen hier die unqualifizierten bei weitem die qualifizierten Arbeiterin-
nen.” (ib. 134f.)
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tion qualifizierter mannlicher Arbeiter durch anzulernende Frauen we-
gen der Vielfalt der Produkte und des fir ihre Herstellung erforderlichen
Wissens und Kénnens gering (ib. 512). Die Frauen blieben dadurch auf
arbeits- und lohnintensive Téatigkeiten, die keine tiefergehende Qualifi-
kation voraussetzten - dies waren vor allem Wickelarbeiten, daneben
Verpackungstédtigkeiten und im Verlauf die Montage von Massenpro-
dukten wie Staubsaugern und anderen Haushaltsgeraten - beschrankt.
Ihr Anteil an den Arbeitsplatzen in der Fertigung blieb auf einen Kern-
bereich von etwa einem Drittel begrenzt. Die Kontinuitdt geschlechts-
spezifisch segmentierter Arbeitsméarkte und Téatigkeitsbereiche im Un-
ternehmen - ,die Segmentierung der Fertigungsprozesse entlang der
Qualifikationslinie in manner- und frauenspezifische Arbeitsbereiche,
die weitgehend mit der Trennung zwischen Maschinen- und repetitiven
Handarbeiten zusammenfielen® (ib. 554f.) - blieb bestehen. Kramer fand
in ihrer Fallstudie fur die IG Farben eine dhnliche Segregation zwischen
mannlichen und weiblichen Teilarbeitsmarkten sowohl bei den un- und
angelernten Arbeitern (Kramer 1994, 28-30) als auch bei den Angestell-
ten (ib. 18-21).

Das Phanomen der Aufteilung des Arbeitsmarktes in Teilarbeitsmdirkte
war mithin nicht nur aus der heutigen Sicht empirisch schon in den
zwanziger und dreifSiger Jahren zu beobachten; es wurde auch in der
zeitgendssischen Arbeitsmarktdebatte thematisiert. Finckh (1928, 14)
argumentiert, dafs auf dem Arbeitsmarkt nicht wie auf anderen Markten
der Preis, sondern die Angebots- und Nachfragemengen im Vordergrund
stiinden. Die Funktionsfidhigkeit des Arbeitsmarktes sei schon durch
die Vielzahl der Berufe und Tatigkeiten eingeschrénkt, die durch soziale
Verhéaltnisse bedingt seien. Er zitiert zur Unterstiitzung die Aussagen
von Schumpeter 1918: ,Das Angebot von Arbeit ist nicht vom Wertprin-
zip beherrscht.“ ,Uberhaupt stehen soziale Beziehungen jeder Art, die
ganze Struktur der Gesellschaft, alles, was sie zusammehélt, der
Beweglichkeit der Arbeit im Wege.“ (ib. 15) Und er figt hinzu: ,Die
Arbeiterklasse ist nicht als eine homogene, sondern als eine vollig
heterogene Masse anzusehen, die mannigfach gegliedert ist. ... Der
Arbeitsmarkt ist darum kein homogener Markt; er zerfallt vielmehr in
viele Teilarbeitsmarkte, die unter sich oft in keiner, oft nur in loser
Beziehung stehen.“ (ib. 16) Aufierdem sei der Lohn nicht nur reiner
Preis, sondern das Resultat eines Komplexes 6konomischer, politischer,
historischer und kultureller Entwicklungstendenzen, denn die
gehandelte Ware ist ein Mensch mit eigenem Willen; dieser Sachverhalt
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Mensch mit eigenem Willen; dieser Sachverhalt bildet die Grundlage der
Gewerkschaftsorganisation und der Sozialpolitik (ib. 18). Dabei dienen
die jeweils niedrigeren Teilarbeitsmérkte in der Qualifikationshierarchie
bei unglinstigem Arbeitsmarkt den nédchst héheren als Ausweichmarkt.
Entsprechend ist auch die Lohnpreisbildung - nach dem Argument von
Lederer - auf jedem Teilarbeitsmarkt ein separater Prozef3. Finckh zitiert
Zwiedineck-Stdenhorst: ,Die Lohnpreisbildung auf dem Arbeitsmarkt
kann keine einheitliche sein, da fir sehr viele Arbeitskategorien, fir die
hochstindividuelle Qualitatsdifferenzen der Arbeitskrafte entscheidend
sind, die Vertretbarkeit innerhalb des Teilmarktes sehr beschrankt ist.“
(ib. 17) Die Gestalt und Abgrenzung der Teilarbeitsméarkte hingen mit-
hin von der Ausbildung, besonderen personlichen Eigenschaften, der
Unfallgefdhrdung, der Gesundheitsschédlichkeit sowie der Leistungsfa-
higkeit und -willigkeit ab; zudem spielt - wie am Beispiel der elektro-
technischen Industrie verdeutlicht wurde - die geschlechtliche Differen-
zierung eine wichtige Rolle. Auch Wernsing (1927, 15, 17) spricht, aller-
dings auf die Struktur der Nachfrage am Arbeitsmarkt bezogen, von
branchenspezifischen Teilarbeitsmarkten und von ,fachlichen Arbeits-
markten“.

Inwieweit waren diese Teilarbeitsmdrkte nun nicht nur branchenspezi-
fisch, sondern betriebs- bzw. unternehmensintern? Wir haben als ein
zentrales Argument dafiir bisher die Analysen und Uberlegungen zu
dem - mit dem wachsenden Einsatz von Spezialmaschinen verbundenen
- zunehmend betriebsspezifischen Charakter von Arbeits- und Betriebs-
erfahrung, Material- und Maschinenkenntnissen sowie auch von Teilen
der formalen Qualifikation ausgefihrt. Ein genauerer Blick auf die Or-
ganisation und Funktionsweise der betrieblichen bzw. unternehmens-
weiten System der Rekrutierung, des Einsatzes, der Motivierung, aber
auch der Entlassung von Arbeitskraften 145t dartiber hinaus eine ganze
Reihe von Dimensionen und Mechanismen erkennen, die charakteris-
tisch fur die Funktionsweise interne Arbeitsmdrkte sind. Sie werden im
folgenden dargestellt.

Parallel zur technischen und organisatorischen Rationalisierung als den
gelaufigen Bestandteilen des von Taylor als ,wissenschaftliche Betriebs-
fihrung“ titulierten modernen Produktionsmanagements entstand eine
,swissenschaftliche® Personalpolitik, zeitgendssisch oft als ,rationelle
Menschenfihrung“ bezeichnet. ,Die gesteigerte Bedeutung, die das Un-
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ternehmen unter diesen Umstanden der ‘Verwissenschaftlichung’ der
Betriebsfihrung, der manageriellen Kontrolle, Steuerung und Planung
des betrieblichen Arbeitskréafteeinsatzes beilegte, zeigte sich in der Aus-
differenzierung von Personalpolitik als Managementfunktion und der
Zentralisierung der Personalverwaltung wie auch in den Gegenstidnden
und Zielen von Personalpolitik.“ (Homburg 1991, 403) Im Falle von
Siemens wurde ab 1919 die Personalverwaltung des gesamten Konzerns
systematisch reorganisiert und zentralisiert. Die Werks- und Abtei-
lungsdirektoren verloren den friheren selbstidndigen Entscheidungs-
spielraum in Arbeiter- und Angestelltenfragen an die Konzernspitze, in
den Werkstatten und Betrieben ,ging die Arbeitereinstellung und die
Kontrolle des Arbeitseinsatzes von den (Werk)Meistern auf eine neu zwi-
schengeschaltete Managementebene Uiber, auf die Betriebsingenieure.“
(ib. 404) Zudem wurde ein zentraler Personalreferent mit herausgeho-
bener Stellung im Vorstand installiert. Er war auch direkt fur die lei-
tenden Angestellten zustdndig: Richtlinien fir die Rekrutierung, die
Weiterbildung, die Beférderung, die Gehélter und die Pensionsleistun-
gen an diese Beschaftigtengruppe wurden von ihm zusammen mit ei-
nem zentralen Ausschufs entwickelt. Ebenfalls 1919 wurde eine eigen-
standige ,Sozialpolitische Abteilung® etabliert, die gegentiber ebenfalls
dem Personalreferenten weisungsabhéangig war. 1921 wurden 4 Haupt-
buros, darunter das Buro fur Arbeiterfragen mit der - schon friher ein-
gerichteten - Arbeitervermittlungsstelle und ein entsprechendes Btiiro
fur die Angestellten ins Leben gerufen. Die Angestelltenvermittlungsstel-
le war - wie Homburg (1991, 408) aus ihrem Arbeitsplan zitiert - zu-
standig fur: ,Deckung des eintretenden Bedarfs an Angestellten, Bear-
beitung der Anstellungsgesuche von Angestellten, Versetzungen von
Angestellten innerhalb des Konzerns“, ferner fir den ,Verkehr mit den
Demobilmachungsausschtissen3? und Arbeitsnachweisen, soweit es

%) Die Verordnungen uber die Einstellung, Entlohnung und Entlassung gewerblicher Arbeiter wéhrend
der zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 4.1.1919 (RGBI 1919, 8), tber die Freimachung von
Arbeitsstellen wéhrend der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 28.3.1919 (RGBI. 1919, 355) sowie
Uber die Einstellung und Entlassung von Arbeitern und Angestellten wahrend der Zeit der wirtschaftli-
chen Demobilmachung vom 3.11.1919 (RGBI. 1919, 1500) - allgemein i.d.R. mit dem Kirzel Demobil-
machungsVO bezeichnet und im Verlauf der folgenden Jahre noch mehrfach abgedndert (vgl. Wernsing
1927, 69-73) - legten im Grundsatz die Pflicht der Unternehmen zur Wiedereinstellung von Kriegsteil-
nehmern zu Lasten derer fest, die am 1.8.1914 (also bei Kriegsbeginn) keinen Arbeitsplatz im Beruf und
am Ort gehabt hatten. Sie liefen am 31.10.1923 aus und bewirkten faktisch die Wiedereinstellung der al-
ten Stammbelegschaftsmitglieder vor allem auf Kosten der Frauen (so etwa It. JBGA Wiirttemberg 1920,
32f.; 1921, 29); diese fanden dann teilweise Beschaftigung in traditionell ,,weiblichen* Arbeitsbereichen
bzw. in den nach dem Krieg expandierenden Dienstleistungsbereichen des Handels, der Banken sowie in
den Biiros.
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sich um Angestellte handelt; Arbeitsnachweiswesen und Arbeitsnach-
weisgesetz; ...“ etc. Das parallele Buiro fir Arbeiterfragen hatte die ana-
logen Aufgabenstellungen fur diese Beschéftigtengruppe. 1929 wurden
weitere Buros, u.a. fir Bildungswesen, eine Wohnungs-Gesellschaft, die
Betriebskrankenkasse sowie Pensionskassen organisatorisch gleichge-
stellt. Zielsetzung war die ,Herausbildung einer Stammbelegschaft® (ib.
409). Im Februar 1935 wurde die Verantwortung fir die gesamte Perso-
nal- und Sozialpolitik schliefdlich in einer Hand als eigenstadndige Mana-
gementfunktion konzentriert (ib. 410). Allerdings macht Homburgs Dar-
stellung auch deutlich, dafs faktisch die Zentralisierung der Personalpo-
litik insbesondere im Arbeiterbereich nur allméahlich voranging. In vie-
len Betrieben lag die Auswahl und die Annahme von Arbeitern noch
lange bei den Meistern der einzelnen Werkstatten oder bei betrieblichen
Prufstellen und Arbeiterannahmebtliros, die diese Funktion tibernom-
men hatten; die Zentralisierung dieser Entscheidungen war auch 1933
noch nicht zum Abschlufs gekommen33). Lediglich die Auslese von Lehr-
lingen war schon fruhzeitig zentral organisiert worden (ib. 326-333).

Wir haben diese Reorganisation bei Siemens ausfiihrlich dargestellt,
weil sie durch die Untersuchung von Homburg gut dokumentiert; sie
hat zudem - wie Uberhaupt die Personal- und Sozialpolitik dieses Un-
ternehmens zunehmend in den zwanziger und dreifSiger Jahren - einen
paradigmatischen Charakter. Ahnlich wurde rasch nach der Fusion der
IG Farbenindustrie Ende 1925 in der Zentralverwaltung in Frankfurt
eine Sozialpolitische Kommission (SoKo) gebildet, die Kramer als Etab-
lierung eines durch die Arbeitgeber kontrollierten konzernweiten Senio-
ritdtssystems charakterisiert. Wéahrend die einzelnen Werke vorher
konkurrierten, wurde nun branchenweit die Gewinnung qualifizierter
Arbeitskrafte internalisiert. 1926 wurde ein konzerweiter interner Ar-
beitsnachweis eingerichtet, der zunachst vor allem fir die Vermittlung
von Angestellten genutzt wurde (Kramer 1994, 8-11). In den gréfieren
Werken bestand jedoch schon seit dem Ersten Weltkrieg eine formali-
sierte Einstellungsprozedur fir Buroangestellte (ib. 21f.). Abeler (1928,
106-109) berichtet fir die wurttembergischen Grofdbetriebe Uber die

%) Die eine Zeitlang favorisierten psychotechnischen Priifungen von Bewerbern fiir eine Lehrstelle wur-
den 1923 - trotz eines eigenen ausgearbeiteten Systems - wieder eingestellt, stattdessen wurde nach den
eingereichten schriftlichen Unterlagen entschieden. Im ubrigen wurde auf die alte - oben schon darge-
stellte - Praferenz der Rekrutierung von Familienangehoérigen zuriickgegriffen: ,,S6hne von Werksange-
hoérigen wurden werksfremden Bewerbern vorgezogen.“ Bei Siemens hatten 1927 75% aller Lehrlinge
Familienangehdrige im einstellenden Werk! (ib. 333)
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Schaffung betriebseigener Institutionen, die als Einstellamt oder Ar-
beitsamt bezeichnet wurden und nach den Wiunschen der Werkmeister
Arbeiter einstellten und die Personalbewegungen im Unternehmen ver-
folgten; dort wurden auch entsprechende Statistiken geftihrt. Er berich-
tet Uiber einige personalpolitische Praferenzen und schliefst: ,So ver-
schafft also ein solches Einstellamt die Mdéglichkeit, die Arbeitsbedarfs-
lage des einzelnen Betriebes ziemlich genau zu tibersehen und zugleich
in beschranktem Mafie auch Ausblicke auf die allgemeine Arbeitsmarkt-
lage zu tun.” (ib. 109) Dagegen scheinen fir die kleineren Betriebe - und
mehr in Std- als in West- und Norddeutschland - die 6ffentlichen Ar-
beitsnachweise wichtiger gewesen zu sein, da die Unternehmen einer
Branche aus Grinden der Konkurrenz und des Mifstrauens unterein-
ander keine Arbeitsnachweise einrichteten (ib. 104).

Wéahrend - wie in den Gewerbeaufsichtsberichten immer wieder berich-
tet (z.B. JBGA Sachsen 1926, 135ff.; JBGA Reich 1935/36, 1.103) - fur
die offentliche Berufsberatung und die Lehrlingsvermittlung in grofSem
Umfang und auch in einer Reihe von dazu fadhigen GrofSbetrieben (z.B.
bei Benz in Gaggenau, so JBGA Baden 1920, 63) die neu entwickelten
psychotechnischen Auswahlmethoden angewandt wurden, war in der
betrieblichen Personal- und Sozialpolitik der MafSstab der Senioritcit das
wichtigste Beurteilungskriterium. Fast alle betrieblichen Sozialleistun-
gen, der Urlaub, in gewissen Grenzen die Einkommenshéhe und viel-
fach die Reihenfolge der Entlassungen bei Beschéftigungsabbau orien-
tierten sich am Senioritdtskriterium. Dabei spiegelte die Entwicklung
der Senioritaten selbst wieder die Verschiebungen am Arbeitsmarkt
wieder: So wird 1919 von der Verkiirzung der Anwartszeiten fUr ver-
schiedene Sozialleistungen berichtet, da aufgrund des Umbruchs am
Arbeitsmarkt die Senioritdten sehr niedrig lagen, aber Arbeitskrafte ge-
sucht wurden (JBGA Wiurttemberg 1919, 100f.). Auf der anderen Seite
wuchs durch die Verschiebung hin zu den Angestellten und dort wie-
derum zu den Frauen im Verlauf der zwanziger Jahre auch ein Teil der
weiblichen Beschéftigten in die héheren Senioritatsrdnge hinein; fur
Baden ergab eine Sonderumfrage fir 1927, dafs dort schon tber 30%
der Frauen eine Betriebszugehorigkeit von mindestens 5 Jahren aufwei-
sen konnten (JBGA Baden 1927, 58). Im folgenden werden die wichtigs-
ten nach der Senioritat gestaffelten Verglinstigungen kurz erlautert, um
dann ihre Bedeutung und Wirkung zu verdeutlichen zu kénnen.
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Der Erholungsurlaub, der vor dem Ersten Weltkrieg schon seit geraumer
Zeit fur Beamte und und die Mehrheit der Angestellten gelaufig und in
Teilbereichen der Industrie auch fir Arbeiter, meist die Stammarbeiter-
schaft, eingefihrt worden war, war regelmafsig nach der Dauer der Be-
triebszugehorigkeit gestaffelt. Eine Regelung, wie sie Riemer-Schéafer
(0.J. 161) von den Farbwerken Hoechst berichtet, darf als typisch gel-
ten: seit 1906 erhielten 23-26 jahrige Arbeiter bei 2-5 jahriger Betriebs-
zugehorigkeit 3 Tage, dltere Arbeiter und solche mit ldngerer Dienstzeit
1 Woche und Aufseher 11 Tage Jahresurlaub (vgl. diese und &hnliche
Regelungen bei Fuldat 1926, 74f.). Nach dem Ersten Weltkrieg wurden
die (hier fir das Rhein-Main-Gebiet berichteten) Regelungen meist tarif-
lich festgelegt und etwas verbessert: Nach 1 Jahr Betriebszugehorigkeit
wurden nun 4 Tage, ab dem 3. Jahr flr jedes zuséatzliche Jahr Beschéaf-
tigung 1 Tag mehr bis zum Hoéchstwert von 12 Tagen (also 2 Wochen)
nach 10 Jahren Zugehoérigkeit gewdhrt. Dazu kam in manchen Fallen
noch eine Urlaubszulage (ib.). Im Nationalsozialismus wurde der Ur-
laub, zurtickgehend auf entsprechende Aktivitdten der DAF und eine
Empfehlung des Reichstreuhdnders der Arbeit, dafs5 nach einem Jahr
Betriebszugehorigkeit 6 Tage und mit wachsender Senioritdt nach 10
Jahren 12 Tage erreicht werden sollten (JBGA Reich 1935/36, 2.17),
auf breiter Front verlangert. Nach einer Enquéte des Arbeitswissen-
schaftlichen Instituts der DAF in der metallverarbeitenden Industrie be-
trug die tatsachliche Urlaubsdauer 1938 fir 61,6% der Arbeiter 7-12
Tage, fur 25,8% 6 Tage, 5,1% lagen niedriger, 7,5% hoéher - ein insge-
samt gunstiges Bild (Spode 1982, 282).

Ebenfalls fir die Zeit nach der Weltwirtschaftskrise wird erstmals in
breiterem Ausmafs tiber Weihnachts- oder Jahresendzahlungen berich-
tet. Sicherlich vermittelt durch die zunehmende Arbeitskrafteknappheit
ab 1935 haben - heifst es im JBGA Reich 1935/36, 1.356 - zusétzliche
finanzielle Zuwendungen ,hinsichtlich der Zahl, Mannigfaltigkeit und
Hoéhe der Zuwendungen in der Berichtszeit eine aufSerordentliche
Erweiterung erfahren.“ Und weiter: ,Die Ublichste Art wirtschaftlicher
Unterstiitzungen sind die Weihnachtsgratifikationen, die heute wohl in
der mehrzahl der Betriebe in irgendeiner Form zur Verteilung gelangen.“
Es seien meist Geldgeschenke, die nach Betriebszugehorigkeit und
Familienstand  gestaffelt werden. ,Die Angestellten erhielten
durchschnittlich ein halbes Monatsgehalt als Weihnachtsbeihilfe.“ Es
werden jedoch auch Beispiele angeflihrt, in denen Angestellte ein volles
Monatsgehalt bis zu einem bestimmten Hochstbetrag und Arbeiter
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bis zu einem bestimmten Héchstbetrag und Arbeiter mindestens 3 Wo-
chenléhne erhielten. Auch tiber Formen der nach Senioritét gestaffelten
Gewinnbeteiligung wird berichtet (ib. 1.356f.). Und zwei Jahre spéter
heifst es, dafd die Sonderzuwendungen an Weihnachten oder am Schluf’
des Geschéaftsjahrs erheblich zugenommen haben (JBGA Reich
1937/38, 207).

Eine weitere Verglinstigung fur verdiente Belegschaftsmitglieder war die
senioritdtsabhéangige Ausgleichzahlung fur die Differenz zwischen Kran-
kengeld und Durchschnittslohn fir eine bestimmte Zeit, die sich in Ba-
den schon 1919 fur die Brauereiarbeiter findet (JBGA Baden 1919,
98f.). Sie scheint sich spater weiter ausgebreitet zu haben (JBGA Reich
1935/36, 1.360; JBGA Reich 1937/38, 207).

Der bei weitem wichtigste einzelne Leistungsbereich der betrieblichen
Sozialpolitik waren sicherlich neben diesen Hilfen bei Krankheit die
FtirsorgemafSnahmen und -einrichtungen fur Invaliditéit und Alter.34 Die
betrieblichen Renten spielten - was angesichts des aufierordentlich
niedrigen Niveaus der 6ffentlichen Renten3% nicht erstaunlich ist - eine
unvermindert wichtige, eher noch zunehmende Rolle fir die Betriebs-
bindung wichtiger Arbeitskrifte und spiegelten die Verdnderungen in
den betrieblichen Prioritdten in der Personalpolitik wieder: ,Die neuen,

) Nach den von Homburg (1991, Tab. 50, S. 642) aufgearbeiteten Zahlen der Sozialbilanzen des Sie-
mens-Konzerns von 1908/09 bis 1932/33 machten die Kosten fiir die ,,Altersfiirsorge” im Durchschnitt
knapp zwei Drittel der gesamten ,,freiwilligen Sozialleistungen* (mit im Zeitverlauf deutlich steigender
Tendenz) des Unternehmens aus; Von diesen Zuwendungen profitierten vor allem die Angestellten und
unter ihnen wiederum die ,,Beamten* der Firma, da sie die groRte Kontinuitat der Beschéftigung und mit-
hin die langste Verweildauer aufweisen konnten. Zusammen mit weiteren senioritdtsabhangigen Unter-
stlitzungen und Jubildumsgeschenken waren knapp drei Viertel der gesamten Sozialleistungen von der
Dauer der Betriebszugehdrigkeit abhéngig (ib. 644).

%) Zudem wurde der Beginn der Rentenzahlung, der seit Einrichtung der Rentenversicherung 1889 (sie
trat zum 1.1.1891 in Kraft) bei 70 Jahren gelegen hatte, erst 1916 auf ein Alter von 65 Jahren gesenkt.
Die Renten sollten explizit nur eine Minimalabsicherung leisten und die gealterten Arbeiter zu Nebenta-
tigkeiten bzw. den Umzug aufs Land anhalten, um ihre VVersorgung zu sichern (Schafer 1979a, 202ff.).
Lackmann (1930, 137ff.) berichtet bei den Vereinigten Stahlwerken, Abtlg. Schalker Verein, tber ein Al-
ters- und Invalidenwerk mit Holzkleinmacherei, Schneiderei, Schreinerei, Kistenfabrikation, Feilenheft-
fabrik, Korb- und Stuhlflechterei, Birstenfabrikation, Mattenflechterei, Buchbinderei, Buchdruckerei,
Schuhmacherei, Schlosserei und Anstreicherei. Zuschisse und billige Lieferungen vonseiten des Werks
ermdéglichten den Arbeitern zusétzlichen Lohn zur Versicherungsrente. Der Autor moniert jedoch, dafi3
dies eine Bevorzugung gegeniiber dem jugendlichen Arbeitslosenheer sei und das Handwerk dadurch ge-
schédigt werde. Die in einem anderen Werk gezahlte zusétzliche betriebliche Alterspension sei deshalb
vorzuziehen. Immerhin macht dieses Beispiel deutlich, daf die von Schéfer fur die Zeit vor dem Ersten
Weltkrieg formulierte Einschatzung, dal der Arbeiter auch im Alter seinen Lebensunterhalt durch tagli-
che Arbeit sichern misse, auch zur Zeit der Weltwirtschaftskrise keineswegs an Aktualitat verloren hat.
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neben dem Dienstalter auch nach der ‘Wertigkeit’ des Beschéaftigten dif-
ferenzierten betrieblichen Renten begunstigten den langjdhrig betriebs-
verbundenen Facharbeiter und werteten ihn gegentiber den zu ‘Beam-
ten’ ernannten Angestellten in den unteren Tarifgruppen auf.“ (Hom-
burg 1991, 615; vgl. dort 607ff. die ausfiihrliche Dartellung der betrieb-
lichen Pensionen und Pramien) Im Fall von Siemens hatten die Beschéf-
tigten keinen Rechtsanspruch und umgekehrt das Unternehmen keine
Pflicht zur Zahlung der Pensionen; die Firma behielt sich die tatsachli-
che Bewilligung im Einzelfall vor und hatte damit ein mé&chtiges Diszip-
linierungsmittel in der Hand. ,Trotz der nur ungewissen Aussicht auf
eine betriebliche Altersrente ist deren Bedeutung als Faktor der Be-
triebsbindung wohl sehr hoch anzusetzen.“ (ib. 615)

Die betrieblichen Renten bildeten, wie einige Beispiele deutlich machen
sollen, einen wesentlichen Faktor der Lebensplanung der Arbeiter und
Angestellten (soweit diese tiberhaupt moéglich war). Im gréfiten Chemie-
unternehmen Offenbachs wurden Altersrenten nach mindestens 15-
jahriger Beschéaftigung, auch an Angehorige, gezahlt; die Invalidenrente
war unabhéngig von der Beschéftigungsdauer (JBGA Hessen 1925, 69;
dhnlich 1926, 35, fur ein Darmstadter Chemieunternehmen). Bei der
Firma Bosch wurden fir die kaufmannischen und technischen Ange-
stellten besondere Verglnstigungen in Form der ,Angestellten-Hilfe,
einer Alters- und Hinterbliebenenversorgung in Form eines Lebensversi-
cherungsvertrags, geschaffen. Sie erhielten nach 10-jahriger Betriebs-
zugehorigkeit ein Recht auf diese Rente; eine - gerade wéhrend der In-
flationszeit enorm wichtige - Besonderheit dieser Sozialleistung bestand
in der Bindung (also praktisch der Indexierung) der Pramien an die Ver-
anderung der Gehélter und die Teuerungszulagen. Die Auszahlung der
Rente erfolgte aufSer im Todesfall je nach Eintritt nach 30 Dienstjahren
oder dem 60. Lebensjahr (JBGA Wiurttemberg 1921, 43). Die Renten-
und Pensionskassen der Unternehmen waren durch die Inflation bis
Ende 1923 praktisch weitgehend entwertet worden; in den folgenden
Jahren wendeten die Unternehmen den Grofdteil der fir Sozialleistun-
gen gewidmeten Mittel dafiir auf, diese Kassen wieder zu fillen und er-
neut funktionsfdhig zu machen. Bis zur Weltwirtschaftskrise scheint
dieses Ziel weitgehend erreicht worden zu sein: So wird fir Wuirttem-
berg (JBGA Wurttemberg 1931/23, 65f.) berichtet, dafd die betrieblichen
Pensionskassen besonders der Banken und Versicherungen, aber auch
im Einzelhandel wieder so weit erholt seien, dafs daraus die in der Krise
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enorm wichtigen Frihpensionierungen finanziert werden konnten.
Lackmann (1930, 67) stellt fir den Ruhrbergbau ebenfalls die in den
zwanziger Jahren neue Moglichkeit einer senioritdtsabhangigen Fruh-
pensionierung dar: ,Neben der frther unbekannten Arbeitslosenversi-
cherung ist in der Pensionsversicherung eine fir den Arbeiter sehr
gunstige Aenderung eingetreten. Wahrend der Bergarbeiter friher, wie
in anderen Gewerben, mit 65 Jahren die Altersrente bezog, kann er sich
heute mit 50 Jahren pensionieren lassen, ohne daf$ er eine Berufs- oder
Erwerbsunfahigkeit nachzuweisen braucht. Bedingung hierfiir ist aller-
dings, dafs er 25 Jahre im Bergbau tétig, und davon 15 Jahre mit ei-
gentlicher bergmannischer Arbeit beschaftigt war, was fir den Berg-
mann fast allgemein in Frage kommt.“

Bei der zentralen Bedeutung der Betriebsrente fuir die Alterssicherung
stellt sich die Frage, ob diese Leistungen generell - wie oben fur Sie-
mens dargestellt - in der alleinigen Entscheidungsgewalt des Unter-
nehmens lagen, d.h. von dem Gutdinken von Vorgesetzten bzw. den
Entscheidungsregeln vorgesetzter Instanzen abhéngig waren, oder ob es
auch Formen der gegenseitigen Verpflichtung rechtlicher oder faktischer
Art gegeben hat. Eine Reihe von GrofSunternehmen scheinen - wie Sie-
mens - jegliche formelle Verpflichtung vermieden zu haben. Es gibt je-
doch auch Gegenbeispiele, flir deren Entstehung offenbar die Inflati-
onserfahrung, die Unternehmen wie Beschéftigten gleichermafien ,in
den Knochen“ safs, eine wichtige Rolle gespielt hat: In der schon er-
wahnten ,Angestellten-Hilfe“ bei Bosch wurde eine Organisationsform
gewdhlt, die den Angestellten ein hohes MafS an Sicherheit einrdumte:
Die Alterssicherung wurde in Form von Lebensversicherungsvertrdgen
(im ersten Jahr fur 220 von 1.464 Angestellten, darunter fur 14 Frauen)
bzw. fur 11 kranke bzw. altere Angestellte in Form eines Sparvertrages
angelegt. ,Die Freiziigigkeit ist gewahrt dadurch, daf’ jedem austreten-
den Versicherten, ausgenommen bei fristloser Entlassung, der Versi-
cherungsschein oder das Sparbuch mitgegeben wird. ... Gerade der
Freiztigigkeit wegen soll die Lebensversicherung seitens der Firma der
von den Angestellten gewlinschten Pensionskasse vorgezogen worden
sein.“ (JBGA Wirttemberg 1921, 43f.) Von einigen Unternehmen in Ba-
den (JBGA Baden 1927, 180) wird ein dhnliches Vorgehen berichtet: In
einer grofleren Firma wurde eine Alterssparkasse fiir Arbeiter eingerich-
tet, in die Spareinlagen in Hohe von 5% des Jahreseinkommens nach
funfjahriger Beschaftigung bis zum Ausscheiden vom Unternehmen
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eingezahlt werden; dieses Sparguthaben geht dann in den Besitz des
Arbeiters Uber. Ausschlufdigriinde sind nur die absichtlich oder fahrlas-
sig verursache Arbeitsunfdhigkeit oder die bewufdte Schadigung der
Firma (z.B. durch Ubertritt in ein Konkurrenzunternehmen oder Verrat
von Betriebsgeheimnissen). Der Aufsichtsbeamte erganzt: ,Die Arbeit-
nehmerverbande stehen der Einrichtung ablehnend gegenuiber, da sie
nach ihrer Ansicht die Freiztigigkeit der Arbeiter gefidhrdet.“ Fiir einen
Schmuckwarenbetrieb wird ein &hnliches System, bei dem 10% der
Lohnsumme auf ein Sparkonto eingezahlt werden, erwdhnt. Im JBGA
1937/38 Reich, 206, wird konstatiert, fir die geldlichen Zuwendungen
wéahrend und nach der Dienstzeit ,haben offenbar in hohem Mafse die
BeamtenflirsorgemafSnahmen der Staatsverwaltung als Vorbild gedient,
die jedoch von einigen besonders gut gefiihrten Betrieben auf einzelnen
Gebieten bereits Ubertroffen werden.“ Dies werde am deutlichsten bei
den Hilfen fir Krankheit und Tod sowie bei dem beginnenden Ausbau
der Altersversorgung. Teils wurden Renten durch eigene Stiftungen,
teils durch den Abschlufd von Lebensversicherungen, deren Pramien
ganz oder Uberwiegend vom Unternehmen gezahlt werden, finanziert.

Fuldat (1926, 34ff.) benennt als Charakteristikum der Vorsorgeeinrich-
tungen der chemischen Industrie gegen die wirtschaftlichen Folgen von
Erwerbsunfahigkeit, Alter und Tod fliir ihre Beschaftigten, daf5 diese als
versicherungsrechtliche Einrichtungen auf privater Grundlage organi-
siert seien. Hier seien von vornherein Stiftungen (sie beschreibt als Vor-
bild die ,Kaiser Wilhelm- und Augustastiftung” der Farbwerke Hoechst)
und Pensionskassen moglichst unabhdngig von der Firma gemacht
worden, indem Aufseher und Arbeiter an der Verwaltung beteiligt wur-
den (erinnert sei an den von Schulz, 1978, am Beispiel der chemischen
Industrie entwickelten Typus der ,patrimonialen“ Konzeption betriebli-
cher Integration). Zwar sei Kernpunkt dieser Politik die Verknupfung
von Arbeitsvertrag und Versicherungsvertrag, es bestehe jedoch kein
Beitrittszwang. ,Die gezahlten Beitrdge in die Pensionskasse wurden bei
Auflésung des Arbeitsvertrages zurlickerstattet, jedoch ohne Zinsvergu-
tung. Eine Ausnahme gibt es auch hier: Die Beitragsleistungen verblei-
ben der Kasse, wenn ein wichtiger Entlassungsgrund vorgelegen hat,
sodafs zugleich das Zurtckhalten des Betrags als Strafe betrachtet
wird.“ (ib. 35) (Darunter zdhlen Dinge wie ein gemeines Verbrechen, die
Verletzung des Fabrikgeheimnisses u.d.) Auf die Leistungen der Be-
triebskrankenkassen, die aufgrund der Bestimmungen des Krankenver-
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sicherungsgesetztes errichtet worden sind, sowie der Invaliden- und Un-
fallversicherungen, denen alle Arbeiter angehdéren mussen, haben die
Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch (ib. 36f.).

Diese Ausfihrungen machen deutlich, dafs die Art und Weise, in der die
Unternehmen sich ihren Beschéftigten gegentiber auf ein Verhaltnis ge-
genseitiger Verpflichtung einliefSen, rechtlich durchaus unterschiedlich
geregelt war. Wir haben oben jedoch neben der rechtlichen Regelung
auch auch die Moglichkeit angesprochen, dafs dieses Verhéaltnis faktisch
auf Gegenseitigkeit beruhen kénnte. Als ein - zundchst nur theoretisch
dargelegtes - Modell fir einen solchen Ausgleich wechselseitiger Inte-
ressen haben wir bei der Erdérterung arbeits6konomischer Aspekte be-
triebsinterner Arbeitsmarktstrukturen (oben in Kap. 4) das effizienz-
lohntheoretische Kalktlil diskutiert, nach dem der Einstellohn zunéachst
unter dem Marktlohn liegt, durch mit dem Lebensalter bzw. der Be-
triebszugehorigkeit steigende Entlohnung dem Beschéftigten jedoch der
Anreiz zu einer lebenslangen Optimierung seiner Leistung gegeben wird,
da im Alter sein Einkommen Uber den Marktlohn steigt. Fuldat (1926,
32f.) legt eine diesem Modell entsprechende Personal- und Lohnpolitik
der chemischen Industrie dar: ,Da die chemische Industrie in der Mehr-
zahl ungelernte Arbeiter beschaftigt, legt sie Hauptwert darauf, einen
einmal angelernten Arbeiter zu behalten. Haufiger Wechsel in der Arbei-
terschaft ist fir die Durchfiihrung der technischen Produktion, wo es
auf die Gewissenhaftigkeit und Genauigkeit ankommt, nicht vorteilhaft.
Als Dauerarbeiter bleiben nur eine Auswahl der besten zurtck.“ (ib.
3330 Der Einstellohn sei nicht sehr hoch. ,Die Arbeit eines Werksange-
hoérigen kann sich erst mit steigendem Dienstalter bezahlt machen,
wenn er aus den sozialen Einrichtungen eine wirtschaftliche Beihilfe
erhilt.“ Und: ,Die Befdhigung zu einer langeren Dienstdauer wird schon
in den ersten Jahren erkannt, sowohl von dem Arbeitnehmer als auch
vom Arbeitgeber. Hier kann die Arbeitsstelle noch ohne zukunftigen

%) Die Formulierung macht den schon benannten Sachverhalt deutlich, daR die in der chemischen Indust-
rie als ,,ungelernt* bezeichneten Arbeiter diejenigen sind, die in anderen Industriezweigen als Angelernte
oder sogar als angelernte Spezialarbeiter oder angelernte Facharbeiter bezeichnet wurden. Fuldat erléutert
ihre Auswahl: ,,Jeder Arbeiter ist ausgewahlt und fur seinen Posten erzogen worden.* Sie merkt dazu an:
,»In der Auswahl ihrer Arbeitskrafte nimmt die chemische Industrie eine Sonderstellung ein. Wéhrend die
Metall- oder Maschinenbauindustrie jeden Arbeiter, der um Arbeit bittet, annimmt, und ihn wieder ent-
14Rt, wenn er die notige Anpassungs- und Leistungsfahigkeit nicht besitzt, zieht die chemische Industrie
zundchst Erkundigungen (ber ihre Arbeiter ein und erprobt ihre F&higkeiten nach der Einstellung. Nach
Ablauf eines Jahres oder noch langerer Zeit kann er erst einem Produktionsbetrieb zugewiesen werden.*
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Schaden gewechselt werden.“ (ib.) Auch wenn man die unternehmens-
loyalen Obertdne dieser Darstellung streicht, wird hier doch ein perso-
nal- und sozialpolitisches Konzept sichtbar, das ein beiderseitiges 6ko-
nomisches Kalktlll im Sinne der Effizienzlohntheorie zur Grundlage hat.
Da die Leistungen der betrieblichen Sozialpolitik Bestandteil dieses Ge-
samtkalkuls, mithin nicht einfach zusatzliche, einer jeweils willkurli-
chen Entscheidung von Vorgesetzten unterliegende freiwillige, sozusa-
gen beliebige Zahlungen sind, besteht hier, wenn schon nicht im recht-
lichen, so doch im mikro6konomischen Sinn eine wechselseitige Ver-
pflichtung. Da sie nur funktioniert, wenn sie von beiden Seiten ein-
gehalten wird, befinden sich die Beschéaftigten damit nicht in einem rein
einseitigen Abhangigkeitsverhaltnis.

Der Bau von Werkswohnungen, der in der Phase der Industrialisierung
gerade fir die rasch expandierenden Industriezweige und fir Werke in
ldndlicher Umgebung enorm wichtig war, trat in seiner Bedeutung fir
die Personal- und Sozialpolitik der Unternehmen in den zwanziger und
dreiffiger Jahren eher etwas in den Hintergrund. Dies hing zum einen
damit zusammen, dafd viele Unternehmen in diesem Zeitraum mit ei-
nem mehr oder weniger ausgepragten Kapitalmangel zu kdmpfen hat-
ten. Zum anderen zog die Mieterschutzgesetzgebung der Weimarer Re-
publik zunéchst eine teilweise Entkoppelung von Arbeitsvertrag und
Mietvertrag, die in der traditionellen Wohnungspolitik der Unternehmen
aufs engste miteinander verzahnt waren, nach sich; allerdings wurde
der Kundigungsschutz fir die Mieter von Werkswohnungen bald wieder
deutlich eingeschrankt (vgl. Sachse 1994, 28f.), so dafs die Klagen der
Unternehmen dartber teilweise wohl als Legitimation dafiir dienten,
dafd ihr Interesse an der Errichtung neuer Werkswohnungen ohnehin
deutlich zurickgegangen war3?). SchliefSlich wurden nach dem Ersten

Sie schlief3t: ,,Die Auslese der tiichtigsten und zuverlassigsten Werkangehdrigen ist fiir jeden Einzelbe-
trieb das Mittel, welches bei ihnen erst das BewulRtsein einer sozialen Stellung aufkommen 1a3t.“ (ib. 32)
%) Sachse weist (1994, 30f.) allerdings darauf hin, daB angesichts der katastrophalen Wohnungsnot und
der extrem beengten Wohnverhaltnisse in den zwanziger Jahren selbst mit einem Rechtstitel Mieter von
Werkswohnungen kaum vor die Tur gesetzt werden konnten, da eine anderweitige Unterbringung prak-
tisch nicht mdglich war. Die von den Arbeitgebern immer wieder ins Feld gefuhrten hohen Fehlbele-
gungsquoten haben aber weniger mit der Wohnungszwangswirtschaft der Weimarer Republik zu tun,
sondern eher damit, dal3 zum einen Werkswohnungen auch fiir eher kurzfristig rekrutierte Arbeitskrafte
bei knappem Arbeitsmarkt verwendet wurden, dal zum zweiten zahlreiche Werkswohnungen von Pensi-
ondren der Unternehmen bzw. Witwen von Werksangehdrigen bewohnt wurden und da zum dritten
auch die Bewohner von Werkswohnungen keineswegs vor Massenentlassungen geschutzt blieben, das
Mietverhaltnis mit dem Werk also keineswegs bedeutete, dal’ diese Mieter auch zur geschiitzten Stamm-
belegschaft gehérten (ib. 32f.).
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Weltkrieg umfangreiche o6ffentliche Wohnungsbauprogramme durchge-
fahrt: Durch sie entstanden in Deutschland zwischen 1919 und 1924
600.000 und zwischen 1925 und 1932 noch einmal knapp 2 Mill. Woh-
nungen, davon 81% offentlich gefordert. Demgegentiber stieg der Be-
stand an Werkswohnungen nur noch geringfiigig an (ib. 26), denn der
Wohnungsbau ging faktisch auf die Genossenschaften als Trager Uber,
die dann oft von Unternehmen untersttitzt wurden (ib. 40f.).

So legt Wernsing (1927, 78ff.) dar, dafs die schwerindustriellen Unter-
nehmen im Ruhrgebiet nicht nur aus wirtschaftlichen Griinden ihre
Bautatigkeit nach dem Ersten Weltkrieg deutlich reduzierten, sondern
dafd vonseiten der Belegschaften und Gewerkschaften auch nachhaltig
eine paritatisch besetzte Organisation flir den Bau von Bergmannswoh-
nungen gefordert wurde. Sie wurde mit der Einrichtung der ,Treuhand-
stelle fir Bergmannswohnstitten im rheinisch-westfidlischen Steinkoh-
lenbezirk GmbH“ am 1.4.1920 realisiert, die durch einen Aufschlag auf
den Kohlenpreis finanziert wurde und bis 1925 rd. 19.000 Wohnungen
fertigstellte. Fuldat (1926, 83f.) berichtet, daf5 die Chemieunternehmen
sich zwar nach dem Ersten Weltkrieg aktiv um die Wohnungsbeschaf-
fung kiimmerten, dafS ihre Bautatigkeit im Wohnungsbereich jedoch
seit der Stabilisierung ganz zum Erliegen gekommen sei. Die Lockerung
der engen Koppelung zwischen Arbeits- und Mietvertrag wird auch
durch die Gewerbeaufsicht bestéatigt: Nur vereinzelt sei noch der Bau
von Wohnungen durch Unternehmen zu verzeichnen; die Gewerkschaf-
ten opponierten jedoch nicht mehr gegen Werkswohnungen, da die Bes-
serstellung der Arbeiter und der starkere o6ffentliche Einflufs auf die
Mietvertrage ,die wirtschaftliche Abhangigkeit der in Frage kommenden
Arbeiter bedeutend abgeschwacht haben.“ (JBGA Sachsen, 224)

Gleichwohl blieb der Bestand an werkseigenen Wohnungen und H&u-
sern vor allem dort, wo nicht ein stadtischer Wohnungsmarkt zur Ver-
figung stand, wichtig. In Gelsenkirchen waren auch in den zwanziger
jahren rd. 25% der Arbeiter der Schwerindustrie in werkseigenen Hau-
sern untergebracht. Im Zechenbezirk des Ruhrgebiets wohnte auch
1927 noch ein Drittel aller beschéftigten Bergarbeiter in Werkswohnun-
gen im Zechenbesitz; 1922 hatte dieser Anteil sogar vortibergehend bei
gut 37% gelegen (Lackmann 1930, 121f.). In Wirttemberg spielten die
Werkswohnungen vor allem in der Textilindustrie, u.a. in Form von
Heimen fir ledige Arbeiterinnen, eine wichtige Rolle (JBGA Wturttem-
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berg 1925, 60f.). In Baden wird zwar ebenfalls dartiber berichtet, dafs
der Bau von Werkswohnungen wegen des Mieterschutzes fir frihere
Beschaftigte und wegen des hohen Kapitalaufwandes, der im Hinblick
auf die gesunkene Bedeutung des Faktors Arbeit im Vergleich zu den
Maschinen zunehmend fragwilirdig erscheine, riickldufig sei; gleichwohl
sei der Bestand immer noch bedeutsam. Ein Viertel der Textilarbeiter
wohne in Werkswohnungen, und auch in der chemischen Industrie
komme auf 10 Arbeiter eine Wohnung. In der Textilindustrie sei das
Angebot deswegen besonders wichtig, um die Schichtarbeit von Frauen,
u.a. in der Form zweier Vierstunden-Schichten, zu ermdglichen, denn
diese sei nur bei kurzen Wegen nach hause realisierbar (JBGA Baden
1928, 180f., 188f.). Dagegen berichtet Homburg (1991, 54ff.) Gber die -
auf der Grundlage des Berliner Arbeits- und Wohnungsmarkts auch in
reales Verhalten umsetzbare - traditionelle Skepsis der Siemens-
Arbeiter gegentiber dem Angebot an Werkswohnungen; sie fihrte zu
Leerstdnden und Fremdbelegung und schliefSlich zur Entscheidung des
Unternehmens, sich mit dem Angebot von werkseigenem Wohnraum
auf die hoheren Angestellten zu konzentrieren. Das geringe Interesse
der Facharbeiter blieb selbst in der Weltwirtschaftskrise und in den
dreifSiger Jahren bestehen; die Anfang der dreifdiger Jahre begonnen
Arbeitersiedlungsprojekte zur Beschaftigung von Arbeitslosen und
Kurzarbeitern erwiesen sich unternehmenspolitisch als Fehlschlag (ib.
644ff.; vgl. &hnlich Sachse 1994, 43ff.). Auch im Bereich des Baus und
der Vergabe von Werkswohnungen wurde mithin in den zwanziger Jah-
ren die unmittelbare Bindung der Beschéftigten an das Unternehmen
gelockert. Das Wohnungswesen blieb nach wie vor wichtiger Bestandteil
der betrieblichen Sozialpolitik, die wiederum eng mit den produktions-
politischen Strategien der Unternehmen verzahnt war. Aber das beider-
seitige Interesse an dieser Leistung hatte mehr die Form des 6ékonomi-
schen Kalktlils angenommen, es basierte nicht mehr so einseitig auf der
Knebelung der Beschéaftigten durch die erdriickende Macht der Unter-
nehmen.

Die betriebliche Sozialpolitik hatte ihre grundlegende Zielsetzung - die
Rekrutierung produktionswichtiger Arbeitskrafte zu unterstiitzen, zu
ihrer Bindung an das Unternehmen beizutragen und eine lebenslange
Leistungsbereitschaft und Loyalitat sichern zu helfen - keineswegs ver-
loren. Im Gegenteil gewann sie gerade im Zusammenhang mit der um-
fassenden betrieblichen Rationalisierung einen neuen Stellenwert: ,Die
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betriebliche Sozialpolitik der 1920er und 1930er Jahre war komplemen-
tdr zum technisch-organisatorischen Rationalisierungsprozef5 und den
dabei gemachten Erfahrungen. Die Entwicklung und Ausgestaltung der
personalpolitischen Instrumente erfolgte in zeitlicher Koinzidenz mit be-
stimmten Schiiben der technisch-organisatorischen Rationalisierung.”
Zusammen mit dem Taylorismus und der Fordisierung der Produktion
umfafite sie MafSnahmen, ,welche die Qualifikation, Leistungsmotivati-
on, Integration und Betriebsbindung der Arbeiterschaft zum Ziel hatten.
Besondere Aufmerksamkeit richtete sich dabei auf die Qualifizierungs-
und Aufsteigsmoéglichkeiten fir den betriebswichtigen und betriebsver-
bundenen Facharbeiter.“ Er, den wir oben schon als neuen Arbeiterty-
pus der Rationalisierung dargestellt haben, wurde herausgehoben und -
wie Homburg am Beispiel von Siemens eingehend darlegt - den unteren
und mittleren Angestellten gleichgestellt; darin kommt die Erfahrung
der Werke zum Ausdruck, ,die trotz oder gerade wegen der Rationalisie-
rung auf die Kompetenzen des qualifizierten, erfahrenen, hochmotivier-
ten, belastbaren, eigenstandig seine Arbeit angehenden und experimen-
tierfidhigen Facharbeiters angewiesen blieben.“ (Homburg 1991, 653)
Vetterli (1979, 351-354) hebt ebenfalls hervor, dafs nach 1920 der Anteil
der Stammarbeiter in dem von ihm untersuchten Metallverarbeitungs-
unternehmen angewachsen ist, sich die Kluft zwischen der Stammbe-
legschaft und den Neueingetretenen eher vertieft habe und die betriebli-
che Sozialpolitik in diesem Spannungsfeld prononciert die Férderung
und Konsolidierung des Arbeiterstamms zum Ziel hatte: ,Die strukturell
geringe Konfliktfihigkeit der durch Lebensalter und Familiensituation
gebundenen Stammarbeiter wurde dabei vom Unternehmen noch sys-
tematisch geschwacht. Die betriebliche Sozialpolitik beglinstigte die
langerbeschaftigten Arbeiter in starkem Mafde.“ Die finanziellen Gro-
enordnungen machen dies mit aller Deutlichkeit klar: Das Unterneh-
men wendete 1912/13 fur einen Arbeiter mit tiber 20-jahriger Betriebs-
zugehorigkeit tiber 20 mal soviel auf auf wie fur einen Arbeiter, dessen
Verweildauer noch unter 5 Jahren lag; in den zwanziger Jahren lagen
die Proportionen dhnlich. Vetterli restimiert: ,Diese Unternehmensstra-
tegie galt zwar im ganzen Untersuchungszeitraum, doch gewann sie in
den zwanziger Jahren durch das Wachsen des Arbeiterstammes stark
an Bedeutung.“ (ib. 354) Mason (1977, 252) gibt fur die dreifdsiger Jahre
die Schatzung eines Treuhdnders der Arbeit wieder, dafs die sozialen
Reformen in dieser Zeit - einschliefflich der auf Druck der DAF vom NS-
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Regime verwirklichten Bezahlung der Feiertage - die Lohnkosten der In-
dustrie um rd. 6,5% erhohten.

Die letzte Zahl macht die Kontinuitat dieses Zusammenhangs zwischen
der Weimarer Zeit und dem Nationalsozialismus deutlich, die Mason in
das Zentrum seiner Interpretation des Arbeitsordnungsgesetzes (AOG)
von 1934 stellt. ,Es erscheint wichtig, hervorzuheben, dafd die Entwick-
lung der betrieblichen Sozialpolitik zu einer quasi-wissenschaftlichen
und umfassenden Methode sozialer Kontrolle mit der Rationalisierung
Hand in Hand ging.“ Denn nach der Auffassung der Industrie wies sie
ysden addquaten Weg, um die Industrie mit jenen friedlichen, gefligigen
Arbeitskraften zu versorgen, die die neuen Produktionsverfahren ver-
langten.“ (Mason 1974, 338) Mason spricht von der Vision eines neuen
technokratischen Kapitalismus, von einer Art technokratischer Heils-
lehre mit machtpolitischem Ehrgeiz der Theoretiker der betrieblichen
Sozialpolitik (ib. 339 bzw. 342), von dem Versuch der Ausschaltung al-
ler Storeinflisse gemafs dem vorrangigen Ziel der Produktivitat mittels
der Durchsetzung beamtendhnlicher Betriebsstrukturen (ib. 344).
sDenn die Intensivierung und der Ausbau des Systems innerbetriebli-
cher Herrschaft gehoérten zu den Wesensmerkmalen der Rationalisie-
rungsbewegung in den zwanziger Jahren.“ (ib. 334) Herrschaft und
Machtaustibung sind jedoch - wie wir seit Max Weber wissen - dann am
effektivsten, wenn sie als legitim von den Beherrschten anerkannt wer-
den; die durch 6konomisches Kalktil begrenzte Anerkennung ihrer sozi-
alen Interessen erwies sich als bedeutsamer Schritt, um die Arbeitsver-
haltnisse in diesem Sinne neu zu strukturieren.

Der ideologische Uberbau dazu wurde als die Doktrin der ,Arbeitsge-
meinschaft® (unter Berufung auf die ,Zentrale Arbeitsgemeinschaft der
unmittelbaren Nachkriegszeit) oder der ,Betriebsgemeinschaft® (wie sie
dann im AOG hief}) formuliert (Nimbach 1926, 34f., 59ff.; Mason 1974,
347; etwas weniger ideologisch formuliert bei Fuldat 1926, 85). Nim-
bach wehrt sich schon 1926 gegen die Interpretation, die Arbeitsge-
meinschaft sei ,ein Kind der Revolution®; sie sei vielmehr aus dem ge-
meinsamen Willen zur Wiederaufrichtung der Volkswirtschaft und zur
gemeinsamen Losung aller wirtschaftliche und sozialen Fragen entstan-
den. Im Interesse dieses gemeinsamen Willens ldgen nicht nur die An-
erkennung der Arbeiterinteressen und -vertretungen und die Leistun-
gen der betrieblchen Sozialpolitik, sondern auch die Auslese der Besten,
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Die ,Blutauffrischung®, die ,Zuchtwahl“ (Nimbach 1926, 73f.). ,Aus-
schaltung aller Glieder, die als unnuitz und schédlich ampfunden wer-
den; Auswahl und Erhaltung der Guten und Besten! - Die Unterneh-
mung sorge fir Stammarbeiter, suche sich Stammarbeiterfamilien he-
ranzuziehen. Sie bilden, da der Gedanke der Arbeitsgemeinschaft in ih-
nen sich gewissermafSen vererbt und dadurch verstarkt hat, fur alle In-
tensivierungsbemuhungen, die in der Heranbildung von ‘Leistungsaris-
tokraten’ gipfeln, die bestgeeigneten Menschen.“ Die Einddmmung der
Fluktuation sei der MafSstab daflir, ,ob der Betriebswille den rechten
Weg eingeschlagen und die richtigen Mittel ergriffen hat, auf das Wollen
der Arbeitenden einzuwirken.“ (ib.) Dieser ,rechte Weg“ wurde wenige
Jahre spater gefunden; die Kontinuitdtsmomente sind unverkennbar.

Der Kernbereich fur die Beurteilung der Verdnderungen in der Perso-
nal- und Sozialpolitik der Unternehmen, die in Richtung einer verstark-
ten Internalisierung von Arbeitsmarktfunktionen weisen, ist die Praxis
der Rekrutierung bzw. der Entlassung von Beschdiftigten; zu ihr gehoéren
auch wichtige Teile der Arbeitszeitpolitik der Unternehmen. SchliefSlich
ist in diesem Zusammenhang nach betriebs- bzw. unternehmensinter-
nen Mechanismen der Allokation von Arbeitskraft zu fragen, wie sie fir
interne Arbeitsmérkte charakteristisch sind. Auf die inhaltlichen und
organisatorischen Zielsetzungen und Methoden der Rekrutierung ist
schon verschiedentlich hingewiesen worden: Zielsetzung war die Ausle-
se moglichst geeigneter, qualifizierter, belastungsfihiger, treuer und
loyaler Arbeitskrafte. Daftir wurden Rekrutierungsstrategien, Auswahl-
verfahren, Bewadhrungszeiten und innerbetriebliche Selektionsprozesse
eingesetzt. Die Rekrutierung unter Nutzung von Verwandtschaftsbezie-
hungen ist oben schon dargestellt worden; sie wurde zuweilen, beson-
ders in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg, durch die Zahlung von Pra-
mien unterstutzt (vgl. Fuldat 1926, 24). Langere Probe-, Einarbeitungs-
und Anlernzeiten wurden auf breiter Front praktiziert. Fuldat (ib. 32f.)
berichtet von Probezeiten,die ein Jahr oder langer andauerten. Sie be-
schreibt dartiber hinaus typische Eintrittsarbeitspldtze im Sinne der
Segmentationstheorien: ,Die Zuteilung der Arbeiter in die Lohngruppen
geschieht gemeinsam mit der gesetzlichen Betriebsvertretung. Jeder
neu eintretende Arbeitnehmer mufd zuerst in die Untergruppe eingereiht
werden und kann erst nach Ablauf von 6 Wochen der Einarbeitungszeit
in eine hohere aufriicken. Die Lohngruppen wahren eine streng buro-
kratische Schematisierung und setzen die Lohnsatze nach der Alters-
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klasse und der Kategorie der Arbeit fest.“ (ib. 65) Knoop (1928, 41) be-
schreibt in der Textilindustrie die sog. Nopperinnen in der Appretur als
Eintrittsarbeitsplétze fir junge Madchen; die weiblichen Arbeitskréafte in
der bergischen Textilindustrie wirden oft aus den Hausgehilfinnen rek-
rutiert (ib. 120). Die Anlernzeiten erstreckten sich Uber ein breites
Spektrum zwischen wenigen Tagen und - oft als neue ,Industrielehre®
far komplexere Anlernvorgdnge formalisiert - zwei Jahren. Stolle (1980,
199) fand bei Bosch 4 Monate Anlernzeit fir méannliche Angelernte, 3
Monate fir angelernte Arbeiterinnen. Schon 1916 war in dieser Firma
eine Anlernwerkstatt flir die Weiterqualifikation von Hilfsarbeiterinnen
aus der Belegschaft eingerichtet worden, um dem Facharbeitermangel
zu begegnen (JBGA Wiurttemberg 1914-18, 27f.). 1919 wurde dort eine
Lehrwerkstatt eingerichtet, die eine Art Stufenausbildung fir unter-
schiedliche Qualifikationsgrade bot (ib. 1919, 58f.). Eine &hnliche Form
der ,Industrielehre” fir die Ausbildung von Maschinenarbeitern (2 Jah-
re fur jugendliche, 1 Jahr fir sonstige minderjahrige Bewerber) wird
von der Firma Maybach Motorenbau in Friedrichshafen berichtet (ib.
1920, 38f.). Systematisierte Anlernverfahren werden auch fur das Be-
kleidungsgewerbe, die Schuhindustrie, Glashtitten sowie - als Uberbe-
triebliche Lehrwerkstatte in Stuttgart - flir Metallberufe insgesamt dar-
gestellt (ib. 1935/36, 31f.). Frauen waren bei der Qualifizierung - und
damit auch bei den darauf aufbauenden Aufstiegswegen - oft benachtei-
ligt, so etwa durch die ,Meinung des Arbeitgebers“, ,daf5 die einzelne
weibliche Arbeitskraft nur eine voruibergehende Erscheinung sei, die
sorgfaltiger auszubilden und an verantwortungsvolle Stellen zu bringen
nicht lohne.“ (wie Fuldat 1926, 68, Ad. Weber von 1920 zitiert). Ahnlich
wird in bezug auf weibliche Burokrafte argumentiert, bei denen oft auf
eine mehrjahrige Ausbildung verzichtet und stattdessen der einjahrige
Besuch der Handelsschule vorgezogen werde, ,weil von diesen Ange-
stellten ein grofser Teil nach einigen Jahren infolge Verheiratung aus-
scheidet und deshalb die Entwicklung ihrer gewerblichen Tétigkeit in
der Regel Uber bestimmte Teilarbeiten nicht hinausgeht; zu solchen
sind sie bei entsprechender Vorbildung in verhaltnisméafsig kurzer Zeit
befahigt und es ist deshalb fiir sie ine héhere als die blofde Lehrlings-
vergltung ohne weiteres berechtigt.“ (JBGA Wurttemberg 1925, 33)

Mit diesen gestuften Systemen der Rekrutierung, der Anlernung bzw.

der weitern Ausbildung waren unterschiedliche betriebsinterne Auf-
stiegswege verbunden. So nennt Knoop (1928, 32ff.) typische Auf-
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stiegswege von Textilarbeiterinnen: Anglernte Spulerinnen gelten als
Facharbeiterinnen, wenn sie alle Garne, auch sehr feine, spulen kénnen
und zugleich 20-25 Haspel bedienen kénnen; angelernte Kettenschere-
rinnen werden zu Facharbeiterinnen, wenn sie die Normalkette selb-
standig scheren kénnen. Beide Gruppen kénnen weiter zu Hilfsmeiste-
rinnen aufsteigen. Ahnliche Aufstiegswege werden in der Weberei und
der Flechterei auch fir andere weibliche und fir ménnliche Arbeiter be-
schrieben; diese kénnen Uber Aufpasserfunktionen bis zu Meistern auf-
steigen. Fuldat (1926, 77f.) schildert den fir die chemische Industrie
typischen Aufstiegsweg vom einfachen Arbeiter bis zum Werkmeister:
Der einfache Arbeiter oder ,Stundenléhner“ kann nach einer bestimm-
ten Zeit und Bewdhrung zum ,Wochenl6hner“ aufriicken, dem zusam-
men mit einem festen Lohn auch die Sonn- und Feiertage vergtitet wer-
den und der seine Urlaubszeit auswéhlen und ggfs. 6-7 Tage Urlaub fur
sunvorhergesehene Zwecke® erhalten kann. ,Zu den Arbeitern in dieser
Stellung zahlen in der chemischen Industrie der Frankfurter Gegend al-
le Stammarbeiter und der grofdite Teil der Betriebsarbeiter und Hand-
werker.“ (ib. 77) Nach einer ldngeren Bewdhrungszeit ist der Aufstieg
zum Vorarbeiter moglich, der dem Betriebsaufseher direkt unterstellt
ist. Nach Auswahl und oft jahrelanger Arbeit im Laboratorium, durch
die der fir chemisch-technische Produktionsvorgénge vorbereitet wird,
folgt fur Arbeiter mit entsprechender Persodnlichkeit und Autoritat der
Aufstieg zum Betriebsfliihrer; er wird von den Arbeitern nicht mehr zur
Arbeitergruppe gerechnet, ist also mit ihrem KlassenbewufStsein kon-
frontiert; seit der Revolution sind diese ,Werkmeister® zu ,Beamten“ mit
Monatsgehalt aufgertickt. Ftir Handwerker ist im Prinzip derselbe Auf-
stieg moglich; fir sie tragen die Firmen manchmal auch die fachlichen
Ausbildungskosten, wenn eine Person flr einen Meisterposten geeignet
erscheint. Zusammen mit den bekannten Formen der betrieblichen
Ausbildung und des betrieblichen Aufstiegs in der Eisen- und Stahler-
zeugung haben wir hier fir die verfahrenstechnischen Industriebran-
chen ein Muster von Eintrittsarbeitsplatzen und Aufstiegsleitern, das
ausgebildete betriebsinterne Allokationsmechanismen erkennen 1af3t.

Aber auch in den Fertigungsindustrien scheinen solche innerbetriebli-
chen Aufstiegsmoglichkeiten vorhanden gewesen zu sein, auch wenn
Uber sie - vermutlich wegen der nach wie vor wichtigen Rolle der gelern-
ten oder langer angelernten Facharbeiter - weniger berichtet wird.
Homburg nennt die Entstehung neuer Metallfachberufe wie z.B. den des

95



ElektroschweifSers und spricht von einer vermehrten Nachfrage nach
Aufsichts- und Wartungspersonal wie z.B. nach Einrichtern. ,Dadurch
er6ffneten sich - gewifS in bescheidenem Ausmaf’ - auch innerbetriebli-
che Aufstiegschancen, von denen zunéchst und vor allem gelernte, aber
auch erfahrene angelernte Facharbeiter profitierten.“ (1991, 580) Sie
nennt ferner eine Reihe von MafSnahmen, ,die ausschliefSlich auf den
intelligenten, lernbereiten, hochgradig leistungsmotivierten und auf-
stiegsorientierten Arbeiter zugeschnitten waren. Dazu zahlten Einrich-
tungen und Angebote, welche die weitere Qualifizierung, innerbetriebli-
che Karriere und Bindung dieser Arbeitskrafte an das Unternehmen in
anderer, intensiverer Form als bisher fordern sollten.“ Ziel ,dieser in
den 1920er Jahren mit langem Atem verfolgten Stammarbeiterpolitik®
sei ,die Herausbildung einer betriebsverbundenen Arbeiterelite mit ei-
nem entsprechenden Selbstverstidndnis gewesen (ib. 624f.). Fur eine
kleine Zahl von Facharbeitern mit Bewdhrung wurde auch der Besuch
einer technischen Fachschule und damit der ,Aufstieg zum hochspezia-
lisierten Facharbeiter oder in Angestelltenpositionen bis hin zum Fabri-
kations- und Betriebsingenieur® erméglicht (ib. 627). Immerhin waren
im Mai 1929 16% der bei Siemens & Halske beschéaftigten Jungfachar-
beiter in Angestelltenpositionen aufgertickt, bei den Siemens-
Schuckert-Werken 10% ,in héhere Stellen“ aufgestiegen. Ahnliche Zah-
len liegen fur die folgenden Jahre vor (ib. 632) Homburg restimiert: ,In-
nerbetriebliche Karrieren dieser Art standen keineswegs nur ehemaligen
Siemens-Lehrlingen offen. Sie waren vielmehr ein differenziert
eingesetztes personalpolitisches Instrumentarium, dessen sich die
Konzernleitung bediente, um bewédhrte Fachkréfte auszuzeichnen und
dadurch mittelbar die Leistungsmotivation und Betriebsverbundenheit
generell zu férdern.“ Als Mittel der betrieblichen Personalpolitik sei dies
keineswegs neu, aber in den zwanziger und dreifdiger Jahren gezielt er-
neuert und ausgeweitet worden (ib.). Verstreute Bemerkungen und
Hinweise in der zeitgendssischen Literatur bestatigen diese Praxis auch
fir andere Bereiche, auch wenn es im einzelnen schwierig ist, ihre
Reichweite abzuschéatzen (vgl. z.B. Pierenkemper 1981, 13, 16).

Wie sah nun umgekehrt die Stellung der Stammbelegschaften bei Ent-
lassungen aus? Gerade fur die Weimarer Zeit liegen dazu wegen der
Stagnationstendenzen und der Massenentlassungen nach der Wéh-
rungsstabilisierung, in der Krise 1926 und dann vor allem in der Welt-
wirtschaftskrise ab 1930 umfangreiche Erfahrungen vor. Sie machen
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zugleich deutlich, dafS die Zugehorigkeit zum privilegierten Stamm der
Beschiftigten immer nur eine relative Besserstellung darstellt; insbe-
sondere in der Weltwirtschaftskrise gab es auch umfangreiche Entlas-
sungen von Arbeitern und Angestellten, die sich bis dahin zu den
Stammbeschaftigten rechnen konnten. Gleichwohl werden im Entlas-
sungsverhalten der Unternehmen deutliche Abstufungen und Priorita-
tensetzungen sichtbar, so dafs man in Umkehrung der Beschéaftigungs-
hierarchie hier von invertierten Entlassungshierarchien sprechen kann.
Sie werden in allen Arbeitsmarktkrisen des Untersuchungszeitraums
sichtbar.

Fuldat (1926, 44) berichtet schon fir die Zeit unmittelbar nach dem
Ersten Weltkrieg dartiber, wie bis 1919 die Arbeiterbelegschaft der
Farbwerke Hoechst um tUber ein Drittel reduziert wurde: ,Die Kuindi-
gung der Uiberzdhligen Leute wurde in der Weise vorgenommen, dafs zu-
erst die widhrend des Kriegs eingestellten Arbeiter an die Reihe kamen,
und zwar zuerst die auswartigen Kréafte. Die weiblichen Arbeiter, die an-
stelle der Manner wiéhrend der Kriegszeit wirkten, mufiten ihre Platze
rAumen. IThnen waren die unverheirateten méannlichen Arbeiter und vor
allem die Jugendlichen gleichgestellt. Riicksicht wurde nur auf die Ver-
heirateten genommen, deren Entlassung nach dem Dienstalter erfolgte,
so, dafs die zuletzt eingetretenen zuerst gehen mufSsten.“ Diese Entlas-
sungen nach dem Senioritatskriterium, gepaart mit sozialen Gesichts-
punkten, ,gingen reibungslos von statten.“ Der Arbeiterausschufs wirkte
bei ihnen mit. In der Stuttgarter Metallindustrie wurden 1920 Richtli-
nien vereinbart, die folgende Reihenfolge festlegten: Zuerst wurden Per-
sonen entlassen, die auf die Arbeit in der Fabrik nicht unbedingt
angewiesen waren. Dann folgten Ortsfremde, d.h. vor allem auf dem
Land Wohnende mit der Moglichkeit, landwirtschaftlicher Arbeit
nachzugehen; sie wurden dadurch auch nicht der stadtischen
Erwerbslosenfiirsorge zur Last fallen; Ausnahmen wurden jedoch fir
Spezialarbeiter und Schwerkriegsbeschadigte gemacht. Als dritte
Gruppe folgten Ledige, als vierte Ledige mit Versorgung (als
wirtschaftlich nicht so Bedréngte), als finfte Berufsfremde und zuletzt
qualifizierter Arbeiter. ,Nebenher wurde immer auch die Dienstzeit in
der Fabrik bertcksichtigt.“ (JBGA Wurttemberg 1920, 21) In der
badischen Metallindustrie wurden auch Richtlinien fir die
Wiedereinstellung entlassener Arbeiter nach solchen Kriterien
vereinbart (JBGA Baden 1921, 10). Ahnliches wird auch aus anderen
Bereichen berichtet.
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1924 wurden bei Bayer Leverkusen ebenfalls ein gutes Drittel der Arbei-
ter abgebaut, und zwar vor allem die Ungelernten, wodurch die Jugend-
lichen und Personen mit niedriger Senioritat besonders betroffen waren
(Stolle 1980, 96). In Hessen werden ebenfalls vor allem die Jingeren
genannt (JBGA Hessen 1925, 25), in Bayern zuerst die weiblichen An-
gestellten (JBGA Bayern 1923/24, XIX). In Sachsen wird fir die Ange-
stellten folgende Reihenfolge benannt: Zuerst kamen weibliche Hilfs-
krafte, dann solche aus anderen Berufen, danach Unbrauchbare [sic!],
anschliefSend ungelernte und unverheiratete Angestellte (diese wieder-
um nach dem Eintrittszeitpunkt und unter Berticksichtigung der sozia-
len Verhaltnisse). ,Dabei sollen stellenweise die Angestelltenrate recht
erspriefSlich mitgewirkt haben.“ Seltener seien Entlassungen von Alte-
ren gewesen, aber Positionsrickstufungen haben es o6fter gegeben
(JBGA Sachsen 1923/24, 137). Allerdings wird im selben Bericht die
geschlechtsspezifische Diskriminierung zumindest bei den Arbeiterin-
nen bedauert: ,Das Ausscheiden der verheirateten Frauen als Doppel-
verdiener wurde vielfach nur sehr ungern vorgenommen - besonders in
der Textilindustrie - weil diese Verheirateten meist die besteingerichte-
ten, zuverlassigsten und leistungsfahigsten Arbeiterinnen waren.“ (ib.
93) In Baden wurden Angestellte in der Krise weniger als Arbeiter ent-
lassen, zundchst wegen der unterschiedlichen Kundigungsfristen, dann
aber vor allem, weil die Arbeitgeber Zweifel hatten, bei der Besserung
der Konjunktur wieder gute, eingearbeitete Angestellte zu bekommen
(JBGA Baden 1925, 63). Mit zunehmender Zeit machten sich zudem die
Rationalisierungseffekte auch bei den Angestellten bemerkbar: ,Durch
die Verbesserung der Betriebe und den schlechten Geschéaftsgang waren
die weiblichen Angestellten mehr als ihre ménnlichen Kollegen in Mit-
leidenschaft gezogen.“ Entlassungen seien vor allem aus sozialen Grin-
den erfolgt, um den méannlichen Haupterndherer der Familie zu schtt-
zen. ,Nur in offenen Verkaufsstellen, in Kleinhandelsbetrieben, als Ste-
notypistin und Maschinenschreiberin finden auch heute noch die Frau-
en bevorzugt Berlicksichtigung, da sie sich fir die genannten Arbeiten
besonders eignen.“ (ib. 1926, 92)

Bei den Entlassungen bei der BASF in der Weltwirtschaftskrise wurden
nach Firmenunterlagen wiederum soziale Kriterien und 6konomische
Situation der Familie berticksichtigt (Kramer 1994, 36) Allerdings wird
bei den Entlassungsstrukturen Ende der zwanziger Jahre ein grofieres
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Gewicht der Firmenprioritdten sichtbar: 1929 wurden in Baden in ver-
starktem Ausmafd auch besser bezahlte Angestellte entlassen und die
Arbeit auf billigere verlagert bzw. junge Angestellte eingestellt. Bei den
gleichzeitigen Entlassungen im Bankenbereich (aufgrund der Fusion
der Deutschen Bank mit der studdeutschen Diskontobank und der
Rheinischen Kreditbank sowie umfangreichen Mechanisierungsprozes-
sen im Bankgewerbe) wurde nach sozialen Kriterien, oft mit nicht uner-
heblichen Abfindungen, entlassen (JBGA 1929, 78ff.). Im folgenden Be-
richt werden diese sozialen Kriterien als Abfolge des Abbaus jingerer
Angestellter, die noch durch die Eltern unterstiitzt werden, dann von
verheirateten Frauen mit verdienenden Méannern, schliefflich von Ange-
stellten mit Pensionsanspruch (also durch Friuhpensionieren), erganzt
um erhebliche Abfindungen, detailliert (ib. 1930, 42).

Uber Abfindungen im Zusammenhang mit Entlassungen wird des ofte-
ren berichtet, und zwar nicht nur bei Bankangestellten (so JBGA Sach-
sen 1923/24, 136f.; JBGA Baden 1929, 79f.; 1930, 42), sondern auch
fur die Werkmeister der Papierindustrie in Sachsen mit Staffelung nach
Betriebszugehorigkeitsdauer (JBGA Sachsen 1926, 36), fir die Beschaf-
tigten einer chemischen Fabrik mit mindestens 13 Jahren Betriebszu-
gehorigkeit (fir die &lteren unter ihnen wurden teils zeitlich begrenzte,
teils Renten auf Lebenszeit gezahlt, so JBGA Wurttemberg 1926, 85)
sowie fir die Arbeiter und Angestellten bei der SchliefSung einer Zigaret-
tenfabrik in Stuttgart (ib. 1929, 10).

Zur Sicherung der Weiterbeschéftigung von Mitgliedern der Stammbe-
legschaften bei schlechter Konjunkturlage wurde schliefSlich verbreitet
Kurzarbeit eingesetzt (so Boller 1932, 86; Stolle 1980, 213, und in vie-
len Gewerbeaufsichtsberichten). Allerdings wird in diesen Berichten
haufig auch eine, oft von Betriebsraten oder Gewerkschaften unter-
stitzte, Schlieffungspolitik der privilegierten Beschéftigtenschichten
deutlich, wenn sie die Kurzarbeit wegen der damit verbundenen Ein-
kommenseinbufSen ablehnen (JBGA Sachsen 1923/24, 81; Baden
1931/32, 24; 1933/34, 17), wenn Zuzahlungen oder Mehrarbeit fir die
Stammbelegschaft gefordert werden (JBGA Sachsen 1923/24, 193;
Wirttemberg 1926, 14) oder gar die Gewerkschaften Vollzeitarbeit fir
die Stammarbeiter und die Entlassung der anderen Arbeiter verlangen
(JBGA Baden 1926, 30).
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Auch im Hinblick auf die Rekrutierung, die Allokation und die Entlas-
sung von Arbeitskriften lassen sich mithin ausgeprégte Tendenzen der
Internalisierung von Arbeitsmarktfunktionen feststellen. Sie scheinen
bei den traditionell grofSbetrieblich organisierten und nicht auf einer
Facharbeitertradition aufbauenden verfahrenstechnischen Industrie-
zweigen am deutlichsten zu sein; sie finden sich aber auch bei den
Grofdbetrieben in anderen Zweigen ebenso wie bei den Angestellten. Sie
scheinen dariber hinaus durch die Mitbestimmungsmoglichkeiten der
Belegschaften und teilweise der Gewerkschaften keineswegs ge-
schwacht, sondern eher gestdrkt worden zu sein.

Die in diesem Kapitel dargestellten Strukturmomente betriebsinterner
Arbeitsmérkte in den zwanziger und dreifdiger Jahren lassen im Ver-
gleich zur Zeit vor dem Ersten Weltkrieg eine deutliche Ausweitung und
Systematisierung der Internalisierung von Arbeitsmarktfunktionen er-
kennen. Alle wichtigen Elemente betriebsinterner Arbeitsmarktstruktu-
ren, die spater in den Theorien zur Strukturierung der Arbeitsmarkte
beschrieben werden, finden sich in dieser Periode entwickelt und in
mehr oder weniger groffem Umfang eingesetzt. Das Verhdltnis zwischen
den Unternehmen und ihren Stammbelegschaften variiert zwischen e-
her autoritar-herrschaftlichen und eher kooperativ-versachlichten
Strukturen. Es finden sich Momente der rechtlich kodifizierten Gegen-
seitigkeit der Interessen und Verpflichtungen, aber auch solche der
primar 6konomisch und sozial motivierten faktischen Gegenseitigkeit.
Die qualitative Verdnderung gegentiber der Vorkriegszeit ist in der mit
dem Sammelbegriff der Rationalisierung benannten grundlegenden Re-
strukturierung, Technisierung und Umorganisation der Unternehmen
zu sehen; ihre Realisierung setzte auf der Seite der lebendigen Arbeit
nicht nur die héchste Leistungsfidhigkeit, angemessene Qualifikation
und Kooperationsbereitschaft voraus, sondern auch die Selbstverpflich-
tung wichtiger Belegschaftsgruppen, diese Prozesse aktiv mitzutragen.
Diese zu sichern, war die zentrale Zielsetzung der neuartigen betriebsin-
ternen Arbeitsmarktstrukturen.
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9 Fazit: Die Herausbildung betriebsinterner Ar-
beitsmarktstrukturen in der ersten Hilfte des 20.

Jahrhunderts

In der Periode von den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts bis zum
Ersten Weltkrieg fand in Deutschland ein enormes wirtschaftliches
Wachstum statt, das die Integration ganz neuer sozialer Schichten vor
allem in die Industrie zur Folge hatte. Diese Integration und Sozialisati-
on einer neuen Generation von Industriearbeitern schlug sich in einer
generellen Unstetigkeit und speziell einer stark zunehmenden Fluktua-
tion dieser neuen Arbeiterschichten nieder, die die Sicherung eines sta-
bilen Kerns der Belegschaften fir die Unternehmen existenznotwendig
machten. Zudem machte die zunehmende Maschinisierung des Produk-
tionsprozesses die Kontinuitét der qualifizierten Bedienung der Anlagen,
von denen in wachsendem Mafie das Produktionsergebnis abhing, zur
Produktionsbedingung. Dadurch entstand die neue - freilich von den
sndustriebeamten“ und den frthen Technikern (v. Laer 1982) in ihrem
grundsatzlichen Charakter schon bekannte - Aufgabe, nicht mehr nur
extern rekrutierte Arbeitskrafte an den Betrieb zu binden bzw. ggfs. zu
ersetzen, sondern auch intern Auslese, Anpassung und Foérderung der
fir die moderne Betriebsorganisation erforderlichen Arbeitskrafte auf-
zubauen und zu gewédhrleisten. Zur Bewaltigung dieser Aufgabenstel-
lung, die zudem seit der Jahrhundertwende mit den Anfangen der sys-
tematischen betrieblichen Rationalisierung zusammenfiel, wurden die
wichtigsten Elemente der neuen ,wissenschaftlichen“ Betriebsfihrung,
Personal- und Sozialpolitik geschaffen und oft schon im einzelnen er-
probt; viele von ihnen bestanden in der Umformung &alterer, schon aus
friheren Phasen der Betriebsorganisation und Personalpolitik bekann-
ten Strategien, Konzepten und Mafinahmen. Wichtige Bedingungen und
Elemente betriebsinterner Arbeitsmarktstrukturen waren mithin schon
in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg entstanden; sie blieben allerdings
bis dahin auf eine kleine Gruppe ,fortschrittlich“ organisierter GrofSun-
ternehmen beschrinkt und waren noch kaum integraler Bestandteil ei-
ner auf das Gesamtunternehmen gerichteten Produktivitatskonzeption.
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Sowohl der Erste Weltkrieg selbst mit den durch ihn geschaffenen Pro-
duktionsproblemen als auch die mafsgebliche Ursache fiir seinen Aus-
gang, namlich die deutliche Uberlegenheit der amerikanischen Produk-
tionsmethoden, stellten einen Katalysator dar, um in der deutschen
Wirtschaft einen generellen Rationalisierungsschub auszulésen, der die
Entwicklung in den beiden Jahrzehnten nach Kriegsende charakteri-
sierte.

Die systematische Rationalisierung, die sehr rasch nach Kriegsende
einsetzte, bestand zum einen in einem erneuten Schub der Technisie-
rung und Maschinisierung (wie an Stichworten wie Verbundproduktion,
Einfihrung von Schnellstdhlen, FlieRprinzip und Férderwesen, elektri-
scher Einzelantrieb, Kraftfahrzeugherstellung und -einsatz, aber auch
elektrische Schreibmaschine, Buchungsmaschine u.a. deutlich wird);
zum anderen beinhaltete sie - ob diese nun so genannt wurde oder
nicht - eine verbreitete Durchsetzung tayloristischer und bald auch for-
distischer Prinzipien der Betriebs- und Arbeitsorganisation. Bestandteil
dieser Veranderungen war - unter den spezifischen Gegebenheiten der
Industriestruktur, aber auch der Arbeits- und Arbeitertradition in
Deutschland - die Schaffung eines neuen Typus des mehr oder weniger
fachlich angelernten betrieblichen Spezialarbeiters, der zwischen die
traditionelle Dichotomie von handwerklich qualifizierten Facharbeitern
und ungelernten oder angelernten Hilfsarbeitern trat; er wurde zum
neuen Maschinenarbeiter (und - ebenfalls in den zwanziger Jahren -
zum oder zur neuen Maschinenangestellten3®), dessen Bedeutung mit
der weiteren Maschinisierung stetig zunahm. Zugleich sah sich die
deutsche Wirtschaft und in ihr wiederum in erster Linie die Industrie
einer - durch gesamtwirtschaftliche Stagnationstendenzen verstarkten -

%8 Wir haben uns in Kapitel 8 aus Raumgriinden und deswegen, weil diese tatsachlich das Zentrum der
Rationalisierung darstellte, auf die Entwicklung in der industriellen Produktion konzentriert. Dies sollte
jedoch nicht den Blick daftr verstellen, daB die zwanziger Jahre ein Jahrzehnt der massiven Technisie-
rung und Rationalisierung in den groRen Dienstleistungsbereichen, insbesondere beiden Banken und Ver-
sicherungen, war. Uberarbeit, bis Ende 1923 noch forciert durch die Inflation und die damit verbundenen
Spekulationstatigkeiten, mit entsprechender Beschaftigungsausweitung und Massenentlassungen, in der
zweiten Halfte der zwanziger Jahre erheblich verstérkt durch die Maschinisierung der Buchungsvorgénge
und der Korrespondenz, wechselten einander ab. Wenn man sich vergegenwartigt, daf die Zahl der
Bankangestellten wéhrend der Inflationszeit auf das 5-fache ihres Bestandes am Kriegsende gestiegen
war und daB rd. zwei Drittel dieser Beschéftigten nach der Wahrungsstabilisierung innerhalb kurzer Zeit
entlassen wurden (JBGA Wirttemberg 1923/24, 18), gewinnt man erst eine Vorstellung von den Veran-
derungen und Bedrohungen, denen die Bankbeschéftigten in dieser Zeit unterworfen waren. Wie die Be-
richte der Gewerbeaufsicht im einzelnen verdeutlichen, sahen sich hier erstmals Angestellte ganz &hnli-
chen Bedrohungen ihrer Arbeit und Existenzgrundlage ausgesetzt wie schon seit langerem die Arbeiter;
ihre Arbeitsmarktsituation sah phasenweise deutlich schlechter aus als die der Fabrikarbeiter.
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verschéarften internationalen Konkurrenz gegentiber, die sie dazu
zwang, die Steigerung der Produktivitdt ganz in den Vordergrund aller
Bemutihungen und insbesondere der Gestaltung der Betriebs- und Ar-
beitsorganisation zu stellen. Dies ist der Hintergrund fir die grundle-
gende Reorganisation der Personal- und Sozialpolitik in der Periode vom
Ersten bis zum Zweiten Weltkrieg, die zu einer neuartigen und systema-
tisch angelegten Internalisierung von Arbeitsmarktfunktionen fiihrte.
Kern dieser Konsolidierung betriebsinterner Arbeitsmarktstrukturen ist
ihre Einbindung in die Ubergreifende Produktions- und Produktivitats-
politik der Unternehmen, wie folgende restimierende Einschatzung von
Heidrun Homburg (1991, 658) zur Eigentiimlichkeit der betrieblichen
Sozialpolitik (sie fafst unter diesem Begriff das breite Feld der neuen
Personal- und Sozialpolitik zusammen) sehr deutlich macht: ,Weder in
den 1920er noch in den 1930er Jahren war ihr Hauptanliegen, sich
vom freien Arbeitsmarkt mit seinen - bei nlichterner Betrachtung der
Kostengesichtspunkte - unbestreitbaren Vorziigen abzukoppeln.“ Die
Unternehmen wollten diese nutzen, aber zugleich ,verhindern, dafd die
damit verbundenen Folgekosten fiir das Unternehmen kontraproduktiv
wurden. Die autonome Entscheidung des Arbeitgebers tiber die Einstel-
lung und Entlassung, Uiber die Zahl der Auszubildenden, die markt-
und leistungsorientierte Differenzierung der Lohnsatze sollte ihre Er-
ganzung finden in der Abschottung des Unternehmens gegentiber den-
jenigen AufSeneinfliissen, die das soziale Binnenklima oder die unter-
nehmerische Autonomie in der Verfligung Uber Arbeitskrafte und -
mittel sowie in der Gestaltung der sozialen Beziehungen im Binnen-
raum beeintrachtigten.“

Hier soll nun nicht die im vorangegangenen Kapital im einzelnen darge-
stellte und auch zusammengefafdite Entwicklung in den zwanziger und
dreifSiger Jahren nochmals restimiert werden. Vielmehr soll abschlie-
end ihre theoretisch-historische Einordnung diskutiert werden. Bur-
kart Lutz ist mit seiner ,theoretisch-historischen Skizze zur Entstehung
betriebszentrierter Arbeitsmarktsegmentation“ - so der Untertitel von
Lutz 1987 - der einzige Theoretiker, der sich um eine Analyse der Ent-
stehungsbedingungen interner Arbeitsmarktstrukturen, die Einschéat-
zung ihrer historischen Bedeutung und eine historische Periodisierung
bemuht hat. Er behandelt ,betriebszentrierte Arbeitsmarktsegmentati-
on“ als Spezialfall und Weiterentwicklung des allgemeineren Phdnomens
des ,internen Arbeitsmarkts“ und grenzt beide durch die Definition der
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folgenden Bedingungen (vgl. Lutz 1987, 12) voneinander ab: Interne Ar-
beitsmarkte ldgen dann vor, wenn die drei Bedingungen

o _Eintritts“-Arbeitsplatze flir neue eingestellte Arbeitskrafte

e cine hierarchische Abstufung der Arbeitsplatze nach Qualifikation,
Verantwortung und Verdienst und

e dieser Hierarchie entsprechende Mobilitdts- und Aufstiegsmuster

zutreffen. Solche Strukturen interner Arbeitsméarkte seien historisch in
industrialisierten Volkswirtschaften seit langem verbreitet. Fur be-
triebszentrierte Arbeitsmarktsegmentation mufsten dartiber hinaus je-
doch noch zwei weitere Bedingungen erfiillt sein. Sie liege nur dann vor,
wenn

e statt der (fUr die internen Arbeitsméarkte meist charakteristische) ein-
seitige Betriebsbindung der Beschaftigten eine wechselseitige Bin-
dung zwischen Betrieb und Beschaftigtem besteht und

e die betriebliche Dispositionsfreiheit gegentiber dem einzelnen Be-
schéftigten durch hohe Verbindlichkeit (im Grenzfall durch rechtlich
gesicherte Einklagbarkeit) von Mobilitdtsmustern und Allokationsre-
geln substantiell eingeschrankt ist.

Diese zweite erweiterte Form der Internalisierung sei - so die zentrale
Lutzsche These, die er in seinem Buch ausfiihrt - nur unter den exzep-
tionellen Bedingungen der besonderen europdischen Prosperitidt in den
Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg entstanden und setze neben
Vollbeschéftigung und einer umfassenden Sozialpolitik das Leitbild ei-
nes vorwiegend berufsfachlich strukturierten Arbeitsmarkts voraus (ib.
221ff.). Far Lutz steht diese Interpretation im Kontext der Einschatzung
moglicher Perspektiven von - von ihm als einzig wiinschbare Alternative
zu den gegenwartigen Arbeitsmarktproblemen angesehenen - offenen,
berufsfachlich gepridgten Arbeitsmarktstukturen (ib. 273ff.). Die wech-
seitige Verpflichtung und hohe Verbindlichkeit, die Lutz zum Angel-
punkt seiner Definition von betriebszentrierter Arbeitsmarktsegmentati-
on macht, gewinnt im Zusammenhang mit den als zentral angesehenen
Bedingungen der Prosperitdt und der berufsfachlichen Verfassung der
die Arbeitsmarkte regulierenden Institutionen die Bedeutung, dafs nur
eine nach festen Regeln verlaufende berufliche Qualifikation auf inter-
nen Markten (vgl. die detaillierte kritische Diskussion dieser und ver-
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wandter Pramissen bei Larm 1982, 210ff.) im Grunde die von ihm for-
mulierten Bedingungen erftiillen kann. Nur durch die gesellschaftlich
abgestiitzte Sicherung verbindlicher fachlicher Qualifikationswege auch
auf internen Arbeitsmarkten kann nach dieser These betriebszentrierte
Arbeitsmarktsegmentation als System angesehen werden, in dem durch
Gegenseitigkeit auch die langfristigen Interessen der abhéngig Beschéf-
tigten gewahrt werden.

Nach den hier prasentierten Ergebnissen unserer historischen Untersu-
chung der Entstehung, der Bedingungen und der Formen betriebsinter-
ner Arbeitsmarktstrukturen scheint uns diese Interpretation zwar in
sich logisch aufgebaut, aber zu sehr vom Wunschbaren her getragen zu
sein. Wir sind schon in den zwanziger und dreifSiger Jahren auf Muster
gestofden, in denen - wie etwa bestimmte Elemente der Krankheits- und
der Alterssicherung in verschiedenen Industriezweigen oder Werken -
sehr hohe Grade von gegenseitiger Verbindlichkeit festgelegt waren.
Auch faktische Gegenseitigkeit durch beiderseitige - als 6konomischen
Kalktil formulierbare - Interessen wurden sichtbar. Auch diese Momen-
te schlossen nicht, wie man gerade an der Wirtschafts- und Sozialge-
schichte der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus lernen
kann und wie in dem zu Beginn dieses Abschnitts zitierten Restimee
von Homburg pragnant formuliert ist, den fortbestehenden Bezug zum
externen Arbeitsmarkt aus. Gerade die Arbeitsmarktentwicklung im
heutigen Deutschland seit Beginn der achtziger Jahre macht deutlich,
dafl das jeweilige Verhaltnis von externen und internalisierten Elemen-
ten der Arbeitsmarktstruktur nur je historisch-spezifisch bestimmt
werden kann. Eine verstarkte Internalisierung und eine héhere Herein-
nahme des externen Arbeitsmarktrisikos in das Unternehmen muissen
sich keineswegs ausschliefen, sondern koénnen den Unternehmen
durchaus gelegen kommen und gleichwohl den Beschéaftigten als hochst
erreichbare Form der Verbindlichkeit des Unternehmens ihnen gegen-
Uber erscheinen.

Die Entstehungsbedingung interner Arbeitsmarktstrukturen schon vor
dem Ersten Weltkrieg lag gerade in der den modernisierten Produkti-
onsbedingungen gegenulber zunehmenden Inadidquanz der traditionel-
len handwerklich orientierten Fachlichkeit. Kernelement betriebsinter-
ner Arbeitsmarktstrukturen ist eine ,Verflissigung“ des Qualifikations-
begriffs, der in eine zunehmende Abhéangigkeit von den jeweiligen, sich
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freilich auch stets verdndernden technischen und organisatorischen
Produktionsbedingungen geriet. Es zeigte sich daher auch als ein we-
sentliches Moment der verdnderten Arbeitspolitik der Unternehmen,
daf sie sich - und zwar im grofden und ganzen erfolgreich und auf Dau-
er gestellt - darum bemuhten, diese Spezifizitdten der jeweils erforderli-
chen Qualifikation flexibel in ihren Systemen der Betriebsorganisation
handhabbar zu machen und zu realisieren. Dartiber hinaus wurde
deutlich, dafs fir Unternehmen wie flir Beschéftigte mit der ,Verflissi-
gung“ der Qualifikationsinhalte die - in der Industriesoziologie so ge-
nannten - extrafunktionalen Qualifikationen und Qualitaten wie Ein-
satzbereitschaft, Flexibilitdt, Kooperationsfihigkeit und -bereitschaft
und ,,soziale Kompetenz® starker in den Vordergrund der Bewertung der
Arbeitskraft traten und damit zum bestimmenden Inhalt des Arbeits-
und Beschaftigungsverhaltnisses wurden. Man wird hier an Akerlof’s
Modell des ,exchange of gifts“, also der nicht auf Heller und Pfennig ab-
rechnenden Einigkeit tiber die gegenseitige Zuwendung von Leistungen,
erinnert.

Gerade die gegenwartige Entwicklung verschéarfter Weltmarktkonkur-
renz und angestiegener Unsicherheit der Unternehmenspolitik, fir die
in weiten Bereichen der abhangigen Beschéaftigung unter verschiedenen
Schlagworten im Grunde - wie Deutschmann (1996) dies kurzlich zu-
treffend beschrieb - der Typus des Arbeiters und Angestellten als Neu-
auflage des Schumpeterschen Unternehmers propagiert wird, scheint
uns auf die Relevanz dieser Zusammenhange hinzudeuten. Das Prob-
lem der Ausfiillung der Unbestimmtheiten des Arbeitsvertrags, das am
Anfang unserer Uberlegungen stand, hat hier neue Dimensionen ge-
wonnen, die sich von dem traditionellen Mafdstab der fachlichen Quali-
fikation noch weiter entfernt zu haben. Dafd diese Entwicklung ernstzu-
nehmen ist, kann man aus dem Ruckblick auf die Entstehung und die
Geschichte betriebsinterner Arbeitsmarktstrukturen, in der diese Ten-
denzen schon frih erkennbar sind, lernen.

106



10 Literaturverzeichnis

Der besseren Ubersicht halber sind in diesem Literaturverzeichnis die arbeitsékono-
mische und arbeitsmarkttheoretische Literatur (A) und die historische Literatur (B) ge-
trennt ausgewiesen. Dieses Verfahren bringt es mit sich, daf® einige Titel doppelt
angefiihrt werden.

A. Arbeits6konomische und arbeitsmarkttheoretische Literatur

Akerlof, George A. (1982): Labor Contracts as Partial Gift Exchange, in: The Quarterly
Journal of Economics, Vol. 97, Nov. 1982, S. 543-569; Nachdruck in: ders., An
Economic Theorist’s Book of Tales, Cambridge etc. 1984, S. 145 - 174

Akerlof, George A. (1984): Gift Exchange and Efficiency-Wage Theory. Four Views, in:
American Economic Review, Vol. 74, No. 2, May 1984, S. 79 - 83

Alchian, Armen A./Demsetz, Harold (1972): Production, Information Costs, and Eco-
nomic Organization, in: American Economic Review, Vol. 62, Dec. 1972, No. 5,
S. 777 -795

Becker, Gary S. (1964): Human Capital. A Theoretical and Empirical Analysis with
Special Reference to Education, New York, Nat. Bureau of Economic Research

Becker, Hans (1985): Eine Transaktionskostentheoretische Interpretation interner Ar-
beitsmérkte (Volkswirtschaftliche Schriften, Heft 351), Berlin

Behrens, Johann (1984): Die Reservearmee im Betrieb - Machttheoretische Uberle-
gungen zu den Konzepten der ,Kontrolle“, der ,Eigentumsrechte und der ,So-
zialen Schliefung®, in: Ulrich Jurgens/Frieder Naschold (Hg.), Arbeitspolitik.
Materialien zum Zusammenhang von politischer Macht, Kontrolle und betrieb-
licher Organisation der Arbeit, Leviathan-Sonderheft 5/1983, Wiesbaden 1984,
S.133-154

Bellmann, Lutz (1986a): Senioritdtsentlohnung, betriebliche Hierachie wund
Arbeitsleistung. Eine theoretische und empirishe Untersuchung zur
Lohnstruktur (Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung, Bd. 12),
Frankfurt/Main, New York

Bellmann, Lutz (1986b): Okonomische Begriindungen rigider Lohne. Der Beitrag der
Shirking-Theorie, SAMF-Arbeitspapier 1986-3, Paderborn

Biehler, Hermann/Brandes, Wolfgang (1981): Arbeitsmarktsegmentation in der Bun-
desrepublik Deutschland. Theorie und Empirie des dreigeteilten Arbeitsmark-
tes (Reihe Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung, Bd. 1), Frankfurt
am Main, New York

107



Biehler, Hermann/Brandes, Wolfgang/Buttler, Friedrich/Gerlach, Knut/Liepmann,
Peter (1981): Arbeitsmarktstrukturen und -prozesse. Zur Funktionsweise aus-
gewdahlter Arbeitsméarkte (Schriften zur angewandten Wirtschaftsforschung,
Bd. 41), Tabingen

Biller, Martin (1989): Arbeitsmarktsegmentation und Ausldnderbeschéftigung. Ein
Beitrag zur Soziologie des Arbeitsmarktes mit einer Fallstudie aus der Auto-
mobilindustrie (Campus Forschung Bd. 598), Frankfurt/Main, New York

Blien, Uwe (1986): Unternehmensverhalten und Arbeitsmarktstruktur. Eine Systema-
tik und Kritik wichtiger Beitrdge zur Arbeitsmarkttheorie (Beitrage zur Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung 103, Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung der Bundesanstalt fir Arbeit), Ntirnberg

Blossfeld, Hans-Peter/Mayer Karl Ulrich (1988): Arbeitsmarktsegmentation in der
Bundesrepublik Deutschland. Eine empirische Uberpriifung der Segmentati-
onstheorien aus der Perspektive des Lebenslaufs, in: Kdlner Zeitschrift flir So-
ziologie und Sozialpsychologie, Jg. 40 (1988), S. 262-283

Bowles, Samuel (1985): The Production Process in a Competitive Economy. Walrasian,
Neo-Hobbesian and Marxian Models, in: The American Economic Review, Vol.
75, 1985, S. 16 - 36

Brentano, Lujo (1909): Die Gewerkvereine im allgemeinen (dogmatisch, tatsachlich
und kritisch), in: HAStW, 3. Auflage, Bd. 4, Jena 1909, S. 1106-1119

Breton, Albert/Wintrobe, Ronald (1982): The Logic of Bureaucratic Conducts. An eco-
nomic analysis of competition, exchange, and efficiency in private and public
organizations, Cambridge etc. (CUP)

Brockhaus, Christian (1979): Lohnarbeit als Existenzgrund von Gewerkschaften,
Frankfurt/Main, New York

Burawoy, Michael (1979): Manufacturing Consent. Changes in the Labor Process un-
der Monopoly Capitalism, Chicago/London

Buttler, Friedrich/Gerlach, Knut/Schmiede, Rudi (Hg.) (1987): Arbeitsmarkt und Be-
schaftigung. Neuere Beitrdge zur institutionalistischen Arbeitsmarktanalyse
(Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung, Bd. 14), Frankfurt/Main, New
York

Calvo, G.A./St. Wellisz (1979): Hierarchy, Ability, and Income Distribution, in: Journal
of Political Economy, Vol. 87, 1979, S. 991 - 1010

Carmichael, H.L. (1983): The Agent-Agents Problems. Payment by Relative Output, in:
Journal of Labor Economics, Vol. 1, 1983, S. 50-65

Carter, Michael J. (1982): Competition and Segmentation in Internal Labor Markets,
in: Journal of Economic Issues, Vol. 16, No. 4, Dec. 1982, S. 1063-1077

Deutschmann, Christoph (1985): Der Weg zum Normalarbeitstag. Die Entwicklung der

Arbeitszeiten in der deutschen Industrie bis 1918 (Studienreihe des Instituts
fur Sozialforschung Frankfurt/Main), Frankfurt/Main, New York

108



Deutschmann, Christoph (1996): Marx, Schumpeter und Mythen 6konomischer Rati-
onalitat, in: Leviathan. Zeitschrift fir Sozialwissenschaft, Jg. 24 (1996), Heft 3,
323-338

Deutschmann, Christoph/Schmiede, Rudi, unter Mitarbeit von Berndt Kirchlechner
und Helmut Reiniger (1983): Lohnentwicklung in der Bundesrepublik 1960-
1978. Wirtschaftliche und soziale Bestimmungsgriinde (Forschungsberichte
des Instituts fur Sozialforschung Frankfurt/Main), Frankfurt/Main, New York

Deutschmann, Christoph/Schmiede, Rudi/Schudlich, Edwin (1987): Die langfristige
Entwicklung der Arbeitszeit. Versuch einer sozialwissenschaftlichen Interpreta-
tion, Arbeitspapier 1987-2 des Arbeitskreises Sozialwissenschaftliche Arbeits-
marktforschung (SAMF), Paderborn

Doeringer, P.B./Piore, M.J. (1965): Labor Market Adjustments and Internal Training.
Proceedings of the Eighteenth Anual Meeting Industrial Relations Research as-
sociation, New York

Doeringer, P.B./Piore, M.J. (1971): Internal Labor Market an Manpower Analysis, Lex-
inton/Mass.

Dragendorf, Rudiger/Heering, Walter (1987): Beschaftigungsdauer, Effizienz und Fle-
xibilitit - Ein Beitrag zur Okonomie des Beschaftigungsvertrages, in: Friedrich
Buttler/Knut Gerlach/Rudi Schmiede (Hg.), Arbeitsmarkt und Beschéftigung.
Neuere Beitrdge zur institutionalistischen Arbeitsmarktanalyse, Frank-
furt/Main, New York 1987, S. 121-156

Duda, Helga/Fehr, Ernst (1986): Macht, Effizienz und Profitabilitdt - Eine Radikale
Theorie der Unternehmung, in: Leviathan. Zeitschrift fir Sozialwissenschaft,
Jg. 14, 1986, Heft 4, S. 546-568

Dunlop, John T. (1957): The Task of Contemporary Wage Theory, in: Taylor,
G.W./Pierson, F.C. (Hg.) (1957): New Concepts of Wage Determination, New
York

Dunlop, John T. (1966): Job Vacancy Measures and Economic Analysis, in: National
Bureau of Economic Research Conference Report, New York

Dye, R.A. (1984): The Trouble with Tournaments, in: Economic Inquiry, Vol. 22, 1984,
S. 147-149

Edwards, Richard (1979): Contested Terrain. The Transformation of the Workplace in
the Twentieth Century, London

Franz, Wolfgang (1982): Der Beitrag einiger neuerer mikroékonomischer Arbeitsmarkt-
theorien zur Erklarung der Arbeitslosigkeit, in: Jahrbticher fir Nationaldko-
nomie und Statistik, Bd. 197, 1982, S. 43 - 59

Franz, Wolfgang (1986): Neuere mikrookonomische Analysen des Arbeitsmarktge-
schehens. Ein Uberblick, in: Schelbert-Syfrig u.a. (Hg.), 1986, S. 7-70

Freiburghaus, Dieter/Schmid, Gunther (1975): Theorie der Segmentierung von Ar-

beitsmarkten. Darstellung und Kritik neuerer Ansatze mit besonderer Bertick-
sichtigung arbeitsmarktpolitischer Konsequenzen, in: Leviathan, 3, S. 417-447

109



Friedman, Andrew (1977a): Industry and Labor. Class Struggle at Work and Monopoly
Capitalism, London,

Friedman, Andrew (1977 b): Responsible Autonomy versus Direkt Control over the
Labor Process, in: Capital and Class, Vol. 1, No. 1

Gerfin, Harald (1978): Einige neuere Entwicklungen und Perspektiven der Arbeits-
markttheorie, in: Zs. f. d. gesamte Staatswirtschaft, Bd. 134, Sept. 1978, Heft
3,S.410-441

Gerlach, Knut/Htubler, Olaf (1985): Lohnstruktur, Arbeitsmarktprozesse und Leis-
tungsintensitét in Effizienzlohnmodellen, in: F. Buttler/J. Ktihl/B. Rahmann
(Hg.), Staat und Beschaftigung. Angebots- und Nachfragepolitik in Theorie und
Praxis, Beitrdge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Bd. 88, Nurnberg
1985, S. 249-290

Gintis, Herbert (1976): The Nature of Labor Exchange and the Theory of Capitalist
Production, in: The Review of Radical Political Economics, Vol. 8, 1976, No. 2,
S. 36ff.

Gordon, D.M. (1972): Theories of Poverty and Underemployment. Orthodox, Radical
and Dual Labor Market Perpectives, Lexington/Mass.

Gottschalk, P. (1981): A Synthesis of Contour and Flexible Wage Hypotheses, in: Jour-
nal of Economic Issues, Vol. 15, 1981, S. 629-640

Green, J./Stokey, N. (1983): A Comparison of Tournaments and Contests, in: Journal
of Political Economy, Vol. 91, 1983, S. 349-364

Guasch, L.J./Weiss, A. (1981): Adverse Selection in the Labor Market, in: The Ameri-
can Economic Review, Vol. 71, 1981, S. 275-284

Hardes, Heinz-Dieter (1977): Zur Problematik struktureller Arbeitslosigkeit. Theoreti-
sche Analyse, in: Bernhard Kulp und Heinz-Dieter Haas (Hg.), Soziale Probleme

der modernen Industriegesellschaft, Erster Halbband, Schriften des Vereins far
Socialpolitik N.F., Bd. 92/1, Berlin 1977, S. 73-110

Hartog, J. (1981): Wages and Allocation under Imperfect Information, in: The Econo-
mist, Vol. 129, 1981, S. 311-323

Hirsch, Barry T./Addison, John T.(1986): The Economic Analysis of Unions. New Ap-
proaches and Evidence, Boston 1986

Hirschman, A.O. (1970): Exit, Voice and Loyaliy, Cambridge/Mass., 1970

Kerr, Clark (1950): Labor Markets: Their Character and Consequences, in: The Ameri-
can Economic Review, Papers and Proceedings, Vol. 40, S. 278-291

Kerr, Clark (1954): The Balkanization of Labor Markets, in: Bakke, E.-W. et al. (Hg.)

(1954): Labor Mobility and Economic Opportunity, Cambridge/Mass., S. 92-
110

Kock, Klaus (1994): Zur Soziologie des betriebsinternen Arbeitsmarkts, Minchen u.
Mering

110



Konig, Helmut (1979): Job Search-Theorien, in: G. Bombach, B. Gahlen und A.E. Ott
(Hg.), Neuere Entwicklungen in der Beschéaftigungstheorie und -politik, Ttubin-
gen 1979, S. 63-121

Kosiol, Erich (1962): Leistungsgerechte Entlohnung, Wiesbaden

Larm, Thomas (1982): Arbeitsmarkttheorie und Arbeitslosigkeit. Systematik und Kri-
tik arbeitsmarkttheoretischer Ansétze, Frankfurt am Main

Larm, Thomas (1986): Der gespaltene Arbeitsmarkt und kapitalistisches Herrschafts-
interesse. Elemente einer radikalen Theorie des Abeitsmarktes, in: Mehrwert.
Beitrage zur Kritik der politischen Okonomie, Heft 28, Dezember 1986, S. 71-
98

Lazaer, Edward P. (1979): Why Is there Mandatory Retirement?, in: Journal of Political
Economy, Vol. 87, 1979, S. 1261-1284

Lazear, Edward P. (1981): Agency, Earnings Profiles, Productivity, and Hours Restric-
tions, in: The American Economic Review, Vol. 71, 1981, S. 606-620

Lazear, Edward P. (1984): Incentives and Wage Rigidity, in: American Economic Re-
view, Vol. 74, No. 2, May 1984, S. 339-344

Lazear, Edward P./Rosen, Sherwin (1981): Rank-Order Tournaments as Optimum La-
bor Contracts, in: Journal of Political Economy, Vol. 89, No. 5, Oct. 1981, S.
841-864

Littler, Craig, R. (1980): Internal Contract and the Transition to Modern Work Sys-
tems. Britain and Japan, in: D. Dunkerley/G. Salaman (eds.), Organisational
Studies Yearbook, London

Littler, Craig R. (1982): The Development of the Labour Process in Capitalist Societies.
A Comparative Analysis of Work Organisation in Britain, the USA and Japan,
London

Lutz, Burkart (1982): Kapitalismus ohne Reservearmee? Zum Zusammenhang von
Wirtschaftsentwicklung und Arbeitsmarktsegmentation in der europdischen
Nachkriegszeit, in: Gert Schmidt/Hans-Joachim Braczyk, Jost von dem Kne-
sebeck (Hg.), Materialien zur Industriesoziologie, Sonderheft 24/1982 der
KZfSS, Opladen, S. 329-347

Lutz, Burkart (1984): Der kurze Traum immerwdhrender Prosperitit. Eine Neuinter-
pretation der industriell-kapitalistischen Entwicklung im Europa des 20. Jahr-
hunderts, Frankfurt/Main, New York

Lutz, Burkart (1987): Arbeitsmarktstruktur und betriebliche Arbeitskraftestrategie.
Eine theoretisch-historische Skizze zur Entstehung betriebszentrierter Ar-
beitsmarktsegmentation (Forschungsberichte aus dem Institut fir Sozialwis-
senschaftl. Forschung e.V. ISF Munchen), Frankfurt/Main, New York

Meine, Hartmut/Ohl, Kay (1990): Leistungsbezogene Entlohnung bei neuen Produkti-
onssystemen, in: REFA-Nachrichten, Heft 2/1990, S. 19-29

Mieth, Wolfram (1982): Die Forderung nach flexibleren Lohnstrukturen als Entlastung
der Arbeitsmarktpolitik, in: P. Herder-Dorneich (Hg.), Arbeitsmarkt und Ar-

111



beitsmarktpolitik (Schriften des Vereins flir Socialpolitik, N.F., Bd. 127), Berlin
1982, S. 171-189

Mincer, Jacob (1962): On-the-Job-Training. Costs, Returns, and Some Implications,
in: Journal of Political Economy, Vol. 70, Supplement Oct. 1962

Offe, Claus/Hinrichs, Karl (1977): Sozialokonomie des Arbeitsmarktes und die Lage
"benachteiligter’ Gruppen von Arbeitnehmern, in: Offe, C./Hinrichs, K. (Hg.)
(1977): Opfer des Arbeitsmarktes - Zur Theorie der strukturierten Arbeitslosig-
keit, Neuwied

0Oi, W.Y. (1962): Labor as a Quasi-Fixed Factor, in: Journal of Political Economy, S.
538-555

O’Keeffe, M. /Viscusi, W.K./Zeckhauser, R.J. (1984): Economic Contests. Comparative
Reward Schemes, in: Journal of Labor Economics, Vol. 2, 1984, S. 27-56

Pfriem, Hanns (1979): Konkurrierende Arbeitsmarkttheorien. Neoklassische, duale
und radikale Ansétze, Frankfurt a.M./New York

Phelps, Edmund S. (1970): Microeconomic Fondations of Employment and Inflation
Theory, New York

Piore, Michael J. (1972): Notes for a Theory of Labour Market Stratification, Working
Paper No. 95, Department of Economics, Lexington/Mass.

Piore, Michael J. (1973): On the Technological Foundations of Economic Dualism,
Working Paper No. 110, Department of Economcs, Lexington/Mass.

Ramser, Hans J. (1978): Die Kontrakttheorie als Beitrag zu einer Okonomischen Theo-
rie des Arbeitsmarktes, in: Zeitschrift fir die gesamte Staatswissenschaft, Bd.
134, Dezember 1978, Heft 4, S. 628-659

Ramser, Hans J. (1981): Arbeitslosigkeit aufgrund unvollstidndiger Information, in:
Zeitschrift fur die gesamte Staatswissenschaft, Jg. 137, 1981, S. 163-186

Reich, M./Gordon, D.M./Edwards, R.C. (1973): A Theory of Labour Market Segmenta-
tion, in: American Economic Review, Papers and Proceedings, 63 (dt. Uberset-
zung: Arbeitsmarktsegmentation und Herrschaft, in: Sengenberger, Werner
(Hg.) (1978): Der gespaltene Arbeitsmarkt, Frankfurt a.M., New York)

Salop, St. C. (1979): A Model of the Natural Rate of Umemployment, in: The American
Economic Review, Vol. 69, 1979, S. 117-125

Schlicht, E. (1978): Labour Turnover Wage Structure and Natural Unemployment, in:
Zs. fur die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 134, 1978, S. 337-346

Schmiede, Rudi (1986): Alte und neue Stammbelegschaften, paternalistische und pro-
tektorale Personalpolitik. Zur Entstehung betriebsinterner Arbeitsmarkte am
Beispiel der Firmen Siemens und MAN, Arbeitspapier 1986-5 des Arbeitskrei-
ses Sozialwissenschaftliche arrbeitsmarktforschung (SAMF), Paderborn

Schmiede, Rudi/Schudlich, Edwin (1976): Die Entwicklung der Leistungsentlohnung
in Deutschland. Eine historisch-theoretische Untersuchung zum Verhéltnis

112



von Lohn und Leistung unter kapitalistischen Produktionsbedingungen, For-
schungsberichte des Instituts fir Sozialforschung Frankfurt, Frankfurt/Main

Schmierl, Klaus (1995): Umbrtiche in der Lohn- und Tarifpolitik. Neue Entgeltsyteme
bei arbeitskraftzentrierter Rationalisierung in der Metallindustrie Veroffentli-
chungen aus dem Institut fir Sozialwissenschaftliche Forschung e.V., ISF
Munchen), Frankfurt/Main, New York

Schudlich, Edwin (1991): Leistungslohnpolitik in der Sackgasse, in: K. Tondorf (Hg.):
Entgeltpolitik fir die 90er Jahre, Berlin 1991, S. 40-57

Schultze, Charles L. (1985): Microeconomic Efficiency and Nominal Wage Stickiness,
in: Americaian Economic Review, Vol. 75, No. 1, March 1985, S. 1-15

Schulz, Gunther (1978): Integrationsprobleme der Arbeiterschaft in der Metall-, Pa-
pier- und chemischen Industrie der Rheinprovinz 1850-1914, in: Hans Pohl
(Hg.): Forschungen zur Lage der Arbeiter im Industrialisierungsprozef3, Stutt-
gart 1978, S. 65-106

Sengenberger, Werner (1975): Arbeitsmarktstruktur. Ansatze zu einem Modell des
segmentierten Arbeitsmarktes. 1. Aufl. Frankfurt/Main, 1975, 2. Auflage 1978

Sengenberger, Werner (Hg.) (1978): Der gespaltene Arbeitsmarkt. Probleme der Ar-
beitsmarktsegmentation (Arbeiten des Instituts fir Sozialwissenschaftliche
Forschung e.V., Muinchen) Frankfurt/Main, New York

Sengenberger, Werner (1987a): Arbeitsmarktsegmentation und Macht, in: Friedrich
Guttler/Knut Gerlach/Rudi Schmiede (Hg.), Arbeitsmarkt und Beschéftigung.
Neuere Beitrage zur institutionalistischen arbeitsmarktanalyse, Frank-
furt/Main, New York 1987, S. 95-120

Sengenberger, Werner (1987b): Struktur und Funktionsweise von Arbeitsmarkten. Die
Bundesrepublik Deutschland im internationalen Vergleich (Arbeiten aus dem
Institut far Sozialwissenschaftliche Forschung e.V. ISF Mtunchen), Frank-
furt/Main, New York 1987

Sesselmeier, Werner/Blauermel, Georg (1990): Arbeitsmarkttheorien. Ein Uberblick,
Heidelberg

Shapiro, Carl/Stiglitz Joseph E. (1984): Equilibrium Enemployment as a Worker Dis-
cipline Device, in: American Economic Review, Vol. 74, No. 3, June 1984, S.
433-444

Szydlik, Marc (1993): Arbeitseinkommen und Arbeitsstrukturen. Eine Analyse far die
Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik (Mas
Planck-Institut fir Bildungsforschung: Studien und Berichte, 56), Berlin

Thompson, Paul (1983): The Nature of Work. An Introduction to Debates on the La-
bour Process, London

Thurow, Lester C. (1975): Generating Inequality, New York, 1975; dt.: Sengenberger,
Werner (Hg.), 1978, S. 117-137, unter dem Titel: Die Arbeitskrafteschlange
und das Modell des Arbeitsplatzwettbewerbs

Thurow, Lester C. (1983):, Dangerous Currents. The State of Economics, Oxford

113



Tondorf, Karin (1994): Modernisierung der industriellen Entlohnung - Neue Modelle
der Entgeltgestaltung und Perspektiven gewerkschaftlicher Tarifreform, Berlin

Vietorisz, T./Harrison, B.(1973): Labor Market Segmentation: Positive Feedback and
Divergent Development, in: American Economic Review, Vol. 63, No. 2, May
1973, S. 367 ff.; dt.in: Sengenberger, Werner (Hg.), 1978, S. 99-115, unter dem
Titel: Der arbeitsmarktendogene Ursprung von Mobilitdtsbarrieren

Wenger, Helmut (1984): Segmentation am Arbeitsmarkt und Arbeitslosigkeit (Sozial-
wissenschaftliche Arbeitsmarktforschung, Bd. 9), Frankfurt/Main, New York

Williamson, Oliver E. (1975): Markets and Hierarchies. Analysis and Antitrust Implica-
tions, London, New York

Williamson, Oliver E. (1985): The Economic Institutions of Capitalism. Firms, Markets.
Relational Contracting, New York

Williamson, Oliver E. (1990): Die 6konomischen Institutionen des Kapitalismus. Un-
ternehmen, Markte, Kooperationen (Die Einheit der Gesellschaftswissenschaf-
ten, Bd. 64), Tubingen

Williamson, Oliver E (1991): Comparative Economic Organization. The Analysis of Dis-
crete Structural Alternatives, in: Administrative Science Quarterly 36, S. 269ff.

Williamson, Oliver E./Wachter, Michael L./Harris, Jeffrey E. (1975): Understanding
the Employment Relation: The Analysis of Idiosyncratic Exchange, in: Bell
Journal of Economics, Vol. 6, 1975, S. 250-278

Wintrobe, Ronald/Breton, Albert (1986): Organizational Structure and Productivity,
in: American Economic Review, Vol. 76, No. 3, June 1986, S. 530-538

Yellen, Janet L. (1984): Efficiency Wage Models of Unemployment, in: American Eco-
nomic Review, Papers and Proceedings, Vol. 74, No. 2, May 1984, S. 200-205

B. Historische Literatur

Abeler, Paul (1928): Die Arbeitsmarktverhaltnisse der schwarzwalder Uhrenindustrie
in der Nachkriegszeit (Fragen des Arbeitsmarktes. Dissertationsreihe des Se-
minars far Arbeitsvermittlung und Berufsberatung an der Universitdt Munster
i.W., Heft 4), MUinster

Adelmann, Gerhard (1979): Die berufliche Aus- und Weiterbildung in der deutschen
Wirtschaft 1871-1918, in: Pohl, Hans (Hg.) (1979a): Betriebliche Aus- und Wei-
terbildung in der deutschen Wirtschaft seit dem 19. Jahrhundert, Wiesbaden,
S. 9-52

Bauer, Otto (1931): Kapitalismus und Sozialismus nach dem Weltkrieg. Bd. I:
Rationalisierung - Fehlrationalisierung, Wien

114



Becker, Carl (1933): Wandlungen im industriellen Produktionsprozef5 in ihrem Einflufs
auf die Produktionskosten unter besonderer Berticksichtigung der eisenerzeu-
genden Industrie Rheinlands un Westfalens, Diss. Giefsen

Behr, Marhild von (1981): Die Entstehung der industriellen Lehrwerkstatt. Materialien
und Analysen zur beruflichen Bildung im 19. Jahrhundert, Forschungsberich-
te aus dem Institut fir Sozialwissenschaftliche Forschung Mtinchen, Frankfurt
am Main, New York.

Bernays, Marie (1910): Auslese und Anpassung der Arbeiterschaft der geschlossenen
Grofdindustrie. Dargestellt an den Verhéaltnissen der ,Gladbacher Spinnerei
und Weberei“ A.-G. zu Munchen-Gladbach im Rheinland, in: Schriften des
Vereins flr Socialpolitik, Bd. 133, Leipzig.

Bernays, Marie (1912): Untersuchungen Uber die Schwankungen der Arbeitsintensitat
wahrend der Arbeitswoche und wahrend des Arbeitstages. Ein Beitrag zur Psy-
chophysik der Textilarbeit, in: Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd. 135,
Teil 3, S. 183-389, Leipzig.

Boller, Hans (1932): Arbeitszeitverkiirzung und Arbeitsmarkt (Abhandlungen des wirt-
schaftswissenschaftlichen Seminars zu Jena, Bd. 22, Heft 1), Jena

Borscheid, Peter (1978): Textilarbeiterschaft in der Industrialisierung. Soziale Lage
und Mobilitdt in Wirttemberg (19. Jahrhundert). (Schriftenreihe des Arbeits-
kreises fur moderne Sozialgeschichte, Bd. 25), Stuttgart.

Borscheid, Peter (1979): Schranken sozialer Mobilitdt und Binnenwanderung im 19.
Jahrhundert, in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.), Arbeiter im Industri-
alisierungsprozef3, Stuttgart.

Bosselmann, Otto (1906): Die Entlohnungsmethoden in der stidwestdeutsch-luxem-
burgischen Eisenindustrie (Untersuchungen uber die Entldhnungsmethoden
in der deutschen eisen- und Maschinenindustrie, hgg. v. Centralverein fiir das
Wohl der arbeitenden Klassen, Heft 1), Berlin

Brady, Robert A. (1933): The Rationalization Movement in German Industry. A Study
in the Evolution of Economic Planning (1933), Nachdruck New York 1974

Brauer, Theodor (1922): Lohnpolitik in der Nachkriegszeit, Jena

Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Arbeiter im Industrialisierungsprozef.
Herkunft, Lage und Verhalten (Schriftenreihe des Arbeitskreises flir moderne
Sozialgeschichte, Bd. 28), Stuttgart

Deutsch, Julius (1910): Auslese und Anpassung der Arbeiter in den Osterreichischen
Siemens-Schuckert-Werken in Wien, in: Schriften des Vereins flir Socialpolitik,
Bd. 134, S. 237-302, Leipzig 1910

Deutscher Metallarbeiter-Verband, Hg. (1932): Die Rationalisierung in der Metallin-
dustrie, Berlin o.J.

Deutschmann, Christoph (1985): Der Weg zum Normalarbeitstag. Die Entwicklung der

Arbeitszeiten in der deutschen Industrie bis 1918 (Studienreihe des Instituts
fur Sozialforschung Frankfurt/Main), Frankfurt/Main, New York

115



Ditt, Karl (1979): Technologischer Wandel und Strukturverdnderung der Fabrikarbei-
terschaft in Bielefeld 1860-1914, in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.)
(1979): Arbeiter im Industrialisierungsprozefs. Herkunft, Lage und Verhalten,
Stuttgart, S. 237-261

Drager, Werner (1978): Betriebliche Sozialpolitik zwischen Autonomie und Reglemen-
tierung - 1918 - 1977, in: Pohl, Hans (Hg.) (1978b): Betriebliche Sozialpolitik
deutscher Unternehmer seit dem 19. Jahrhundert, Wiesbaden, S. 58-69

Ebbinghaus, Angelika (1984): Arbeiter und Arbeitswissenschaft. Zur Entstehung der
sWissenschaftlichen Betriebsfihrung“ (Beitrdge zur sozialwissenschaftlichen
Forschung, Bd. 47), Opladen

Ehrenberg, Hans (1906): Die Eisenhuttentechnik und der deutsche Huttenarbeiter,
Stuttgart, Berlin

Ehrenberg, Richard (1911): Schwache und Starkung neuzeitlicher Arbeitsgemein-
schaften, in: Thtinen-Archiv, Bd. 3 (1911), S. 401-558

Ehrenberg, Richard/Racine, Hugo (1912): Kruppsche Arbeiterfamilien. Entwicklung
und Entwicklungsfaktoren von drei Generationen deutscher Arbeiter (Archiv
fur exakte Wirtschaftsforschung, Erg.heft 6), Jena

Engelhardt, Kurt (1926): Wirkung verkurzter Arbeitszeit in der Seidenweberei-
Industrie. Einzeluntersuchung in der Krawattenstoffweberei bei Einstuhlsys-
tem, Diss. 1926, K6ln 1928

Enquéteausschufs (Ausschufs zur Untersuchung der Erzeugungs- und Absatzbedin-
gungen der deutschen Wirtschaft) (1930), IV. Unterausschuf}, Bd. 9, Berlin

Faust, Anselm (1982): Arbeitsmarktpolitik in Deutschland. Die Entstehung der 6ffent-
lichen Arbeitsvermittlung 1890-1927, in: Pierenkemper, Toni/Tilly, Richard
(Hg.) (1982): Historische Arbeitsmarktforschung, Géttingen, S. 253-273

Finckh, Hans (1928): Arbeitsmarktverhéltnisse in Schleswig-Holstein (Fragen des Ar-
beitsmarktes. Dissertationsreihe des Seminars flir Arbeitsvermittlung und Be-
rufsberatung an der Universitat Munster i.W., Heft III), Mtnster

Fischer, Wolfram (1978): Die Pionierrolle der betrieblichen Sozialpolitik im 19. Und
beginnenden 20. Jahrhundert, in: Pohl, Hans (Hg.) (1978b): Betriebliche Sozi-
alpolitik deutscher Unternehmer seit dem 19. Jahrhundert, Wiesbaden, S. 34-
51

Forstmeier, Friedrich/Volkmann, Hans-Erich (Hg.) (1977): Kriegswirtschaft und Rus-
tung 1939-1945, Dusseldorf

Fragen des Arbeitsmarktes. Dissertationsreihe des Seminars flir Arbeitsvermittlung
und Berufsberatung an der Universitdt Munster i.W., Hefte I-VI, Munster
192771928

Freyberg, Thomas von (1989): Industrielle Rationalisierung in der Weimarer Republik.
Untersucht an Beispielen aus dem Maschinenbau und der Elektroindustrie
(Forschungsberichte des Instituts fir Sozialforschung Frankfurt am Main),
Frankfurt am Main/New York

116



Fuldat, Else (1926): Arbeitsverhaltnisse in der chemischen Grofdsindustrie der Frank-
furter Gegend. Ein Vergleich der sozialen Lage der Arbeiter seit Stabilisierung
der Reichsmark und der Vorkriegszeit, Diss. Frankfurt am Main

Geck, Ludwig (1931): Die sozialen Arbeitsverhéltnisse im Wandel der Zeit. Eine ge-
schichtliche Einfihrung in die Betriebssoziologie (Schriftenreihe des Instituts
fur Betriebssoziologie und soziale Betriebslehre an der Technischen Hochschu-
le zu Berlin, Heft 1), Berlin [Nachdruck: Darmstadt 1977]

Gladen, Albin (1979): Die berufliche Aus- und Weiterbildung in der deutschen Wirt-
schaft 1918-1945, in: Pohl, Hans (Hg.) (1979a): Betriebliche Aus- und Weiter-
bildung in der deutschen Wirtschaft seit dem 19. Jahrhundert, Wiesbaden, S.
53-73

Goerrig, Franz (1930): Kurzarbeit der Angestellten, Berlin

Gottl-Ottlilienfeld, Friedrich von (1925): Fordismus? Von Frederick W. Taylor zu Henry
Ford, Jena

Hanf, Reinhardt (1975): Moglichkeiten und Grenzen betrieblicher Lohn- und Gehalts-
politik 1933-1939, Regensburg

Hausin, Adolf (1927): Der Arbeitsmarkt der badischen Textilindustrie (Fragen des Ar-
beitsmarktes. Dissertationsreihe des Seminars flir Arbeitsvermittlung und Be-
rufsberatung an der Universitdt Munster i.W., Heft II), Mlinster

Heif5, Clemens (1909): Die Entldhnungsmethoden in der Berliner Feinmechanik (Un-
tersuchungen Uber die Entlohnungsmethoden in der deutschen Eisen- und
Maschinenindustrie, hgg. v. Centralverein fir das Wohl der arbeitenden Klas-
sen, Heft 8), Berlin

Heif5, Clemens (1910): Auslese und Anpassung der Arbeiter in der Berliner Feinme-
chanik, in: Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd. 134, S. 109-235, Leipzig

Herkner, Heinrich (1922): Die Arbeiterfrage. Ein Einfihrung, Berlin, Leipzig

Herrmann, Elise (1912): Auslese und Anpassung der Arbeiterschaft der geschlossenen
Grofdindustrie. Dargestellt an den Verhéltnissen einer Luckenwalder Wollhut-
fabrik, in: Schriften des Vereins fuar Socialpolitik, Bd. 135, Teil 4, Mun-
chen/Leipzig

Hinrichs, Peter/Peter, Lothar (1976): Industrieller Friede? Arbeitswissenschaft, Ratio-
nalisierung und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik. Mit Texten von
G. Briefs u.a., Kéln

Hippel, Wolfgang von (1979): Regionale und soziale Herkunft der Bevélkerung einer
Industriestadt. Untersuchungen zu Ludwigshafen am Rhein 1867-1914, in:
Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Arbeiter im Industrialisie-
rungsprozefd, Stuttgart, S. 51-69

Homburg, Heidrun (1982): Externer und interner Arbeitsmarkt: Zur Entstehung und

Funktion des Siemens-Werkvereins 1906-1918, in: Pierenkemper, Toni/Tilly,
Richard (Hg.) (1982): Historische Arbeitsmarktforschung, Goéttingen S. 215-248

117



Homburg, Heidrun (1991): Rationalisierung und Industriearbeit. Arbeitsmarkt - Ma-
nagement - Arbeiterschaft im Siemens-Konzern Berlin 1900-1939 (Schriften
der Historischen Kommission zu Berlin. Beitrdge zu Inflation und Wiederauf-
bau in Deutschland und Europa 1914-1924, Bd. 1), Berlin

Jaeger, Paul Ludwig (1929): Die Bindung des Arbeiters an den Betrieb unter besonde-
rer Bertcksichtigung der Verhéltnisse bei der Fried. Krupp A.-G. in Essen,
Hamburg

Jaenicke, Joachim (1922): Die wirtschaftliche Lage der Arbeiterschaft des Industriebe-
zirkes Merseburg seit Kriegsende, Diss. Wirzburg 1922, Wirzburg 1923

Jahresberichte der koniglich-preufSischen Gewerbe-Aufsichtsbeamten und Bergbe-
hoérden, Berlin (Ifd. Folge ab 1892, fiir das Deutsche Reich bis zum Ende des
Ersten Weltkrieges)

JBGA: Jahresberichte der Gewerbeaufsichtsbehérden. Diese Berichte haben im Reich
und von Land zu Land leicht differierende Namen, die zudem noch im Zeitver-
lauf variieren. Thre bibliographisch exakte Auffihrung wiirde den Rahmen die-
ses Berichtes sprengen. Sie werden deshalb hier mit dem Kurzel JGBA, dem
Zusatz der Gebietseinheit und der Jahresangabe des Berichtsjahres zitiert (al-
so z.B. JBGA Wurttemberg 1926 fir den ,Jahresbericht des Wurttembergi-
schen Gewerbe- und Handels-Aufsichtsamts und des Bergaufsichtsbeamten
far 1926“ erschienen in Stuttgart o.J.). Fur den genauen bibliographischen
Nachweis wird auf die in der Vorbemerkung genannte Literaturdokumentation
verwiesen.

Jeidels, Otto (1907): Die Methoden der Arbeiterentlohnung in der rheinisch-
westfalischen Eisenindustrie, Berlin

Kaelble, Hartmut (1978): Historische Mobilitatsforschung. Westeuropa und die USA
im 19. und 20. Jahrhundert, Darmstadt

Kaelble, Hartmut (1983): Soziale Mobilitdt und Chancengleichheit im 19. und 20.
Jahrhundert. Deutschland im internationalen Vergleich, Géttingen

Kaufhold, Karl Heinrich (1979): Das Handwerk zwischen Anpassung und Verdran-
gung, in: Pohl, Hans (Hg.) (1979b): Sozialgeschichtliche Probleme in der Zeit
der Hochindustrialisierung 1870-1914, Paderborn, S. 103-141

Keck, Karl (1912): Das Berufsschicksal der Arbeiterschaft in einer badischen Stein-
zeugwarenfabrik, in: Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd. 135, Teil 3, S.
81-181, Leipzig

Kellenbenz, Hermann (Hg.) (1974): Wirtschaftspolitik und Arbeitsmarkt. Bericht tiber
die 4. Arbeitstagung der Gesellschaft fiir Sozial- und Wirtschaftsgeschichte in
Wien am 14. und 15. April 1971, Mtinchen

Knackfuf, Karl (1927): Die Arbeitszeit-Frage in der rheinisch-westfalischen Eisen-
und Stahlindustrie. Ihre Entwicklung und produktionstechnische Bedeutung,

Diss. Kéln

Knoop, Fritz (1928): Der Arbeitsmarkt der bergischen Textilindustrie unter besonderer
Berticksichtigung seiner Nachkriegskonjunktur (Fragen des Arbeitsmarktes.

118



Dissertationsreihe des Seminars fir Arbeitsvermittlung und Berufsberatung an
der Universitdt Munster i.W., Heft V), Mlinster

Kocka, Jurgen (1969): Unternehmensverwaltung und Angestelltenschaft am Beispiel
Siemens 1847-1914. Zum Verhaltnis von Kapitalismus und Burokratie in der
deutschen Industrialisierung, Stuttgart

Kocka, Jurgen (1979): Einfihrung und Auswertung (der Sektion ,Situation am Ar-
beitsplatz), in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Arbeiter im In-
dustrialisierungsprozefd, Stuttgart, S. 228-236

Kramer, Helgard (1994): Interne Arbeitsméarkte in der I.G. Farbenindustrie AG wah-
rend der zwanziger Jahre und der Weltwirtschaftskrise (Studien zur Geschich-
te betriebsinterner Arbeitsméarkte in Deutschland, Teil 3), Paderborn: SAMF-
Arbeitspapier 1994-8

Kraus, Antje (1979): Wohnverhaltnisse und Lebensbedingungen von Hutten- und
Bergarbeiterfamilien in der zweiten Halfte des 19. Jahrhunderts. Die Arbeiter-
siedlungen der Carlshuitte in Btidelsdorf (Rendsburg) und der Zeche Rheinel-
be/Alma in Ockendorf (Gelsenkirchen), in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich
(Hg.) (1979): Arbeiter im Industrialisierungsprozefs, Stuttgart, S. 163-194

Krauss, Hans (1923): Arbeitszeit und Arbeitsleistung. Eine grundséatzliche und allge-
meine Betrachtung, in: Organisation. Zeitschrift fir Betriebswissenschaft, Ver-
waltungspraxis und Allgemeine Burokunde, Jg. 25, Heft 17 (Sept. 1930), S.
421-424

Krengel, Jochen (1978): Die Arbeiterschaft der Berliner Bekleidungsindustrie. Versuch
einer sozialstatistischen Analyse (1870-1914), in: Pohl, Hans (Hg.) (1978a):
Forschungen zur Lage der Arbeiter im Industrialisierungsprozefs, Stuttgart, S.
118-131

Lackmann, Franz (1930): Die Arbeitsverhéltnisse der Schwerindustrie, untersucht am
Beispiel der Arbeiterschaft von Gelsenkirchen im Vergleich zu anderen Stidten
und Gewerben, Diss. TH Muinchen

Laer, Hermann von (1982): Der Arbeitsmarkt fiir Techniker in Deutschland. Von der
Industriellen Revolution bis zum 1. Weltkrieg, in: Pierenkemper, Toni/Tilly, Ri-
chard (Hg.) (1982): Historische Arbeitsmarktforschung, Géttingen, S. 152-175

Landé, Dora (1910): Arbeits- und Lohnverhéltnisse in der Berliner Maschinenindustrie
zu Beginn des 20. Jahrhunderts, in: Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd.
134, S. 306-498, Leipzig

Langewiesche, Dieter (1979): Mobilitdt in deutschen Mittel- und Grofistddten. Aspekte
der Binnenwanderung im 19. und 20. Jahrhundert, in: Conze, Wer-
ner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Arbeiter im Industrialisierungsprozef,
Stuttgart, S. 70-93

Lilienthal, Johann (1903): Fabrikorganisation, Fabrikbuchfithrung und Selbstkosten-
rechnung der Firma Ludw. Loewe & Co. Actiengesellschaft Berlin, Berlin

Lilienthal, Johann (1925): Fabrikorganisation, Fabrikbuchfihrung und Selbstkosten-

rechnung der Ludw. Loewe & Co. AG Berlin, 3. von Wilhelm Mtller revidierte
und erganzte Auflage, Berlin

119



Lucas, Erhard (1976): Arbeiterradikalismus. Zwei Formen von Radikalismus in der
deutschen Arbeiterbewegung, Frankfurt am Main.

Lutz, Burkart (1984): Der kurze Traum immerwdhrender Prosperitdt. Eine Neuinter-
pretation der industriell-kapitalistischen Entwicklung im Europa des 20. Jahr-
hunderts, Frankfurt/Main, New York

Lutz, Burkart (1987): Arbeitsmarktstruktur und betriebliche Arbeitskraftestrategie.
Eine theoretisch-historische Skizze zur Entstehung betriebszentrierter Ar-
beitsmarktsegmentation (Forschungsberichte aus dem Institut fir Sozialwis-
senschaftl. Forschung e.V. ISF Munchen), Frankfurt/Main, New York

Manthey, Heinz (1978): Betriebliche Sozialpolitik, Ausdrucksformen und Inhaltswan-
del, dargestellt am Beispiel ausgewédhlter Hamburger Unternehmen, in: Pohl,
Hans (Hg.) (1978b): Betriebliche Sozialpolitik deutscher Unternehmer seit dem
19. Jahrhundert, Wiesbaden, S.13-25

Mason, Tim W. (1974): Zur Entstehung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Ar-
beit vom 20. Januar 1934: Ein Versuch Uber das Verhéaltnis ,archaischer” und
,2moderner Momente in der neuesten deutschen Geschichte, in: Mommsen,
Hans/Petzina, Dietmar/Weisbrod, Bernd (Hg.) (1974): Industrielles System
und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, Dtisseldorf, Bd. 1, S.
322-351

Mason, Tim W. (1975): Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft. Dokumente und Mate-
rialien zur deutschen Arbeiterpolitik 1936-1939, Opladen

Mason, Tim W. (1977): Sozialpolitik im Dritten Reich. Arbeiterklasse und Volksge-
meinschaft Opladen

Milward, Alan S. (1977): Arbeitspolitik und Produktivitat in der deutschen Kriegswirt-
schaft unter vergleichendem Aspekt, in: Forstmeier, Friedrich/Volkmann,
Hans-Erich (Hg.) (1977): Kriegswirtschaft und Ristung 1939-1945, Dusseldorf,
S. 73-91

Mommsen, Hans/Petzina, Dietmar/Weisbrod, Bernd (Hg.) (1974): Industrielles System
und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, 2 Bde., Duisseldorf

Neubauer, Gunter (1981): Sozio6konomische Bedingungen der Rationalisierung und
der gewerkschaftlichen Rationalisierungspolitik, Diss. Freie Universitat Berlin

Nimbach, Adolf (1926): Die Arbeitsintensivierung im industriellen GrofSbetriebe (Be-
triebs- und finanzwirtschaftliche Forschungen, II. Serie, Heft 24), Berlin, Wien

Pierenkemper, Toni (1981): Interne Arbeitsméarkte in friithen Industrieunternehmen.
Das Beispiel Krupp, in: Soziale Welt, Jg. 32, Heftl, S. 3-18

Pierenkemper, Toni (1982a): Historische Arbeitsmarktforschung. Vortiberlegungen zu
einem Forschungsprogramm, in: Pierenkemper, Toni/Tilly, Richard (Hg.)
(1982): Historische Arbeitsmarktforschung. Entstehung, Entwicklung und
Probleme der Vermarktung von Arbeitskraft, Géttingen, S. 9-29

Pierenkemper, Toni (1982b): Der Arbeitsmarkt fliir Angestelltenberufe im Jahre 1880,
in: Pierenkemper, Toni/Tilly, Richard (Hg.) (1982): Historische Arbeitsmarkt-

120



forschung. Entstehung, Entwicklung und Probleme der Vermarktung von Ar-
beitskraft, Gottingen, S. 121-143

Pierenkemper, Toni/Tilly, Richard (Hg.) (1982): Historische Arbeitsmarktforschung.
Entstehung, Entwicklung und Probleme der Vermarktung von Arbeitskraft,
Gottingen

Pohl, Hans (1978): Arbeiterfragen im IndustrialisierungsprozefS, in: ders. (Hg.) (1978a):
Forschungen zur Lage der Arbeiter im Industralisierungsprozef5, Stuttgart, S.
7-19

Pohl, Hans (1979): Wirtschafts- und sozialgeschichtliche Grundztige der Epoche 1870-
1914, Einfihrung in die Problematik, in: ders. (Hg.) (1979b): Sozialgeschichtli-
che Probleme in der Zeit der Hochindustrialisierung (1870-1914), Paderborn,
S. 13-55

Pohl, Hans (Hg.) (1978a): Forschungen zur Lage der Arbeiter im Industrialisie-
rungsprozefd, Stuttgart.

Pohl, Hans (Hg.) (1978b): Betriebliche Sozialpolitik deutscher Unternehmer seit dem
19. Jahrhundert, Wiesbaden

Pohl, Hans (Hg.) (1979a): Betriebliche Aus- und Weiterbildung in der deutschen Wirt-
schaft seit dem 19. Jahrhundert, Wiesbaden

Pohl, Hans (Hg.) (1979b): Sozialgeschichtliche Probleme in der Zeit der Hochindustria-
lisierung (1870-1914), Paderborn

Preller, Ludwig (1949): Sozialpolitik in der Weimarer Republik, Dtisseldorf

Raue, Franz (1928): Die Saisonarbeit als sozialpolitisches Problem (Fragen des Ar-
beitsmarktes. Dissertationsreihe des Seminars flir Arbeitsvermittlung und Be-
rufsberatung an der Universitdt Munster i. W., Heft VI), Mtinster

Recker, Marie-Luise (1985): Nationalsozialistische Sozialpolitik im Zweiten Weltkrieg
(Studien zur Zeitgeschichte, Bd. 29), Mtinchen

Reichelt (1906): Die Arbeitsverhéltnisse in einem Berliner GrofSbetrieb der Maschinen-
industrie (Untersuchungen tber die Entldhnungsmethoden in der deutschen
Eisen- und Maschinenindustrie, hgg. v. Centralverein fir das Wohl der arbei-
tenden Klassen, Heft 4), Berlin

Riemer-Schafer, Ulla (1978): Sozialstatistik und Sozialstruktur der Arbeiterschaft in
der chemischen Industrie und im Maschinenbau des Rhein-Main-Gebietes
1870-1914, in: Pohl, Hans (Hg.) (1978a): Forschungen zur Lage der Arbeiter im
Industrialisierungsprozef3, Stuttgart, S. 107-117

Riemer-Schéfer, Ulla, o.J.: Industrialisierung im Rhein-Main-Gebiet. Eine sozialstatis-
tische und sozialstrukturelle Analyse der Entwicklung von Gewerbegruppen,
Unternehmungen und ihrer Arbeiterschaft zwischen 1870 und 1914. 1. Teil:
Sozialstatistik und Sozialstruktur der Staddte des Rhein-Main-Gebietes, 2. Teil:
Die Unternehmungen und ihre Arbeiterschaft in den strukturbestimmenden
Gewerbegruppen des Rhein-Main-Gebietes. Dargestellt am Beispiel ausgewahl-
ter Rhein-Main-Unternehmungen, 0.0., o0.V.

121



Rupieper, Hermann-Josef (1982): Arbeiter und Angestellte im Zeitalter der Industriali-
sierung. Eine sozialgeschichtliche Untersuchung am Beispiel der Maschinen-
fabrik Augsburg und Nurnberg (M.A.N.) 1837-1914, Frankfurt am Main

Rupieper, Hermann-Josef (1979): Regionale Herkunft, Fluktuation und innerbetriebli-
che Mobilitdt der Arbeiterschaft der Maschinenfabrik Augsburg-Nurnberg
(M.A.N.) 1844-1914, in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Arbei-
ter im Industrialisierungsprozef3, Stuttgart, S. 94-112

Sachse, Carola (1982): Hausarbeit im Betrieb. Betriebliche Sozialarbeit unter dem Na-
tionalsozialismus, in: Sachse, Carola u.a. (1982): Angst, Belohnung, Zucht und
Ordnung, Opladen, S. 209-274

Sachse, Carola (1990): Siemens, der Nationalsozialismus und die moderne Familie.
Eine Untersuchung zur Sozialen Rationalisierung in Deutschland im 20. Jahr-
hundert, Hamburg

Sachse, Carola/Siegel, Tilla/Spode, Hasso/Spohn, Wolfgang (1982): Angst, Beloh-
nung, Zucht und Ordnung. Herrschaftsmechanismen im Nationalsozialismus,
Opladen

Sachse, Carola (1994): Werkswohnungsbau und betriebsinterne Arbeitsmarktpolitik
in Deutschland von 1880 bis 1945 (Studien zur Geschichte betriebsinterner
Arbeitsmaérkte in Deutschland, Teil 2), Paderborn: SAMF-Arbeitspapier 1994-3

Schéfer, Hermann (1979a): Die Industriearbeiter. Lage und Lebenslauf im Bezugsfeld
von Beruf und Betrieb, in: Pohl, Hans (Hg.) (1979b): Sozialgeschichtliche Prob-
leme in der Zeit der Hochindustrialisierung (1870-1914), Paderborn, S. 143-
216

Schéfer Hermann (1979b): Probleme der Arbeiterfluktuation wahrend der Industriali-
sierung. Das Beispiel der Maschinenfabrik André Koechlin & Cie, Mtihlhau-
sen/Elsaf’ (1827-1874), in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Ar-
beiter im Industrialisierungsprozefs, Stuttgart, S. 262-282

Schalldach, Elisabeth (1930): Rationalisierungsmafsnahmen der Nachinflationszeit im
Urteil der deutschen freien Gewerkschaften, Jena

Schiffer, Carl (1928): Die 6konomische und sozialpolitische Bedeutung der industriel-
len Rationalisierungsbestrebungen, Karlsruhe

Schmiede, Rudi (1984): Der ,,schematische“ Achtstundentag 1918 bis 1923 - Konturen
einer arbeitspolitischen Ausnahmeperiode (Teil 1 des mit Edwin Schudlich zu-
sammen verfafSiten Aufsatzes: Arbeitszeit und Arbeitspolitik), in: Ulrich Jtr-
gens/Frieder Naschold (Hg.): Arbeitspolitik. Materialien zum Zusammenhang
von politischer Macht, Kontrolle und betrieblicher Organisation der Arbeit, Le-
viathan-Sonderheft 5/1983, Opladen 1984, 365-380 (365-392)

Schmiede, Rudi (1986): Alte und neue Stammbelegschaften, paternalistische und pro-
tektorale Personalpolitik. Zur Entstehung betriebsinterner Arbeitsmarkte am
Beispiel der Firmen Siemens und MAN, Arbeitspapier 1986-5 des Arbeitskrei-
ses Sozialwissenschaftliche Arbeitsmarktforschung (SAMF), Paderborn

Schmiede, Rudi (1997): Die Konsolidierung betriebsinterner Arbeitsmarktstrukturen
in der deutschen Wirtschaft in der Periode vom Ersten bis zum Zweiten Welt-

122



krieg (Studien zur Geschichte betriebsinterner Arbeitsméarkte in Deutschland,
Teil 4), Darmstadt: SAMF-Arbeitspapier 1997-2

Schmiede, Rudi/Schudlich, Edwin (1976): Die Entwicklung der Leistungsentlohnung
in Deutschland. Eine historisch-theoretische Untersuchung zum Verhéltnis
von Lohn und Leistung unter kapitalistischen Produktionsbedingungen, For-
schungsberichte des Instituts fir Sozialforschung Frankfurt, Frankfurt/Main

Schock, Eva Cornelia (1977): Arbeitslosigkeit und Rationalisierung. Die Lage der Ar-
beiter und die Kommunistische Gewerkschaftspolitik 1920-28, Frankfurt am
Main, New York

Schofer, Rolf (1981): Berufsausbildung und Gewerbepolitik. Geschichte der Ausbil-
dung in Deutschland, Frankfurt am Main, New York

Schoenbaum, David (1968): Die braune Revolution. Eine Sozialgeschichte des Dritten
Reiches, Ko6ln, Berlin

Schonfeld, Hans (1926): Kritische Studien zum wirtschaftlichen Problem des Zwei-
und Dreischichtensystems in Hochofenbetrieben (Schriften der Gesellschaft far
soziale Reform, Bd. 12, Heft 2), Jena

Schomerus, Heilwig (1977): Die Arbeiter der Maschinenfabrik Esslingen. Forschungen
zur Lage der Arbeiterschaft im 19. Jahrhundert, Stuttgart

Schomerus, Heilwig (1978): Soziale Differenzierungen und Nivellierung der Fabrikar-
beiterschaft Esslingen 1846-1914, in: Pohl, Hans (Hg.) (1978a): Forschungen
zur Lage der Arbeiter im IndustrialisierungsprozefS, Stuttgart, S. 20-64

Schomerus, Heilwig (1979): Saisonarbeit und Fluktuation. Uberlegungen zur Struktur
der mobilen Arbeiterschaft 1850-1914, in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich
(Hg.) (1979): Arbeiter im Industrialisierungsprozefs, S. 113-118

Schudlich, Edwin (1994): Von der externen zur internen Arbeitsmarktpolitik. Zur ar-
beitsmarktpolitischen Rationalisierung des Produktionsprozesses um die Jahr-
hundertwende (Studien zur Geschichte betriebsinterner Arbeitsmarkte in
Deutschland, Teil 1), Paderborn: SAMF-Arbeitspapier 1994-2

Schulz, Gunther (1978): Integrationsprobleme der Arbeiterschaft in der Metall-, Pa-
pier- und chemischen Industrie der Rheinprovinz 1850-1914, in: Pohl, Hans
(Hg.) (1978a): (Forschungen zur Lage der Arbeiter im Industrialisierungspro-
zefd, Stuttgart, S. 65-106)

Schulz, Gunther (1979): Die industriellen Angestellten. Zum Wandel einer sozialen
Gruppe im Industrialisierungsprozef5, in: Pohl, Hans (Hg.) (1979b): Sozialge-
schichtliche Probleme in der Zeit der Hochindustrialisierung 1870-1914), Pa-
derborn, S. 217-266

Schumann, Fritz (1911): Die Arbeiter der Daimler-Motoren-Gesellschaft Stuttgart-
Untertiirkheim, in: Schriften des Vereins flir Socialpolitik, Bd. 135, Teil 1, S. 1-
152, Leipzig

Siegel, Tilla (1981): Lohnpolitik im nationalsozialistischen Deutschland, in: Sachse,

Carola u.a. (1982): Angst, Belohnung, Zucht und Ordnung, Opladen, S. 54-
139

123



Siegel, Tilla/Freyberg, Thomas von (1991): Industrielle Rationalisierung unter dem
Nationalsozialismus (Forschungsberichte des Instituts fir Sozialforschung
Frankfurt am Main), Frankfurt am Main/New York

Sohn-Rethel, Alfred (1973): Okonomie und Klassenstruktur des deutschen Faschis-
mus, Frankfurt am Main

Sorer, Richard (1911): Auslese und Anpassung der Arbeiterschaft in einer Wiener Ma-
schinenfabrik, in: Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd. 135, Teil 1, S.
153-257, Leipzig

Spode, Hasso (1982): Arbeiterurlaub im Dritten Reich, in: Sachse, Carola u.a. (1982):
Angst Belohnung, Zucht und Ordnung, Opladen, S. 275-328

Stollberg, Gunnar (1981): Die Rationalisierungsdebatte 1908 - 1933. Freie Gewerk-
schaften zwischen Mitwirkung und Gegenwehr, Frankfurt am Main/New York

Stolle, Uta (1980): Arbeiterpolitik im Betrieb. Frauen und Mé&nner, Reformisten und
Radikale, Fach- und Massenarbeiter bei Bayer, BASF, Bosch und in Solingen
(1900-1933), Frankfurt am Main, New York

Syrup, Friedrich (1912): Studien Uber den industriellen Arbeiterwechsel, in: Thiinen-
Archiv, Bd. 4 (1912), S. 261-303

Syrup, Friedrich (1914): Der Altersaufbau der industriellen Arbeiterschaft, in: Thu-
nen-Archiv, Bd. 6 (1914), S. 14-115

Syrup, Friedrich (1915): Die soziale Lage der sefShaften Arbeiterschaft eines ober-
schlesischen Walzwerkes, in: Schriften des Vereins fiir Socialpolitik, Bd. 153,
Mitnchen, Leipzig, S. 131-218

Tenfelde, Klaus (1979a): Der bergmannische Arbeitsplatz wihrend der Hochindustria-
lisierung (1890-1914), in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Ar-
beiter im Industrialisierungsprozef, Stuttgart, S. 283-335

Tenfelde, Klaus (1979b): Bildung und sozialer Aufstieg im Ruhrbergbau vor 1914. Vor-
laufige Uberlegungen, in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Ar-
beiter im Industrialisierungsprozefs, Stuttgart, S. 465-493

Tilly, Richard H. (1982): Markte - Méachte - Arbeit. Beitrdge zur Arbeitsmarktfor-
schung, in: Pierenkemper, Toni/Tilly, Richard (Hg.) (1982): Historische Ar-
beitsmarktforschung, S. 277-288

Timmermann, Walter (1906): Die Entlohnungsmethoden in der Hannoverschen Eisen-
industrie (Untersuchungen tber die Entldhnungsmethoden in der deutschen
Eisen- und Maschinenindustrie, hgg. v. Centralverein fir das Wohl der arbei-
tenden Klassen, Heft 3), Berlin

Vetterli, Rudolf (1979): Arbeitssituation und Organisationsverhalten Schweizer Metall-
arbeiter, in: Conze, Werner/Engelhardt, Ulrich (Hg.) (1979): Arbeiter im In-
dustrialisierungsprozefS, Stuttgart 336-361

Watteroth, Richard (1915): Die Erfurter Schuharbeiterschaft, in: (Schriften des Ver-
eins far Socialpolitik, Bd. 153), Mtinchen, Leipzig, S. 1-130

124



Wernsing, Caroline (1927): Die Wanderungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt in der
Nachkriegszeit (Fragen des Arbeitsmarktes. Dissertationsreihe des Seminars
fur Arbeitsvermittlung und Berufsberatung an der Universitdt Munster i. W.,
Heft I), Mtnster

Wheeler, Robert (1974): Zur sozialen Struktur der Arbeiterbewegung am Anfang der
Weimarer Republik. Einige methodologische Bemerkungen, in: Mommsen,
Hans/Petzina, Dietmar/Weisbrod, Bernd (Hg.) (1974): Industrielles System
und politische Entwicklung in der Weimarer Republik, Bd. 1, Dusseldorf, S.
179-189

125



	Arbeitsökonomische Aspekte betriebsinterner Arbeitsmarktstru

